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Eröffnung 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Hiermit eröffne ich die Sitzung des Bundesausschusses der CDU Deutschlands und 
begrüße Sie sehr herzlich. 

Diese Sitzung findet zu einem wichtigen Zeitpunkt statt. Wir stehen knapp 18 Monate vor der 
nächsten Bundestagswahl. Wir haben, wie Sie wissen, eine ganze Reihe wichtiger Landtags­
wahlen bis zur Bundestagswahl vor uns. Das heißt, wir müssen jetzt - ich werde das nachher 
in meinem Bericht noch einmal deutlich sagen - alles tun und unsere ganze Kraft einsetzen, 
um die notwendigen Entscheidungen zur Sicherung der Zukunft unseres Landes durchzuset­
zen. Daß dies angesichts der Themen, die wir behandeln werden müssen, nicht ganz einfach 
ist, weiß jeder von uns. 

Wir haben uns heute - nachdem es bereits viele Besprechungen und Beschlußfassungen im 
Vorfeld gab - vorgenommen, über das Thema „Rentenreform" zu sprechen. Das ist ein The­
ma, das viele in besonderer Weise bewegt. Es ist von den Inhalten her ein schwieriges The­
ma, weil immer wieder spezielle Detailfragen zu erörtern sind. Es ist zugleich ein Thema, das 
breite Schichten unseres Volkes betrifft: die Älteren, die Rentnergeneration - heute sagt man 
lieber: die Seniorengeneration -, ebenso wie die mittleren Generationen und die Jüngeren, um 
deren Zukunft es ja auch geht. Deswegen ist es wichtig, daß wir bei der heutigen Tagung die 
Diskussion dem Thema angemessen, offen und auch fair miteinander führen. Ich schlage vor, 
daß wir jetzt gleich über die Tagesordnung beschließen. 

Zur Tagesordnung will ich von/veg sagen, daß es das Ziel ist - dies ist auch der Vorschlag des 
Bundesparteivorstandes -, heute einen Beschluß zu fassen, der uns als Partei in die Lage ver­
setzt, alsbald mit unseren Freunden in der CSU entsprechend unseren Verabredungen über 
Inhalte und Gestaltung zu sprechen. Wir würden sonst in große Terminschwierigkeiten kom­
men. Wir werden darüber hinaus in der Koalition mit den Kollegen von der FDP über dieses 
Thema sprechen, da es das Ziel ist, einen Regierungsentwurf zu diesem Thema einzubringen. 
Ich rate uns, ungeachtet dessen, was wir auf anderen Feldern - etwa im Bereich der Steuerpo­
litik - im Augenblick erleben, möglichst früh den Versuch zu unternehmen, mit den Sozialde­
mokraten ein Gespräch über die Rentenreform zu führen. Ich würde es sehr begrüßen, wenn 
sich die Tradition fortsetzen ließe, die es seit der Rentenreform in den 50er Jahren immer wie­
der ermöglichte, am Ende des Gesetzgebungsverfahrens zu einer gemeinsamen Entschei­
dung in der Rentenpolitik zu kommen. Es geht hier nicht darum, eine Art große Koalition zu bil­
den, sondern es geht darum, bei einem so wichtigen Thema wie „Rente", das breite Schichten 
der Bevölkerung unmittelbar berührt, zu einem Konsens zu kommen. Es gibt genügend ande­
re Themen, über die wir uns im Wahlkampf mit der SPD kritisch auseinandersetzen können. 

Ich will Ihnen das Verfahren noch einmal schildern. Der heutige Beschluß führt dazu, daß wir 
mit CSU und FDP sprechen, um zu einer gemeinsamen Vorlage zu kommen. Es wird dann, 
wie es üblich ist, ein Referentenentwurf erarbeitet, der an alle interessierten Kreise der deut­
schen Gesellschaft und Politik verschickt wird. Die Bundesregierung wird sodann einen Re­
gierungsentwurf vorlegen, der in Bundestag und Bundesrat eingebracht wird. Angesichts der 
Bedeutung des Themas ist klar, daß im Bundesrat und vor allem im Bundestag eine breite Dis-



kussion in den Fachausschüssen, insbesondere im Rahmen von Anhörungen, und auch im 
Plenum stattfinden wird. 

Es geht heute um unser Votum als Partei. Es geht darum, daß wir als CDU unsere Meinung in 
den Prozeß einbringen, der am Ende zu einem Gesetz führen soll. Für mich ist es sehr wich­
tig, daß wir im Blick auf die Gesamtkonzeption für das Arbeitsjahr 1997 alles tun, um den Re­
gierungsentwurf noch vor der Sommerpause auf den Weg zu bringen, damit die Ausschüsse 
eingehend - dies darf nicht unter Zeitdruck geschehen - darüber beraten können. Das Ziel 
muß sein, daß wir möglichst zu Beginn des neuen Jahres die Richtung abgesteckt haben. Mir 
persönlich wäre es am liebsten, wir könnten schon zu Beginn des neuen Jahres die Schluß­
abstimmung in den beiden Kammern - Bundestag und Bundesrat - durchführen. 

Nach dem, was wir im Parteivorstand vereinbart haben, ist für heute folgender Ablauf vorge­
sehen: Nach der Eröffnung wird der Generalsekretär die Regularien abhandeln. Danach folgt 
der Bericht des Parteivorsitzenden, über den natürlich auch diskutiert werden kann. Ich habe 
allerdings den Wunsch, daß wir den Bericht des Vorsitzenden und die Diskussion darüber 
nicht als Hauptpunkt ansehen, sondern die Beratung und die Beschlußfassung über die Vor­
lage zur Rentenreform als den zentralen Punkt betrachten. Es ist vorgesehen, daß der Kolle­
ge Norbert Blüm die Vorlage des Bundesvorstands erläutert und anschließend Kurt Bieden­
kopf, der, wie Sie wissen, in der Grundsatzfrage - gemeinsam mit anderen, die hier anwesend 
sind - eine andere Meinung vertritt, seinerseits eine entsprechende Einführung gibt. Wir ha­
ben vereinbart, daß beide Referate nicht länger als 25 bis 30 Minuten dauern, damit wir genü­
gend Zeit für die Diskussion haben. Nach den Referaten treten wir unmittelbar in die Diskus­
sion - auch über die Anträge - ein. Das Verfahren wird Peter Hintze gleich noch näher erläu­
tern. Er wird auch etwas zu den Möglichkeiten sagen, noch zusätzliche Anträge einzubringen. 
Für die Schlußabstimmung wünsche ich mir eine möglichst starke Präsenz. Eines kann ich Ih­
nen sicher versprechen: Das Schlußwort des Parteivorsitzenden wird ganz knapp sein. 

Meine Damen und Herren, soviel zum Ablauf. Sind Sie damit einverstanden, daß wir die Ta­
gung in dieser Weise gestalten? Wer dafür ist, den bitte ich um das Zeichen mit der Stimm­
karte. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es ist einstimmig so beschlossen. - Nun hat Peter 
Hintze das Wort. 

Generalsekretär Peter Hintze: Ich rufe nun auf: 

REGULARIEN 

Wir schlagen vor, daß das Präsidium der CDU als Tagungspräsidium eingesetzt wird. Wer da­
mit einverstanden ist, den bitte ich um das Zeichen mit der Stimmkarte. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Es ist so beschlossen. 

In Ihren Unterlagen finden Sie einen Vorschlag für die Mandatsprüfungskommission. Die Na­
mensliste liegt ihnen vor. Gibt es dazu Einwendungen? - Wer mit dem Vorschlag für die Man­
datsprüfungskommission einverstanden ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Gegen­
stimmen? - Enthaltungen? - Es ist so beschlossen. 

Ihnen liegt weiterhin ein Vorschlag für die Stimmzählkommission vor. Gibt es dazu Wortmel­
dungen? - Das ist nicht der Fall. Wer dem Vorschlag zur Berufung der Stimmzählkommission 



zustimmt, den bitte ich um das Zeiclien mit der Stimmkarte. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Es ist so beschlossen. 

Ihnen ist des weiteren ein Vorschlag für die Antragskommission unterbreitet worden. Die Na­
mensliste liegt Ihnen vor. Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. Wer der An­
tragskommission in der vorgeschlagenen Form zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen. - Es ist 
so beschlossen. 

Wir haben Ihnen ferner einen Vorschlag für die Mandatsprüfungskommission für den 9. Bun­
desparteitag, der vom 12. bis 15. Oktober 1997 in Leipzig stattfindet, vorgelegt. Nach § 10 un­
serer Geschäftsordnung hat der Bundesausschuß die IVIandatsprüfungskommission für den 
Parteitag zu wählen. Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. Wer der Mandats­
prüfungskommission für den Parteitag in der vorgeschlagenen Form zustimmt, den bitte ich 
um das Stimmzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist diese Kommission berufen. 

Was die Anträge, insbesondere die Änderungsanträge zum Leitantrag des Bundesvorstan­
des angeht, so schlägt Ihnen der Bundesvorstand vor, daß die Antragsfrist auf heute mittag, 
12.00 Uhr, festgesetzt wird. Wir bitten also alle, die einen Änderungsantrag zu unserem Leit­
antrag oder einen sonstigen Antrag stellen wollen, diesen bis 12.00 Uhr einzureichen. Gibt es 
dazu andere Auffassungen? - Das ist nicht der Fall. Wer dafür ist, daß wir die Antragsfrist auf 
12.00 Uhr festlegen, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? 
- Es ist so beschlossen. 

Das Büro der Antragskommission befindet sich im Kleinen Saal. Wer einen Antrag stellen will 
- ein Antrag muß von sechs stimmberechtigten Delegierten unterstützt, das heißt unterschrie­
ben sein -, kann diesen bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Antragskommission im 
Kleinen Saal einreichen. Der Antrag wird dann aufgesetzt, in der Antragskommission behan­
delt und hier in die Beratungen eingeführt. 

Ich bitte die Mitglieder der Mandatsprüfungskommission des Bundesausschusses, sich jetzt 
beim Tagungsbüro einzufinden. Der Zeitpunkt, zu dem die Antragskommission zusammen­
tritt, wird nach Ablauf der Antragsfrist um 12.00 Uhr bekanntgegeben. - Ich rufe nunmehr 
Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

BERICHT DES PARTEIVORSITZENDEN 

Ich erteile unserem Parteivorsitzenden, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, zu seinem politischen 
Bericht das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde! 
Die Entscheidung, die wir heute zu treffen haben, und die Entscheidungen, die wir in nächster 
Zeit zu anderen zentralen Fragen zu treffen haben, markieren einen wichtigen Abschnitt in der 
Geschichte unseres Landes. Es handelt sich um Entscheidungen, die absolut notwendig sind, 
auch wenn sie nicht immer bequem, auch wenn sie schwer durchzusetzen sind. Denn die 
Welt, in der wir leben, hat sich dramatisch verändert. Wer aus Bequemlichkeit oder parteipo­
litischer Opportunität sagt: „Das kümmert uns jetzt gar nicht, wir versuchen lieber, uns über die 
Runden zu retten!", der versündigt sich an der Zukunft unseres Landes. Wir, die Union, müs­
sen unseren Zukunftskurs entschlossen durchsetzen. 



Bevor ich aber zu den Sachfragen komme, will ich noch einmal auf ein höchst erfreuliches 
Wahlergebnis eingehen. Ich will unseren Freunden aus Hessen und vor allem aus Wiesbaden 
sehr herzlich zur Wahl von Hildebrand Diehl zum Oberbürgermeister gratulieren. Das ist ein 
großartiger Erfolg für Hildebrand Diehl und für die gesamte hessische Union. Was mich aber 
am allermeisten daran freut, ist die Tatsache, daß dort wieder einmal einer gewonnen hat, 
dem die dreimal gescheiten Auguren vorher überhaupt keine Chance eingeräumt hatten. Das 
zeigt erneut, daß jemand, der für seine Überzeugung einsteht und kämpft, statt sich in die Bü­
sche zu verdrücken, beim deutschen Wähler immer noch sehr gut ankommt. 

Wenn die hessische CDU inzwischen acht von insgesamt zwölf Oberbürgermeisterinnen und 
Oberbürgermeistern stellt - nämlich in den kreisfreien Städten Frankfurt, Kassel, Wiesbaden, 
in den großen Kreisstädten Fulda, Hanau, Bad Homburg, Marburg und Rüsselsheim -, dann 
ist das ein gutes Zeichen für unsere Parteiarbeit, aber auch ein zusätzlicher Ansporn, auf den 
Rathäusern Flagge zu zeigen, möglichst gute Arbeit zu leisten sowie überzeugende Kandida­
tinnen und Kandidaten aufzustellen; denn wir haben eine Chance, wenn die Wähler merken, 
daß wir diese Chance tatkräftig wahrnehmen wollen. Das gilt für die Wahlen in den Städten 
und Gemeinden ebenso wie in den Ländern und im Bund. 

Liebe Freunde, in diesen Wochen und Monaten stehen wir in der entscheidenden Phase die­
ser Legislaturperiode. Noch nie mußten wir in so kurzer Zeit so viele grundlegende Reformen 
angehen. Aber wir müssen es tun, damit Deutschland seinen Spitzenplatz im weltweiten Wett­
bewerb behaupten kann. Wir müssen die notwendigen Entscheidungen jetzt treffen. 

Heute geht es um die Rentenreform. Wir haben ja schon unsere Ziele für die Steuerreform und 
die dritte Stufe der Gesundheitsreform fesgelegt; wir haben Einigung über eine umwelt­
freundliche Reform der Kfz-Steuer erzielt; wir haben ein Konzept zur Verstärkung der Investi­
tionstätigkeit - vor allem im Baubereich - vorgelegt, und wir haben auch eine wichtige Ent­
scheidung zum Abbau der Steinkohlesubventionen getroffen. 

Auf diesem Weg der Reformen müssen wir jetzt Stück für Stück vorangehen. Ich weiß auch, 
daß noch eine schwierige Wegstrecke vor uns liegt, vor allem bei der parlamentarischen Um­
setzung der einzelnen Projekte. Es hat in den vergangenen Wochen viele Diskussionen ge­
geben - auch in den eigenen Reihen. Darunter gab es solche, die einen Sinn machen, weil sie 
zu einem vernünftigen Ergebnis führen, aber auch Diskussionsbeiträge, auf die ich gut ver­
zichten kann, weil sie mehr der eigenen Profilierung als der Entscheidungsfindung dienen. 

Die CDU ist eine Volkspartei, das heißt, daß wir in der Sache Kompromisse suchen und auch 
finden wollen. Wir sind keine Klientelpartei, sondern eine Partei, die aus einer bestimmten welt­
anschaulich geprägten Grundhaltung Politik gestaltet. Wir sind die Partei der Sozialen Markt­
wirtschaft. Ich sage das auch im Gedenken an Ludwig Erhard, dessen hundertsten Geburtstag 
wir vor wenigen Wochen gefeiert haben. Ich habe überhaupt nichts dagegen, wenn sich ande­
re in der deutschen Politik vorrangig als Partei der Marktwirtschaft verstehen. Wir sind die Par­
tei der Sozialen Marktwirtschaft. Das war, ist und bleibt eine unserer großen Stärken. 

Darin beruht auch unsere Fähigkeit zur Integration. Das heißt, wir müssen - auch an einem Tag 
wie heute - immer wieder versuchen, unterschiedliche Interessen zusammenzuführen. Wir 
müssen denen, die aus der Wirtschaft, aus dem Mittelstand und aus dem Handwerk zu uns kom-



men, genauso eine politische Heimat bieten wie denen, die sicli gewerl<schaftlicti organisieren, 
den Bauern ebenso wie den Beamten. Volkspartei heißt, daß wir uns auf eine breite Basis stüt­
zen können, daß wir überzeugende Vorstellungen für die Gestaltung der Zukunft unserer ganzen 
Gesellschaft vorzuweisen haben, auch wenn wir - das räume ich als Parteivorsitzender gerne 
ein - nicht jeden Tag ein strahlendes Erscheinungsbild abgeben können, weil die unerläßliche 
Diskussion und das Ringen um den gemeinsamen Weg das gelegentlich erschweren. 

Jetzt kommt es darauf an, die notwendigen Reformmaßnahmen offensiv zu vertreten, sie den 
Menschen immer wieder zu erläutern - und zwar mit verständlichen Worten - und sie dann 
auch durchzusetzen. Ich weiß sehr wohl, daß dies schwierig ist. Ein kluger Zeitgenosse mein­
te vor ein paar Tagen in einem Gespräch mit mir, er glaube nicht daran, daß die Deutschen 
genügend Reformfähigkeit besäßen. Ich habe dem heftig widersprochen; denn ich halte die­
se Auffassung für falsch. Ich weiß auch, wie demoskopische Meinungsbilder Zustandekom­
men. Bei der Frage nach der grundsätzlichen Notwendigkeit von Veränderungen ergeben 
sich stets deutliche Zwei-Drittel-Mehrheiten. Wenn Sie aber zehn Detailfragen stellen, erhal­
ten Sie auf alle zehn Fragen eine mehrheitlich ablehnende Antwort. Stellen Sie dann aber die 
Grundsatzfrage erneut, sagt immer noch eine Zwei-Drittel-Mehrheit, daß an den Veränderun­
gen kein Weg vorbei führt. 

Liebe Freunde, wenn die CDU Deutschlands sich in ihrer fünfzigjährigen Geschichte nicht im­
mer wieder schwierigsten Herausforderungen gestellt und ihre politischen Ziele durchgesetzt 
hätte, dann wären wir auch nie die große Volkspartei in Deutschland geworden. Keine der ent­
scheidenden Weichenstellungen wäre ohne unsere Durchsetzungskraft möglich gewesen - an­
gefangen von der Venwirklichung der Sozialen Marktwirtschaft über die Einbindung Deutsch­
lands in die westliche Gemeinschaft in den fünfziger und sechziger Jahren oder die Stationie­
rung der Mittelstreckenwaffen und die damit verbundene Stabilisierung der NATO in den acht­
ziger Jahren bis hin zur Unterstützung für unsere Soldaten in der Bundeswehr. Ich finde 
übrigens, daß deutsche Soldaten in diesen Tagen bei der Evakuierung Deutscher und von 
Staatsangehörigen anderer Nationen aus Albanien ein großartiges Bild geboten haben; dafür 
sollten wir unseren besonderen Dank und unseren Respekt zum Ausdruck bringen. 

Zu den großen Entscheidungen für unser Land gehört auch der schnelle Weg zur Deutschen 
Einheit, der natürlich auch Probleme mit sich gebracht hat. Aber ich bleibe dabei: Ich bin glück­
lich darüber, daß wir Deutschen diese historische Chance genutzt haben! Wenn wir uns heu­
te aus Selbstsucht und mangelndem Gemeinsinn nicht dazu bereit fänden, unsere Zukunft 
miteinander zu gestalten, dann wäre es um unser Land schlecht bestellt. Die Zukunftsfähig­
keit Deutschlands entscheidet sich vor allem daran, ob wir zu Gemeinsamkeit fähig sind. Das 
ist auch eine immaterielle Frage - eine Frage der inneren Kraft und des Glaubens an die eige­
ne Zukunft. 

Es geht jetzt darum, ob wir uns als reformfähig erweisen oder ob Besitzstandsdenken, Grup­
penegoismen und eine Blockadepolitik, wie sie die Sozialdemokraten betreiben, die notwen­
digen Reformen verhindern. Ich habe sehr viel Verständnis für freie Meinungsäußerung - das 
Demonstrationsrecht gehört dazu. Aber wir haben in diesen Tagen auch an mehreren Bei­
spielen erlebt, wie dabei Druckkulissen bis hin zur Gewaltdrohung aufgebaut wurden. Wir, die 
CDU Deutschlands, werden solchen Drohungen nicht weichen. Wir werden das tun, was wir 



für richtig halten. Die Autorität unseres freiheitlichen Rechtsstaates darf nicht angetastet wer­
den. Das Gewaltmonopol liegt ausschließlich beim Staat und sonst nirgendwo! 

Liebe Freunde, wir müssen angesichts von weit über vier Millionen Arbeitslosen eigentlich 
nicht weiter begründen, was jetzt zu geschehen hat. Wer jetzt die notwendigen Entscheidun­
gen blockiert, versündigt sich an denen, die heute eine Arbeit suchen. Es gibt keine vernünfti­
ge Alternative zu unseren Vorschlägen. Den Äußerungen von Herrn Lafontaine können Sie 
entnehmen, daß er mit seiner Blockade-Taktik die notwendigen Entscheidungen zuminde-
stens verschieben will, um sich dann im Wahljahr als „Retter in der Not" aufzuspielen. Wir wer­
den uns davon nicht beeindrucken lassen. Wir bleiben gesprächsbereit. Wir hatten verabre­
det, daß wir eine gemeinsame Arbeitsgruppe einsetzen. Diese Gruppe hat einmal getagt und 
einen weiteren Termin in Aussicht genommen; doch dieser Termin ist im Zusammenhang mit 
der Kohle-Diskussion von der SPD abgesagt worden. Es spricht überhaupt nichts dagegen -
und das hat der Finanzminister in unserem Auftrag gestern noch einmal angeboten -, daß die­
se Gruppe von Sachverständigen sich am besten schon heute zusammensetzt und die Arbeit 
wieder aufnimmt, zumal ich weiß, daß auch einige der sozialdemokratischen Mitglieder dazu 
bereit sind. Alles andere bringt uns in Wahrheit nichts. 

Ich kann nur noch einmal an alle demokratisch Verantwortlichen appellieren, jetzt das Not­
wendige zu tun, um das Land nach vorne zu bringen. Wir - Bundesregierung, Wirtschaft und 
Gewerkschaften - haben uns vor über einem Jahr gemeinsam das Ziel gesetzt, die Arbeitslo­
sigkeit bis zum Jahr 2000 zu halbieren. Wir haben nicht gesagt: Wir halbieren die Arbeitslo­
sigkeit, sondern wir haben uns das zum Ziel gesetzt. Nun sagen viele, das sei gar nicht zu er­
reichen. Ich halte diese Debatte für ziemlich unnötig. Uns muß es darum gehen, möglichst vie­
le neue Arbeitsplätze zu schaffen. Wenn wir uns kein großes Ziel setzen, dann werden wir 
überhaupt nichts erreichen! Aber ich bin sicher: Wenn wir dieses Ziel alle gemeinsam ange­
hen, so können wir ein großes Stück auf diesem Weg vorankommen. 

Ich habe noch gut in Erinnerung, mit wieviel Mißtrauen und Zweifeln wir nach dem Regie­
rungswechsel 1982 zu kämpfen hatten. Wir haben damals von 1983 bis 1992 in der alten Bun­
desrepublik mehr als drei Millionen zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Wir haben heute -
wiederum auf die alte Bundesrepublik bezogen - trotz des drastischen Beschäftigungsein­
bruchs noch zwei Millionen Arbeitsplätze mehr als 1983. Wenn die Arbeitslosigkeit heute 
trotzdem höher ist, so hat dies auch damit zu tun, daß in der Zeit von 1988 bis 1993 über 
2,5 Millionen Zuwanderer auf den deutschen Arbeitsmarkt geströmt sind. Eine solche Zahl hat 
kein anderes Land zu verzeichnen. Ich weise meine Kollegen in der Europäischen Union im­
mer wieder auf diese gravierende Veränderung der Struktur unseres Landes hin. 

Es gibt übrigens noch eine Entwicklung, die ebenfalls erhebliche Auswirkungen auf den Ar­
beitsmarkt hat, daß nämlich immer mehr Frauen Dauerarbeitsplätze nachfragen, was - ne­
benbei bemerkt - in der DDR eine Selbverständlichkeit gewesen war. Ich kritisiere das nicht, 
im Gegenteil! Aber es kommt jetzt darauf an, daß Politik, Unternehmen und Gewerkschaften 
mit neuen Ideen gegen die Arbeitslosigkeit vorgehen, daß beispielsweise bei der Organisati­
on der Arbeit neue Wege beschritten werden. Der Gesetzgeber hat die entsprechenden Mög­
lichkeiten dazu geschaffen. Ich bin immer wieder verblüfft, wie wenig die Wirtschaft davon bis­
her Gebrauch macht. 
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Es gibt aber auch positive Zeichen. So wird in den Gewerkschaften in zunehmendem IVlaße 
der Zusammenhang zwischen Lohnzurückhaltung und Arbeitsplatzsicherung gesehen. In die­
sem Zusammenhang halte ich es für außerordentlich wichtig, daß wir unmittelbar nach Ostern 
mit einer ganzen Reihe von Gesprächen und Veranstaltungen beginnen werden, um auch in 
diesem Jahr eine hinreichend große Zahl von Ausbildungsplätzen im dualen System bereit­
stellen zu können. 

Wir haben im Rahmen unseres Gesamtkonzepts zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands neue Chancen zu mehr Beschäftigung eröffnet. Eine heftig umstrittene Maß­
nahme zur Kostenentlastung des Faktors Arbeit betraf die Entgeltfortzahlung im Krankheits­
fall. Ich hätte mir gewünscht, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer hier gemeinsam eine eigene 
Lösung gefunden hätten. Das ist aber nicht geschehen. Deshalb mußten wir entscheiden. Die 
Entlastungswirkung der von uns beschlossenen Neuregelung liegt erheblich über zehn Milli­
arden Mark. Wer über dieses Thema redet, sollte das auch einmal zur Kenntnis nehmen! 

Wir haben Einstellungshemmnisse abgebaut, beispielsweise durch die Anhebung der Schwel­
le für den Kündigungsschutz von fünf auf zehn Arbeitnehmer. Ich hoffe sehr, daß diejenigen 
aus dem Mittelstand und aus dem Handwerk, die damals diese Entscheidung nachdrücklich 
begrüßt haben, sie jetzt auch wirklich zur Schaffung neuer Arbeitsplätze nutzen. 

Darüber hinaus haben wir die steuerliche Abzugsfähigkeit für Arbeitsplätze in privaten Haus­
halten verbessert und die investitions- und beschäftigungsfeindliche Vermögensteuer abge­
schafft. 

Schließlich hat die Bundesregierung nach eingehenden Beratungen Inder vergangenen Wo­
che ein zusätzliches Maßnahmenpaket beschlossen, um Investitionen in Höhe von rund 
25 Milliarden DM anzustoßen. Ich habe ganz Erstaunliches darüber gelesen. Die Hohenprie­
ster der „reinen" Marktwirtschaftslehre haben mir sofort unterstellt, ich würde damit in die Fuß­
stapfen meines Amtsvorgängers treten. Um was geht es denn bei diesem Programm wirklich? 
Es geht weder um ein kreditfinanziertes Konjunkturprogramm, noch geht es um den Versuch, 
am Haushaltsrecht vorbei zusätzliche Mittel zu mobilisieren. Ein Investitionsvolumen von 
20 Milliarden D-Mark wird mit Mitteln der Kreditanstalt für Wiederaufbau initiiert; der Bundes­
haushalt wird dadurch nicht belastet. Es geht jetzt darum, sinnvolle Infrastrukturinvestitionen 
rasch auf den Weg zu bringen und insbesondere die schwierige Situation in der Bauwirtschaft 
zu stabilisieren. Wir alle wissen, daß Bauinvestitionen besonders beschäftigungsintensiv sind. 
Ich lege mich jetzt nicht auf Zahlen fest, aber seriöse Schätzungen gehen davon aus, daß da­
mit eine sechsstellige Zahl an Arbeitsplätzen gesichert werden kann. 

Mit dem Vorziehen öffentlicher Infrastrukturinvestitonen in Höhe von fünf Milliarden DM wol­
len wir - zeitlich befristet - auch private Finanzierungsmodelle erproben. Denen, die uns gleich 
wieder vorhalten, auf diesen Weg sollten wir uns erst gar nicht begeben, kann ich nur sagen: 
Angesichts der Fülle dringend notwendiger Investitionen bekenne ich mich ausdrücklich dazu, 
daß wir diesen kontrollierten Versuch auch einmal in Deutschland wagen. 

Es bleibt dabei: Die notwendigen Konsolidierungsanstrengungen im Bundeshaushalt werden 
durch all diese Maßnahmen im Rahmen des beschäftigungsfördernden Investitionsprogramms 
nicht berührt; sie müssen ohne Frage fortgesetzt werden. 
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Wir haben auf dem Weg der Reformen schon vieles vorangebracht, und wir sollten uns jetzt 
auch gemeinsam darum bemühen, das der Bevölkerung klarzumachen. Unsere Anstrengun­
gen haben bereits Wirkungen erzielt. Es gibt deutliche Anzeichen für eine Verbesserung der 
konjunkturellen Entwicklung - auch aufgrund externer Faktoren. In diesem Jahr rechnen wir 
mit einem realen Wirtschaftswachstum zwischen zwei und zweieinhalb Prozent. Es ist auch 
unübersehbar, daß sich in der deutschen Wirtschaft ein Stimmungswechsel anbahnt. Deutsch­
land ist durch die von uns eingeleiteten Reformen für ausländische Investoren wieder attrak­
tiver geworden. Vor einem Jahr hat der Opel-Vorstandsvorsitzende David Herman über den 
Standort Deutschland viel Kritisches gesagt; ich habe damals mit ihm darüber diskutiert und 
mich auch geärgert. Er hat vor kurzem wörtlich gesagt: „Die Situation in Deutschland hat sich 
gegenüber den westlichen Nachbarn wesentlich verbessert. Wir sind dabei, unsere Standort­
nachteile abzubauen... Wer über Investitionen nachdenkt, muß Deutschland wieder einbezie­
hen." In diesen Tagen wirbt die größte Bank in den Niederlanden bei holländischen Anlegern 
dafür, in Deutschland zu investieren: in einem Land, das seine Zukunft meistern wird. Ich wün­
sche mir etwas mehr von dieser Überzeugung auch hier bei uns. 

Wir müssen jetzt Punkt um Punkt unsere Reformen umsetzen. Dazu gehört die große Steu­
erreform, ein Schlüsselinstrument für mehr wirtschaftliche Dynamik und Beschäftigung. Es ist 
dringend notwendig, die Steuersätze in Deutschland auf ein international wettbewerbsfähiges 
Niveau zu senken. Das ist eine entscheidende Botschaft für ausländische Investoren. Es geht 
aber ebenso um mehr Steuergerechtigkeit, denn künftig sollen auch diejenigen Steuern zah­
len, die sich bisher durch Ausnutzung von steuerlichen Ausnahmen und Sonderregelungen 
Steuerfreiheit verschafft haben. Wir wollen über unsere Vorschläge mit unserem Koalitions­
partner, aber natürlich auch mit der SPD sprechen, die ja die Mehrheit im Bundesrat hat. 

Wie die Steuerreform sind auch die Renten- und die Gesundheitsreform zwingend erforder­
lich. Es geht hier entscheidend um eine Begrenzung der Lohnnebenkosten, vor allem aber 
auch darum, die sozialen Sicherungssysteme auf Dauer stabil zu halten. Wir haben in den bei­
den Koalitionsfraktionen in der letzten Woche die dritte Stufe der Gesundheitsreform behan­
delt, mit der die Kostendynamik gebremst werden soll. 

Ich nenne nur zwei Zahlen, um die Dramatik der Kostensteigerungen deutlich zu machen: 
1991 haben die gesetzlichen Krankenkassen 173 Milliarden Mark für ihre Versicherten ausge­
geben; fünf Jahre später waren es bereits 235 Milliarden Mark. Nun weiß doch jeder, daß 
Deutschland in diesen Jahren nicht von Epidemien mittelalterlichen Ausmaßes heimgesucht 
worden ist, sondern daß sich hier - wie in vielen anderen gesellschaftlichen Bereichen - be­
denkliche Einstellungen bemerkbar machen nach dem Muster: „Ich habe etwas eingezahlt -
das will ich mindestens wieder heraushaben!" „Mindestens" heißt dann im Regelfall: „Ich will 
mehr heraushaben." Daß diese Rechnung nicht aufgehen kann, liegt doch auf der Hand. 

Entscheidend bleibt, daß auch künftig niemand auf medizinisch notwendige Leistungen ver­
zichten muß. Wir brauchen aber eine neue und dauerhaft tragfähige Balance zwischen der 
unverzichtbaren Solidarität der Versichertengemeinschaft einerseits und der Eigenverant­
wortung des einzelnen Versicherten andererseits. 
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In diesen Zusammenhang gehört natürlich auch die demographische Entwicklung: Die Men­
schen in Deutschland werden heute im Schnitt beinahe doppelt so alt wie bei der Einführung 
der Bismarckschen Sozialgesetze und können dank der hochentwickelten und umfassenden 
medizinischen Versorgung auch an ihrem Lebensabend eine ganz andere Lebensqualität 
gewinnen als frühere Generationen. Aber das hat natürlich enorme Auswirkungen auf die 
Krankenversicherungen und zwingt uns zu einer Reform unseres Gesundheitswesens. Aller­
dings füge ich gleich hinzu: Wir wollen unter keinen Umständen - wie anderswo in Europa -
dahin-kommen, daß mit 75 Jahren bei der gesetzlichen Krankenkasse Schluß ist mit der Be­
zahlung von Bypassoperationen oder neuen Hüftgelenken. Das ist nicht unsere Vorstellung 
von einer menschlichen Gesellschaft! 

Wir stehen zu der schon erwähnten Vereinbarung zwischen Bundesregierung, Wirtschaft und 
Gewerkschaften vom Januar letzten Jahres, in der wir uns das Ziel gesetzt haben, die Beiträ­
ge zur Sozialversicherung bis zum Jahr 2000 wieder unter 40 Prozent zu senken. Auch da hö­
re ich sofort viele Bedenkenträger einwenden: „Das schaffen die nie." Überhaupt höre ich zur 
Zeit von morgens bis abends das vielstimmige Lamento: „Das haben wir noch nie so gemacht! 
Das kann doch gar nicht funktionieren! Warum fangen wir dann überhaupt damit an?" Liebe 
Freunde, wenn wir - die CDU Deutschlands - in dreieinhalb Jahrzehnten Reglerungsverant­
wortung nach diesem Motto gehandelt hätten, dann hätte sich unser Land mit Sicherheit nicht 
so entwickelt, wie es sich glücklicherweise entwickelt hat. Wir haben das nicht allein erreicht, 
viele Menschen guten Willens haben dabei mitgewirkt. Aber jetzt kommt es erneut entschei­
dend darauf an, daß wir die notwendigen Entscheidungen treffen. 

Mit der Reform der Renten- und Krankenversicherung wollen wir unseren Beitrag zum ver­
einbarten Abbau der gesetzlichen Lohnzusatzkosten leisten. Im übrigen sollten wir aber auch 
immer wieder an die schlichte Tatsache ehnnern, daß 55 Prozent der Lohnzusatzkosten aus 
tarifvertraglich vereinbarten und freiwilligen Leistungen bestehen. Wer also verlangt, die Poli­
tik müsse handeln - was ich ja durchaus akzeptiere -, der muß sich zumindest die Frage ge­
fallen lassen: „Was tut Ihr denn eigentlich?" 

Liebe Freunde, bei allem, was wir jetzt tun - ob das die Rentenreform, die Steuerreform oder 
die Gesundheitsreform betrifft -, müssen wir von den Tatsachen ausgehen. Tatsache ist bei­
spielsweise, daß Deutschland mit die niedrigste Geburtenrate in Europa aufweist. Tatsache 
ist auch die erfreuliche Feststellung, daß die Menschen in Deutschland im Durchschnitt immer 
älter werden; um die Jahrtausendwende werden drei Millionen über Achtzigjährige hier leben. 
Wir sprechen bei der Rentenreform über einen Zeitraum bis zum Jahr 2030, an dessen Ende 
voraussichtlich 26 Prozent der Bevölkerung über 65 Jahre alt sein werden; heute liegt dieser 
Anteil bei 15 Prozent! 

Tatsache ist außerdem, daß bei uns junge Leute mit knapp 30 Jahren die Universität verlassen, 
während in den meisten anderen EU-Ländern die jungen Akademiker mit 25 Jahren ins Be­
rufsleben gehen. In vielen Fällen stehen heute bei deutschen Akademikern 50 Jahren Kindheit, 
Ausbildung und Ruhestand nur etwa 30 Jahre Erwerbstätigkeit gegenüber. Diese Rechnung 
kann einfach nicht aufgehen! Ich will bei dieser Gelegenheit denn auch unsere Freunde in den 
Landesregierungen darum bitten, die Fragen der Universitätsreform nicht länger nur in Kultus-
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ministerkonferenzen zu behandeln, sondern darauf zu drängen, daß die notwendigen Struk­
turveränderungen auch wirklich durchgesetzt werden. 

Liebe Freunde, heute haben wir über den Bericht der Rentenreform-Kommission zu befinden. 
Ich bedanke mich ausdrücklich bei Norbert Blüm und den Mitgliedern der Parteikommission; 
ich nehme diese Gelegenheit aber auch wahr, um mich bei den Mitgliedern der Regierungs­
kommission zu bedanken. 

Ich finde es ganz in Ordnung, daß es zu diesem Bericht auch bei uns durchaus unterschiedli­
che Meinungen gibt, daß beispielsweise Kurt Biedenkopf sein Konzept einer Grundsicherung 
zur Debatte stellt, über das wir heute ebenfalls eingehend beraten werden. Solche Auffas­
sungsunterschiede gehören ganz selbstverständlich zu einer lebendigen Volkspartei. Man 
kann doch keine Reformen auf den Weg bringen, wenn man darüber nicht vorher in aller Of­
fenheit und im Detail gesprochen und diskutiert hat. 

Mein herzlicher Wunsch ist, daß wir alle uns für die Arbeit in den Orts-, Kreis-, Bezirks- und 
Landesverbänden vornehmen, nicht zu fragen, was populär ist, sondern was richtig und not­
wendig ist. Wenn wir das Richtige und das Notwendige tun, wenn wir kämpferisch dafür ein­
treten, dann ist es für mich überhaupt keine Frage, daß wir auch bei den kommenden Wahlen 
erfolgreich sein werden. 

Liebe Freunde, wir müssen alles dafür tun, unseren Platz in der Europäischen Union und unter 
den Völkern der Welt zu sichern. Unsere Freunde und Partner blicken mit vielfältigen Erwar­
tungen auf uns. Sie fragen sich, aber auch uns: „Werden die Deutschen auf ihrem Weg nach 
Europa bleiben? Werden sie auch weiterhin Motor der europäischen Einigung sein oder in ei­
ne innenpolitische Nabelschau verfallen und ihr europäisches Engagement hintanstellen?" 

Es sind in der Tat große Erwartungen, die an uns gerichtet werden. Gerade in diesen Tagen 
konnte man angesichts der Vorgänge in Albanien erkennen, wie viele in Europa und in der 
Welt dafür dankbar sind, daß Deutschland seine volle Verantwortung gegenüber der Welt 
wahrnimmt - ohne Wenn und Aber. Das beweisen auch die deutschen Soldaten im Rahmen 
des SFOR-Einsatzes im früheren Jugoslawien. Auch dafür ein herzliches Wort des Dankes! 

Liebe Freunde, trotz all unserer Probleme sind wir eines der wohlhabendsten Länder dieser 
Erde. Und in weiten Teilen Afrikas, Lateinamerikas und Asiens erwarten die Menschen unse­
re Hilfe. Wir werden in wenigen Wochen auf der Sondergeneralversammlung der Vereinten 
Nationen über die Folgerungen aus der ersten Umweltkonferenz von Rio diskutieren. Auch 
hier enwarten die Länder der Dritten Welt von uns entscheidende Unterstützung für eine Ver­
besserung ihrer Lebensumstände und zur Sicherung ihrer Zukunft. 

Gerade wir Deutschen wissen besser als andere, welch ein Unglück es bedeutet, wenn in ei­
nem Teil der Welt kein Friede und keine Freiheit herrschen. In Deutschland leben heute weit 
über 300.000 Bürgerkriegsflüchtlinge allein aus dem früheren Jugoslawien. Wir können über­
all Männer, Frauen und Kinder treffen, die dieses schlimme Schicksal erlitten haben. Wir ha­
ben das nicht vergessen. So wichtig Wirtschafts- und Sozialpolitik auch immer sein mögen -
am allenA/ichtigsten bleibt der Erhalt von Frieden und Freiheit. Und die Einigung Europas ist 
die beste Garantie für den Frieden und die Freiheit im 21. Jahrhundert. 
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Im Juni wollen wir auf dem Europäischen Rat in Amsterdam den sogenannten Maastricht II-
Vertrag abschließen. Dort geht es um den Ausbau der inneren Struictur der Europäischen Uni­
on, um die Rolle des Europäischen Parlaments und viele andere zentrale Fragen für die Zu­
kunft Europas. Ich möchte nur einige beispielhaft nennen: Sind wir Europäer in der Lage, uns 
gemeinsam tatkräftig gegen grenzüberschreitende organisierte Kriminalität zur Wehr zu set­
zen? Werden wir unser Versprechen einhalten, den Ländern Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
den Zugang zur Europäischen Union zu eröffnen, damit sie in europäischer Solidarität den 
Weg ins nächste Jahrtausend gehen können? Sind wir bereit, die notwendige Schlußfolge­
rung aus der Tatsache zu ziehen, daß beispielsweise Krakau in der Mitte Europas liegt? 

Das alles kommt jetzt auf uns zu. Nun kann man sich natürlich auf den Standpunkt stellen, das 
alles sei zu schwierig und zuviel auf einmal. Die Alternative ist ziemlich einfach, liebe Freun­
de: Entweder wir stellen uns dieser Herausforderung oder wir drücken uns vor unserer ge­
schichtlichen Verantwortung. Auf diese Alternative gibt es nur eine Antwort: Wir - die Christ­
lich Demokratische Union Deutschlands - sind uns immer unserer Pflicht bewußt gewesen. 
Ich finde, diese Pflicht weiterhin zu erfüllen, macht auch Freude; denn wir tun es für unser 
Vaterland. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Herr Bundeskanzler. Ich frage die Dele­
gierten, ob das Wort zur Aussprache über den politischen Bericht gewünscht wird. - Das ist 
nicht der Fall. - Dann treten wir in die Beratung des Hauptthemas ein. Ich rufe Punkt 3 der Ta­
gesordnung auf: 

EINFÜHRUNG IN DAS THEMA: BUNDESMINISTER DR. NORBERT BLÜM 

Ich erteile dem Vorsitzenden unserer Parteikommission, Bundesarbeitsminister Dr. Norbert 
Blüm, das Wort. 

Dr. Norbert Blüm: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, liebe Freunde! Der Vorschlag 
des Bundesvorstandes, für den wir um Zustimmung bitten, beruht auf der intensiven Vorarbeit 
von zwei Kommissionen unter Beteiligung von Finanzwissenschaftlern, Wirtschaftswissen­
schaftlern, Juristen, Unternehmensberatern, Gewerkschaftern und Arbeitgebern. Die Rech­
nungen, die diesem Konzept zugrunde liegen, sind mit den Rentenversicherungsträgern und 
mit Versicherungsmathematikern der privaten Alterssicherung abgestimmt. Es ist ein Kon­
zept, das auf einer gesicherten Rechnungsgrundlage aufbaut. Ich will in meiner Begründung 
zunächst auf die Grundentscheidung hinweisen, dann die einzelnen Aspekte unseres Vor­
schlags erläutern und schließlich auf Einwände eingehen. 

Meine Damen und Herren, die Alternative, über die Sie heute entscheiden, lautet: Weiterent­
wicklung unseres Rentensystems oder Systemwechsel. Sie entscheiden heute nicht über Va­
rianten. Sie entscheiden vielmehr über zwei Konzepte, die Alternativen sind. Die Alternative 
heißt: beitragsfinanzierte, leistungsbezogene Rente oder steuerfinanzierte Einheitsrente. 

Die heute zu fällende Entscheidung muß auch die Frage beantworten, ob in unserem Soziai-
system Leistung sich noch künftig lohnt. Das Prinzip der Leistungsgerechtigkeit ist zwar ein al­
tes Prinzip, aber ich halte es nicht für veraltet. Ohne Bezug zu einer Vorleistung und ohne Prü­
fung des Bedarfs gewährt die Bürgerrente eine Einheitsrente, egal ob jemand gearbeitet, 
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schwarz gearbeitet oder nicht gearbeitet hat. Das wäre der Abschied vom Leistungsprinzip. 
Wir haben zu entscheiden zwischen der leistungsbezogenen Rente oder einer Bürgerrente, die 
nichts anderes wäre als Sozialhilfe ohne Bedarfsprüfung, die auch im Nettowert nur unwe­
sentlich über den durchschnittlichen Sozialhilfeleistungen läge. Wir haben zu entscheiden, ob 
auch künftig die Alterssicherung dem Vorsorgeprinzip entspricht und solidarisch organisiert 
ist oder sie den Versorgungsgedanken in den Vordergrund stellt. 

Die tragenden Ideen, die dem Konzept zur Weiterentwicklung der Alterssicherung zugrunde 
liegen, heißen erstens: Stärkung des Versicherungsprinzips, zweitens: Stärkung der Genera­
tionen-Solidarität. Das sind die beiden tragenden Ideen. Ich trete ein für eine Stärkung des 
Versicherungsprinzips. Diesen Weg haben wir bereits beschritten. Die Anerkennung von Aus­
bildungszeiten wurden zurückgeführt, die Fremdrentenansprüche wurden reduziert. Die ver­
sicherungsmathematischen Abschläge bei vorzeitigem Rentenbezug haben etwas mit dem 
Versicherungsprinzip zu tun. Ohne Abschlag würde der länger Arbeitende dem früher Aus­
scheidenden die vorzeitige Rente finanzieren. Wir machen unser Prinzip beitragsgerechter, 
drängen damit auch Umverteilung zwischen Personen zurück. Im Vordergrund steht die tem­
porale Umverteilung zwischen Lebensetappen. Ich trete ein für eine Stärkung des Leistungs­
prinzips, ohne Verzicht auf Solidarität. Die Rentenversicherung gewährt auch weiterhin Be­
rufsunfähigkeitsrenten, Hinterbliebenenrenten und Familienleistungen. 

Der zweite Gesichtspunkt ist der des Generationenausgleiches. Kein anderes Sozialversi­
cherungssystem ist so auf Generationensolidarität angewiesen wie die Rentenversicherung. 
Sie lebt ganz elementar von der Solidarität zwischen Jung und Alt. Und diese Solidarität gilt es 
immer wieder neu einzupendeln: Die Jungen dürfen nicht Beitragssätze zahlen müssen, un­
ter denen ihr Leistungswille zusammenbricht. Andererseits dürfen wir den Alten nicht ein Ren­
tenniveau zumuten, das ihrer Lebensleistung nicht entspricht. Zwischen diesen beiden An­
sprüchen gilt es die Balance herzustellen und das kann doch nicht unmöglich sein! Die Jun­
gen werden einmal alt, sie bestimmen damit auch über das Rentenniveau, das sie einmal er­
wartet, und die Alten waren einmal jung und jeder Enkel hat Großeltern und alle Großeltern 
haben Enkel. Insofern scheint mir der Generationenausgleich in der Rentenversicherung ge­
radezu in der Natur der Sache zu liegen. 

Wir versuchen, diesen Generationenausgleich durch eine demographische Formel neu zu re­
geln, die die längere Rentenbezugszeit infolge gestiegener Lebenserwartung berücksichtigt. 
Wenn die Menschen länger leben - wir freuen uns darüber - müssen sie den enworbenen Ren­
tenanspruch auf mehr Jahre verteilen. Das ist keine Rentenkürzung, das Volumen wird ledig­
lich auf mehr Jahre verteilt. Das ist das, was wir als neue demographische Formel anbieten. 

Die Erhöhung der Lebensarbeitszeit bleibt eine weitere Option. Sie trifft allerdings nur den Ren­
tenzugang, nur die Jungen, nicht die Alten. Aber ich mache darauf aufmerksam, daß wir die Al­
tersgrenze im verfassungsrechtlich schnellstmöglichen Tempo bis 2001 bei den Männern und 
bis 2004 bei den Frauen auf 65 Jahre anheben werden. Freilich, bei der Altersgrenze muß 
auch auf die Arbeitsmarktlage Rücksicht genommen werden. Für die Erhöhung der Lebens­
arbeitszeit haben wir im übrigen zwei Möglichkeiten: Entweder früherer Eintritt ins Berufsle­
ben durch Verkürzung der Ausbildungszeiten oder aber späterer Eintritt in die Rente. 
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Die Reform der Rentenversicherung wird auch die Renten wegen verminderteter Erwerbs­
fähigkeit neu ordnen. Das Risil<o der Erwerbsunfähigl<eit wegen eingeschränkter Gesundheit 
wird sachgerecht in der Rentenversicherung versichert. Wenn aber kein der gesundheitlichen 
Einschränkung entsprechender Arbeitsplatz vorhanden ist, so ist das nicht Risiko der Ren­
tenversicherung, sondern Risiko der Arbeitslosenversicherung und muß von ihr abgedeckt 
werden. Wir wollen diese Enwerbsunfähigkeitsrente auch als Teilrente anbieten, die durch 
Teilzeit ergänzt werden kann. 

Die Reform gehtauf zwei Wegen vor. Erstens: Entlastung durch Sparen. Das Netto-Rentenni-
veau soll in langsamen Schritten auf 64 Prozent abgesenkt werden. Den Kritikern sage ich: 64 
Prozent Rentenniveau hatten wir auch im Jahr 1974, und niemand hat gesagt, dies sei ein un­
zumutbares Niveau. Niveauabsenkung bedeutet nicht: Rentenkürzung. Keine bestehende 
Rente wird gekürzt, nur die Rentenanpassungen verlaufen flacher. Ich mache im übrigen dar­
auf aufmerksam, daß das Sparpotential keineswegs allein aus Absenkung des Niveaus be­
steht, sondern überdies aus der Reduzierung von beitragsfreien Ausbildungszeiten, der An­
hebung der Altersgrenze sowie der Neuordnung von Erwerbsunfähigkeitsrenten. 

Der zweite Weg ist die Umfinanzierung. Wir wollen die Kosten der Arbeit reduzieren durch 
Umfinanzierung von der Arbeit weg hin zum Verbrauch, was für eine exportorientierte Wirt­
schaft ein naheliegender Gesichtspunkt ist. Die Belastung der Arbeit verfolgt das Produkt rund 
um die Erde, die Belastung des Verbrauchs nur bis an die nationalen Grenzen. Dadurch kann 
der Beitragssatz um 1 Prozentpunkt gesenkt werden. Wir entlasten auf diese Weise die Ar­
beitskosten und geben überdies eine Antwort auf die Frage, ob die Rentenversicherung nicht 
Lasten tragen muß, die eigentlich nicht zu Lasten des Beitragszahlers gehen dürfen. Wir lei­
sten damit auch einen Beitrag zur Systemstabilisierung. Im übrigen bitte ich die Proportionen 
zu beachten: 75 Prozent des Einsparzieles erreichen wir über echte Sparmaßnahmen, ledig­
lich zu 25 Prozent ist die Umfinanzierung daran beteiligt. 

Wir prüfen im Zusammenhang mit der Reform auch die Frage: Was können wir tun, um die 
Erosion der Solidargemeinschaft zu stoppen? Für jedermann ist sichtbar: Die geringfügige 
Nebenbeschäftigung neben der Hauptbeschäftigung nimmt zu. Es muß mir mal einer er­
klären, wieso zwei geringfügige Beschäftigungsverhältnisse addiert werden und dann versi­
cherungspflichtig sind, eine geringfügige Beschäftigung neben der Hauptbeschäftigung aber 
nicht versicherungspflichtig ist. Oder anders ausgedrückt: Überstunden im Betrieb sind versi­
cherungspflichtig, Überstunden im Nebenjob an der Tankstelle aber nicht. Das ist irrational! 
Man darf sich nicht wundern, wenn durch solche Fluchtbewegungen diejenigen, die in der So­
lidargemeinschaft bleiben, mehr Beiträge zahlen müssen als sie eigentlich zahlen müßten. 

Es geht nicht darum, jede kleine Nebenbeschäftigung zu verhindern oder sogar die Aufwands­
entschädigung im Sport oder im kulturellen Bereich zu erfassen. Es geht vielmehr um die Fra­
ge: Wie verhindern wir die gezielte Strategie mancher Betriebe, aus Voll-Erwerbsarbeits-
plätzen viele geringfügige Arbeitsverhältnisse zu machen? Auch das ist eine Fluchtbewegung 
aus der Solidarität, die wir so nicht hinnehmen können. 

Mit der Reform müssen wir auch Antwort geben auf die Tendenz zur Abdrängung in Schein­
selbständigkeit. Das sind Selbständige mit arbeitnehmerähnlicher Erwerbstätigkeit, wenn sie 
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keine weiteren Arbeitnehmer bescliäftigen und in der Regel von einem einzigen Auftraggeber 
abhängig sind. Hier geht es um die Schutzbedürftigkeit dieses Personenkreises. 

Die Hinterbliebenenrente muß reformiert werden. Ich halte sie nach wie vor für unverzichtbar. 
Wollte man sie ganz streichen, dann würde die Rentenversicherung nur ein einziges Ehemo­
dell akzeptieren, bei dem beide Eheleute erwerbstätig sind. Jedes Ehemodell, bei dem nur ei­
ner enwerbstätig ist, würde aus der Alterssicherung herausfallen. Da frage ich: Steht es der 
Rentenversicherung überhaupt zu, solche privaten Lebensentscheidungen rentenrechtlich 
zu bewerten? Richtig ist aber auch: Je häufiger der eigene Rentenanspruch der Frauen ist, um 
so mehr sinkt der Anspruch auf eine abgeleitete Rente. Hier besteht ein Handlungsbedarf. Wir 
können ihm aber erst nachkommen, wenn wir genauere Daten über die Versorgungs- und Er­
werbssituation von Männern und Frauen haben. 

In diesem Zusammenhang wollen wir auch die familienpolitischen Leistungen der Rentenver­
sicherung neu ordnen. Als ersten Schritt und in Umsetzung der Rechtsprechung des Bundes­
verfassungsgerichtes werden wir sofort bei einem Zusammentreffen von Kindererziehungs­
zeiten mit anderen Beitragszeiten die Kindererziehungszeiten additiv - bis zur Beitragsbemes­
sungsgrenze - anrechnen. Darüber hinaus wollen wir damit beginnen, bei der rentenrecht­
lichen Bewertung der Kindererziehungszeiten stufenweise 100 Prozent statt wie bisher 
75 Prozent des Durchschnittsverdienstes aller Versicherten zugrunde zu legen. Dies ist ein 
weiterer Schritt zur Umsetzung unseres Grundsatzes, daß Erziehungsarbeit gleich viel wert 
ist wie Erwerbsarbeit. 

Wir haben nie den Anspruch erhoben, daß die Rentenversicherung die alles sichernde Al­
terssicherung ist. Wir sind immer ausgegangen von drei Säulen: gesetzliche Rentenversiche­
rung, betriebliche und private Altersvorsorge. Das entspricht dem Subsidiaritätsprinzip. Nun 
muß man feststellen, daß gerade die betriebliche Alterssicherung in den neuen Ländern so 
gut wie nicht vorhanden ist und in den alten Ländern zurückgeht. Hier muß man fragen, wie 
man die betriebliche Altersvorsorge stärken kann, auch arbeitsrechtlich. Die durch die Recht­
sprechung verursachten Dynamisierungszwänge machen es vielen kleinen Betrieben un­
möglich, ihren Mitarbeitern Zusagen zu machen, weil sie nicht kalkulieren können, wie groß 
die Ansprüche in 20 Jahren sein werden. Diese durch die Rechtsprechung erzwungene Auto­
matik der Dynamisierung muß beseitigt werden, wenn gerade auch in mittelständischen Be­
reichen die betriebliche Altersvorsorge einen neuen Schub bekommen soll. Betriebliche Al­
terszusagen dürfen aber auch keine goldenen Fesseln für Arbeitnehmer sein, die einen Be­
triebswechsel verhindern. Wir brauchen Mobilität in einer flexiblen Gesellschaft. Wer den Be­
trieb wechselt, muß nach einer angemessenen Zeit von Betriebszugehörigkeit den Anspruch 
mitnehmen können. 

Ich muß noch auf einige Einwände eingehen. Es wird z.B. gesagt, unser Alterssicherungssy­
stem verhindere nicht wirkungsvoll die Altersarmut. 

Ich kenne kein Alterssicherungssystem, das im Kampf gegen Altersarmut so erfolgreich ist, 
wie die beitrags- und leistungsorientierte Rente. Der Anteil der über 60jährigen an der Sozial­
hilfe als Hilfe zum Lebensunterhalt ist zwischen 1970 und 1994 von 3,8 auf 1,8 gesunken. Es 
ist nachweislich falsch, wenn aus der Höhe der Rente auf den Lebensstandard geschlossen 
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wird. Ich beispielsweise bin ein Kleinrentner, weil ich wenig Beitragsjahre habe. Ich würde 
deshalb aber nicht sagen, daß mein Lebensstandard im Alter gefährdet wäre. Deshalb warne 
ich davor, aus kleinen Renten auf Bedürftigkeit zu schließen. 

Ich verteidige die Rentenversicherung als ein wirksames Instrument, das Leistungsgerechtig­
keit und Solidarität verbindet und das allen Grund gibt, verteidigt zu werden. 

Lassen Sie mich auch noch auf den Einwand eingehen, diese Rentenversicherung überlaste 
die Jungen, und eine Grundrente würde die Jungen entlasten. Bei einer Grundrente zahlen 
die Jungen dreimal. Sie zahlen erstens die enworbenen Rentenansprüche der Rentner, die 
jetzt in Rente sind, weiter. Zweitens zahlen sie durch eine immense Steuererhöhung ihre 
Grundrente und drittens müssen sie noch eine Zusatzversorgung bezahlen. Und so kommt 
es, daß im Übergang das neue System nach zehn Jahren 39 Milliarden mehr kostet, nach 
20 Jahren 45 Milliarden - nicht acht Milliarden, wie behauptet wird. Deshalb käme dieses Sy­
stem nicht ohne eklatante Steuererhöhungen aus: Im Übergang direkte Steuern 30 Prozent, 
indirekte Steuern 45 Prozent; nach Berechnung des Bundesarbeitsministeriums sogar 52 
Prozent. Damit steht eine Grundrente mit dieser Steuererhöhung im Widerspruch zu unserer 
Politik der Steuerentlastung, wie wir sie gerade bei der Steuerreform ankündigen. 

Auch der Einwand, die gesetzliche Rentenversicherung sei deshalb nicht zukunftsfest, weil 
die Teilzeitarbeit zunimmt, ist nicht stichhaltig. 45 Jahre Teilzeit ist eine Ausnahme. Teilzeit­
arbeit ist in der Regel nicht das einzige Lebenseinkommen, sondern ein Zusatzeinkommen. 
Bei der Teilzeit haben wir es weniger mit der Umwandlung von Vollzeit-Arbeitsplätzen in Teil­
zeitarbeitsplätze zu tun. Hier wird vielmehr ein Erwerbspotential mobilisiert, das bisher über­
haupt nicht erwerbstätig war und folglich auch überhaupt keine Sicherung hatte. 

Ich fasse zusammen: Eine beitragsfinanzierte Rente ist verläßlicher, sie basiert auf Vorlei­
stung. Es ist ein mentaler Unterschied, ob ein Rentner oder eine Rentnerin eine Rente in dem 
Bewußtsein erhält, dafür eine Leistung erbracht zu haben, dafür gearbeitet zu haben, oder ob 
sie das Gefühl haben müssen, ihre Rente als staatliche Zuwendung gewährt zu bekommen. 
Das ist ein wichtiger emanzipatorischer Aspekt. 

Warum gehen die Schweden von der steuerfinanzierten Einheitsrente weg zur Beitragsfinan­
zierung? Weil die Beitragsfinanzierung auch Ansprüche besser steuert, da Ansprüche hier auf 
Vorleistung basieren. Eine Versorgungsrente kommt immer in den haushaltspolitischen Ver­
teilungsstreit, deshalb ist die beitragsfinanzierte Rente auch verfassungsrechtlich von höhe­
rer Sicherheit. Das wichtigste fürdie Rentner ist die Verläßlichkeit der Rente. Deshalb soll das 
Niveau nicht unter 64 Prozent sinken, und deshalb verbinden wir diese Reform mit der Zusa­
ge: keine Rentenkürzung infolge dieser Reform. 

Es tut der Rentenversicherung nicht gut, wenn sie zum Wahlkampfthema wird. Für das, was 
wir vorlegen, stehen wir in prinzipieller Übereinstimmung mit der CSU, in prinzipieller Über­
einstimmung mit der FDP, in prinzipieller Übereinstimmung mit der SPD, in prinzipieller Über­
einstimmung mit der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, in prinzipieller 
Übereinstimmung mit dem DGB, in prinzipieller Übereinstimmung mit der DAG. Und das wich­
tigste: die Rentenversicherungsträger haben an diesem Konzept mitgearbeitet. Deshalb mei­
ne Bitte: Jetzt muß entschieden werden, auch um des Vertrauens in die Rentenversicherung 
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wegen! Ich bitte Sie darum, der ieistungsbezogenen solidarischen Rentenversicherung treu 
zu bleiben. Roland Berger, Unternehmensberater, Mitglied der Regierungs-Rentenkommissi-
on, der unserem Vorhaben anfänglich eher skeptisch gegenüberstand, hat mir vor wenigen 
Tagen geschrieben, daß wir nicht gerade dann soziale Sicherungssysteme in Frage stellen 
sollten, wenn wir den Menschen massiven Struktunwandel und schwerwiegende Verände­
rungen im persönlichen und beruflichen Bereich abverlangen. Ich finde, wer Wandel friedlich 
organisieren will, der braucht einen verläßlichen Sozialstaat. Ein Sozialstaat hat nicht nur Ar­
mut zu bekämpfen, nicht nur Existenz zu sichern. Er hat auch für die da zu sein, die fleißig sind, 
die sich anstrengen. Auch in der Sozialversicherung muß sich Leistung lohnen! 

Generalsekretär Peter Hintze: Recht herzlichen Dank, Norbert Blüm. Ich sage auch Dank für 
die monatelange intensive Vorarbeit an dem Antrag, der heute zur Beratung und Beschlußfas­
sung ansteht. - Ich erteile nun Kurt Biedenkopf das Wort. 

Prof. Dr. KurtH. Biedenkopf: Herr Präsident, Herr Bundesvorsitzender, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, liebe Delegierte! Wir haben es mit zwei Vorschlägen zu tun. An beiden 
Vorschlägen ist lange gearbeitet worden. An dem einen in den Kommissionen mit der Unter­
stützung der Rentenversicherungsträger, mit der Unterstützung des Bundesarbeitsministers 
und seines Apparates. Der andere Vorschlag ist auch schon Gegenstand jahrelanger interner 
Diskussionen. Wir haben zwei unterschiedliche Wege vor uns liegen, zwei Alternativen: Die 
Vorlage des Bundesvorstandes empfiehlt uns, im bestehenden System weiter zu reformieren. 
Das Konzept der Bürgerrente empfiehlt uns, einen Übergang aus dem bestehenden in ein 
neues System zu suchen und langfristig ein neues System der Alterssicherung zugrunde zu 
legen. Damit treten eine ganze Reihe von Grundsatzfragen vor uns, über die ich im folgenden 
sprechen möchte. 

Für den ersten Vorschlag streitet die Erfahrung mit dem bestehenden System. Die Sozialpo­
litiker - Norbert Blüm hat es eindrucksvoll aufgezählt - der großen Volkspartelen, der Gewerk­
schaften, der Arbeitgeber, natürlich auch die Rentenversicherungsträger, die allerdings da 
auch einen beachtlichen eigenen Besitzstand haben, denn für eine Bürgerrente braucht man 
keine 240.000 Beschäftigte und kein Riesenheer von Rentenberatern und die haben natürlich 
auch ein Interesse daran, daß das System bestehen bleibt; was ich durchaus akzeptiere. Für 
das erste streitet der Bundesvorstand und der Bundesvorsitzende. 

Jetzt sind noch zwei weitere Zeugen berufen worden: Zum einen Roland Berger. Wenn Roland 
Berger den Unternehmen, die er berät, die gleiche Empfehlung geben würde, würde er kaum 
noch zu Beratungen in Unternehmen herangezogen. Und was zum zweiten die Schweden 
angeht, so hat mich das doch sehr interessiert. Ich habe deshalb gestern den früheren Mini­
sterpräsidenten Garlsson angerufen, um mal zu hören, was in Schweden los ist. In Schweden 
ist überhaupt noch keine Entscheidung gefallen. Bisher ist dort die Rentenversicherung nur 
von den Arbeitgebern und vom Staat bezahlt worden. Die Höhe der Rente war 60 Prozent. 
Garlsson hat mir gesagt, das könnten sie nicht mehr bezahlen und deshalb wollten sie jetzt die 
Arbeitnehmer beteiligen. Die Gewerkschaften haben daraufhin verlangt, daß die Arbeitneh­
mer nur beteiligt werden dürften, wenn sie vorher durch tarifvertraglich zugesicherte Lohner­
höhungen soviel mehr verdienen, daß diese Beteiligung ihr Einkommen nicht verringert. Was 
dabei herauskommt, ist völlig offen. Es gibt bisher nichts anderes als einen Kommissionsbe-
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rieht, deshalb sollte man jetzt jedenfalls die Schweden noch nicht bemühen. Ich l<önnte natür­
lich die Niederländer bemühen, die diese Grundsicherung plus Eigenvorsorge haben und die 
uns ja immer wieder als Vorbild für die Erweiterung der Teilzeittätigkeit und für den Zuwachs 
der Beschäftigung dienen. 

Für den zweiten Vorschlag streitet der Sachverständigenrat, der ausführlich in seinem jüng­
sten Jahresgutachten eine Grundabsicherung empfohlen hat; die Weltbank, die eine Unter­
suchung für die industriellen Nationen vorgelegt hat, die sagt: Auf Dauer ist dieses System 
nicht zu halten. Für den zweiten Vorschlag streiten die Bundesbank und - da der Bundesvor­
sitzende Ludwig Erhard erwähnt hat - auch Ludwig Erhard. Ludwig Erhard hat 1956 und 57 
dringend davor gewarnt, eine lohnabhängige beitragsfinanzierte Rente mit dem Anspruch 
einzuführen, daß sie Lebensstandard sichernde Funktion hat. Genau dies ist aber bis heute 
der Anspruch der gesetzlichen Rentenversicherung. Interessanterweise streitet für die zwei­
te Alternative auch die theoretische Grundlage für die Rentenreform von 1957, nämlich die 
sog. „Rothenfelser Denkschrift" von 1955, die an Konrad Adenauer erstattet wurde. An ihr hat 
neben den Professoren Eichinger, Muthesius und Neuendörfer jemand teilgenommen, der 
unsere höchste Verehrung verdient: nämlich Josef Höffner, der spätere Kardinal von Köln. 
Diese Männer haben vorgeschlagen, eine staatliche oder beitragsfinanzierte Grundsicherung 
einzuführen. Sie haben - mit dem englischen Wort - eine Absicherung der „Basic Needs" emp­
fohlen. Das ist ziemlich genau dasselbe. 

Was mich, Herr Vorsitzender, an Ihrer Grundsatzrede besonders gefreut hat, ist, daß ich ganze 
Passagen dieser Grundsatzrede für die Begründung meiner Alternative heranziehen kann. 
Keiner hat bisher so eindrücklich die tiefgreifenden Umwälzungen beschrieben, die auf uns 
zukommen. Keiner hat bisher so eindrücklich darauf hingewiesen, welche Herausforderun­
gen in den nächsten Jahrzehnten auf die Bundesrepublik Deutschland zukommen und keiner 
hat so deutlich gemacht wie Sie in ihrer Grundsatzrede, daß es dringend erforderlich ist, die 
gesetzlichen Lohnnebenkosten zu senken. Das Bundesvorstandsmodell führt aber nicht zu 
einer Senkung der Lohnnebenkosten. 

Ich möchte über den hier zur Diskussion stehenden Zeitabschnitt mit allem Nachdruck sagen: 
Wir diskutieren nicht über die Rentner von heute. Wir diskutieren über die Frage, ob meine En­
kel bereit sind, die Rente meiner Kinder zu finanzieren. Das ist unser Thema. Das heißt, wir 
diskutieren über den Zeitabschnitt nach 2015. Und für diesen Zeitabschnitt müssen wir die 
Fragen stellen. In diesem Zeitabschnitt wird gefragt, wie das mit der Solidarität der Jüngeren 
gegenüber den Älteren ist,- ich komme gleich noch darauf zurück. 

Ich möchte hier nur deutlich machen, die Diskussion - und es ist politisch gesehen eine Aus­
einandersetzung, die geführt wird - wird nicht mehr zwischen Norbert Blüm und mir geführt, 
sondern zwischen dem Bundesvorstand und mir. Ich habe im Bundesvorstand gegen den 
Vorschlag gestimmt und ich habe deutlich gemacht und sage das hier wieder: Ich bin über­
zeugt davon, daß der Weg, der uns jetzt hier empfohlen wird, nicht zum Ziele führt. Ich möch­
te dem Bundesvorsitzenden ausdrücklich zustimmen zu seiner Erklärung, die er am 12. März 
in München abgegeben hat, daß angesichts derTragweite der anstehenden Entscheidungen, 
deren Bedeutung weit in das kommende Jahrhundert reicht - ich habe es schon enwähnt -, in­
tensiv auch die Alternative diskutiert werden muß. 
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Nun hören wir ja, wenn wir das machen, was jetzt hier empfohlen wird, dann sind die Dinge 
endgültig - weitgehend jedenfalls - in Ordnung. Wie stabil sind denn solche Beschlüsse? Der 
Bundesausschuß hat sich im Herbst 1988 ebenfalls mit diesen Fragen befaßt. Und damals 
haben wir dann die Rentenreform 1992 gemacht. Sie sollte nach damaliger Auskunft - und bis 
in das Jahr 1993 wurde diese Meinung aufrecht erhalten - für die nächsten 20 bis 25 Jahre hal­
ten. Wenn das richtig ist, weiß ich nicht, warum wir heute zusammen sind. Die damalige Ent­
scheidung wurde durch die Umwälzungen überholt, von denen der Bundesvorsitzende ge­
sprochen hat. 

Ende 1993/94 gab es eine Debatte. Ich hatte in einem Interview erklärt, daß die Renten der 
unter Vierzigjährigen nicht mehr sicher seien. Vorher hatte ich ausdrücklich betont, daß die 
Renten der Rentner und derjenigen, die nahe an der Rente sind, natürlich sicher sind. Ich hat­
te mich also mit dem Zeitraum 2018 bis 2038 befaßt. Und dort, hatte ich gesagt, wird man nur 
noch mit einer Grundsicherung rechnen können. Die Reaktion war außerordentlich heftig. Es 
wurde von „unverantwortlicher Weise" gesprochen, davon, daß Millionen von Menschen ver­
unsichert, die Radikalen von rechts und links ermutigt, der soziale Friede zu gefährdet würde. 
Und unter ausdrücklicher Berufung auf seine Funktion in der Bundestagsfraktion hat Heiner 
Geißler erklärt, diese Aussage sei nachweislich falsch. Herr Riesche, eine der wichtigsten 
Persönlichkeiten bei den Rentenversicherungsträgern, hat damals - Anfang 1994 - erklärt, die 
Renten seien auch für die 30jährigen nicht gefährdet,- bezogen natürlich auf die damalige 
Rentenenwartung. Heute diskutieren wir genau über diese Frage. 

Die Präsidiumskommission hat als Ergebnis aus dem Protokoll der Abschlußsitzung vom 2. 
und 3. Februar festgestellt, daß eine Absenkung der Rente unter 64 Prozent - ich zitiere wört­
lich - „zu großer Armut führen könne". Ich greife das Armutsargument also nicht aus der Luft. 
Eine Absenkung auf 61 Prozent, die nach dem Protokoll der Präsidiumskommission eintreten 
würde, wenn nur die Rentner die Last der längeren Lebenserwartung zu tragen hätten, könne 
deshalb nicht in Frage kommen. Man will also meine Enkel daran beteiligen, daß meine Kin­
der länger leben, obwohl sie das auch heute schon wissen und deshalb Vorsorge treffen kön­
nen. Eine Rente von 61 Prozent läge weit unter der gegenwärtig von mir vorgeschlagenen 
Grundsicherung, immer natürlich nach heutigen Preisen. 

Vor welcher Entscheidung stehen wir denn? Norbert Blüm hat gesagt, die Rente sei ein Vor­
sorge-Prinzip. Das ist falsch. Niemand hat dem heftiger widersprochen als Pater von Nell-
Breuning, der immer wieder erklärt hat, die Beiträge, die die Beitragszahler zahlen, dienten 
der Ablösung der Dankesschuld an ihre Eltern. Eine Vorsorge ist mit diesen Beiträgen nicht 
verbunden. Es gibt nur zwei Formen der Altersvorsorge. Das ist erstens die Bildung von Hu­
mankapital, also Kinder, und zweitens Vermögenskapital. Eine andere Altersvorsorge gibt es 
nicht. Die Beiträge in die Rentenversicherung sind Altersfürsorge. Das heißt, die Finanzierung 
des Einkommens für die heute nicht mehr erwerbstätige Bevölkerung. 

Die zweite Frage, die wir stellen müssen, ist, ob wir eine Vollsicherung wollen, auch im näch­
sten Jahrhundert, oder eine Grundsicherung. Da wird gesagt, wir seien ja auf die Solidarität 
der nachwachsenden Generation angewiesen. Diese Solidarität, auch das hat Norbert Blüm 
gesagt, dürfe nicht überlastet werden. Aber woraus resultiert diese Solidarität eigentlich? Wel­
che Solidarität üben denn meine Kinder, also die Generation der jetzt 45jährigen und Jünge-
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ren, mit ihren Kindern, wenn sie zu wenig Kinder haben? Das ist auch eine Verletzung der So­
lidarität. Und es ist auch eine Verletzung der Solidarität, wenn sie dann kein Vermögen bilden, 
obwohl sie weniger Kinder gehabt haben. 

Das Bundesverfassungsgehcht hat in seinen Entscheidungen zur Familienpolitik ausgerech­
net, daß das Großziehen eines Kindes fast eine Million Mark kostet, rund 900.000. Wenn je­
mand kein Kind hat, kann er dieses Geld doch aufwenden und kann Vermögen bilden. Und 
dann muß er nicht meine Enkel dafür belasten, daß er länger lebt. Wieso ist das gerecht, wenn 
er das tut? Es wird aber in dem Bundesvorstandsantrag gesagt, das sei gerecht. Ich kann die­
se Gerechtigkeit nicht erkennen. 

Wenn jemand sich entscheidet, weniger Kinder zu haben als es notwendig wäre, um das Ver­
hältnis zwischen den Arbeitenden und den zukünftigen Generationen zu sichern, ohne die So­
lidarität der Jüngeren in Anspruch zu nehmen, dann wäre es doch wohl das wenigste, was man 
von der Enwerbsgeneration verlangen kann, daß sie selbst für sich vorsorgt. Wir haben heute 
fast 40 Prozent Singles im Land. Wofür braucht ein Single für eine Hinterbliebenen-Rente zu 
bezahlen? Aus seiner Person wird nie eine Hinterbliebenen-Rente entstehen. Also müßte man 
ihm das Recht geben, aus der Hinterbliebenen-Rente draußen zu bleiben. Oder man muß ihn 
für andere in Kauf nehmen. Warum soll er, der Single, jetzt meine Enkel dafür belasten, daß er 
nicht für die Zukunft vorgesorgt hat? Diese Frage muß hier beantwortet werden. 

Ich habe eine Reihe weiterer Grundsatzfragen aufgeführt, die sie in dem Papier finden, wel­
ches ich vorgelegt habe. Ich möchte das jetzt nicht vertiefen. Diese Grundsatzfragen müssen 
abschließend beantwortet werden, aber das ist offensichtlich heute nicht möglich. Denn es sind 
viel zu viele Fragen offen, und denen wende ich mich jetzt zu. Dieses „Offensein" von Fragen 
gilt im übrigen für beide Vorschläge. Deshalb habe ich meine Diskussionsgrundlage auch nicht 
zu einem Antrag erhoben, ich habe nur damit deutlich machen wollen, daß es die Grundlage für 
eine Alternative gibt. Im übrigen wird sich das sicher noch in irgendeiner Weise ergeben. 

Das Konzept des Bundesvorstandes enthält keine einzige Zahl, es enthält keine Modellrech­
nung. Es ist interessant, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, daß in dem 
jährlichen Rentenbericht der Bundesregierung immer mittelfristige Voraussagen gemacht wer­
den über 15 Jahre, mit insgesamt 9 Variablen. Geringere, mittlere, höhere Beschäftigung; ge­
ringeres, mittleres, höheres Wachstum und so weiter. Das Prognos-Gutachten hat das natür­
lich 1995 auch so gemacht. Ich habe noch keine einzige Prognose, weder in meiner politischen 
noch in meiner wissenschaftlichen Laufbahn gesehen, bei der man in Anspruch nimmt, über 
33 Jahre hinaus, nämlich bis zum Jahre 2030, den dann fälligen Beitrag für eine Rentenversi­
cherung auf eine Stelle nach dem Komma genau angeben zu können. Das geschieht aber hier: 
22,9 Prozent. Diese 22,9 Prozent können gar nicht das Ergebnis einer Prognose sein, sie sind 
das Ergebnis einer politischen Entscheidung. Man hat gesagt, mehr als 22,9 Prozent darf die 
Sache nicht kosten, und unter 64 Prozent darf die Rente nicht sinken, weil - Protokoll der Prä­
sidiumskommission - „unter 64 Prozent mit großer Altersarmut gerechnet werden müßte". 

Das ist für mich keine verläßliche Basis für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit unseres heu­
tigen Systems für die nächsten Generationen. In Wirklichkeit werden wir aufgefordert, nur ei­
nen einzigen Antrag zu stellen. Und der steht auf Seite zwei der Beschlußvorlage des Bun-
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desvorstandes, wo es nämlich heißt: Wir reformieren im bestehenden System. Und wenn die­
se Entscheidung gefallen ist, dann sind gewissermaßen die Alternativen aus der weiteren par­
teiinternen Disl<ussion zumindestens als Gegenstand offizieller Parteibeschäftigung ausge­
schieden. Dazu soll heute eine Festlegung erfolgen. 

Ich halte diese Politik für inhaltlich falsch. Unser System war außerordentlich erfolgreich von 
1957 bis 1997. Wer 1995 in Rente gegangen ist, l<onnte, weil er teilgenommen hat an dem 
Wohlstandszuwachs und an dem Leistungszuwachs unseres Landes, damit rechnen, daß er 
für jede Beitragsmark zwei Rentenmark bekommt. Es ist ganz offensichtlich, daß meine Kin­
der das nicht mehr können und daß deshalb die Frage geklärt werden muß: Wie erfolgreich 
kann das System in der Zukunft sein? Ich will hier keinen Zweifel daran lassen: Weil ich diese 
Entwicklung für die Zukunft für falsch halte, kann ich diese Politik auch nicht mittragen. Ich hal­
te eine grundlegende Strukturreform für unverzichtbar. Und, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir haben diese grundlegende Strukturreform in der Bundestagswahl 1987 verspro­
chen. Das, was heute beschlossen werden soll, ist keine grundlegende Strukturreform, son­
dern es ist nach den Erklärungen der Rentenpolitiker selbst eine Anpassung des Systems an 
veränderte Bedingungen. 

Wenige Sätze zu den schwierigsten Problemen: Wenn wir diesen Weg weitergehen, ent­
scheiden wir uns gegen eine Lösung der Arbeitsmarktprobleme. Prognos hat 1995 auf der 
Grundlage der Rechenwerke der Rentenversicherungsträger - die haben die Grundlagen ge­
liefert - Prognosen gemacht, die ergeben, daß die Gesamtlast, - Krankenversicherung, Ar­
beitslosenversicherung, Pflegeversicherung und Rentenversicherung -, im Jahre 2030 zwi­
schen 46 und 52 Prozent betragen wird. Die Kommission empfiehlt uns im Hinblick auf die 
Rentenversicherung 22,9 Prozent. Ich bin absolut sicher, daß es höher wird. 

Alle Prognosen in der Vergangenheit sind zum Teil von Rentenbericht zu Rentenbericht kor­
rigiert worden, zum Beispiel von 1995 zu 1996 oder von 1993 zu 1995, weil sich eben die wirt­
schaftliche Lage und die Umwelt verändert haben. Das mache ich ja niemandem zum Vor­
wurf. Nur sollte man dann nicht eine solche Genauigkeit der Prognosen in Anspruch nehmen, 
wie das hier geschieht. Wenn die Lebensarbeitszeit verlängert werden soll, stellt sich ein un­
glaubliches Problem: Wo sollen denn die Arbeitsplätze herkommen? Eine Anhebung der Le­
bensarbeitszeit auf 65 Jahre bedeutet eine Erhöhung der Zahl der notwendigen Arbeitsplätze 
um etwa vier Millionen. Dazu brauchen wir Arbeitsplätze zum Abbau der gegenwärtigen Ar­
beitslosigkeit. Und jeder weiß, wenn man neue Arbeit schafft, dann gehen nicht nur die Ar­
beitslosen wieder in Arbeit, sondern es kommen auch Leute aus der stillen Reserve. Dies hat 
mir gerade der Präsident des Landesarbeitsamtes in Sachsen bestätigt. 

Wenn ich nur davon ausgehe, daß 30 Prozent aus der stillen Reserve dazukommen, müßten 
wir zur Lösung des Problems, das nach 2003 entsteht, in der Zeitspanne der nächsten fünf 
Jahre rund sieben Millionen neue Arbeitsplätze schaffen. Es ist doch ganz offensichtlich, daß 
das nicht geht. Die Folge ist, daß diejenigen, die an sich bis 65 arbeiten sollen, entwederfrüher 
in Rente gehen mit dem Abschlag von 3,6 Prozent, das heißt bei fünf Jahren 18 Prozent von 
später einmal 64 Prozent, oder sie gehen in die Arbeitslosigkeit. In beiden Fällen wird das Pro­
blem nicht gelöst. 
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Eine zentrale Frage für mich ist, Helmut, da muß ich Dich auch ganz persönlich ansprechen: 
Welche Auswirkungen werden unsere heutigen Entscheidungen für unsere Position in der 
Europäischen Währungsunion haben? Der Bundesbankpräsident hat vor wenigen Tagen in 
Dänemark darauf hingewiesen, daß die Währungsunion den internen Anpassungs- und Re­
organisationsdruck in den beteiligten Ländern verstärken wird und daß es keine Möglichkeit 
geben wird, diesen Druck durch Wechselkursänderungen oder Verschuldung aufzufangen. 
Ich meine, daß wir uns dringend, so wie das unsere Nachbarn auch tun, mit der Frage aus­
einandersetzen müssen, welche internen Reformen denn notwendig sind, um zu bestehen. 

Mir wird in der Öffentlichkeit jetzt verschiedentlich vorgehalten, warum sich der sächsische Mi­
nisterpräsident überhaupt mit der Frage beschäftigt, er sollte sich doch um Sachsen kümmern. 
Ich kümmere mich hier um Sachsen. Wir haben fast 20 Prozent Arbeitslose, und 100 km süd­
lich von uns haben wir hervorragend qualifizierte Facharbeiter, die ein Fünftel dessen verdie­
nen, was unsere Facharbeiter verdienen, und 120 km westlich von uns haben wir sie auch, ich 
bin nach den sechs Jahren Arbeit in Sachsen zu dem Ergebnis gekommen, daß mit der ge­
genwärtigen Belastung der Arbeit auf Dauer in dieser Konkurrenzlage -besetzte EU-Märkte, 
geringe Kapitalausstattung der ostdeutschen Unternehmen und Konkurrenz qualifizierter 
Facharbeiter (Hongkong ist bei uns 100 Kilometer weg, nicht 12.000!), mit der Belastung an 
gesetzlichen Nebenkosten, die wir heute und in Zukunft haben werden - das Experiment „Auf­
bau" nicht gelingen kann. Sonst würde ich mich hier nicht so engagieren. 

Das ist für mich keine Prinzipienreiterei. Wir haben seit Jahren gesagt, es sei unerträglich, daß 
das gesetzliche Rentenversicherungssystem die Mütter so benachteilige. Sie werden auch in 
Zukunft benachteiligt. Selbst wenn es uns gelingt, von 75 auf 100 Prozent anzuheben, wobei 
das im ersten Jahr schon fast fünf Milliarden Mark kosten würde, würde nach der neuen Re­
gelung - drei Jahre Rentenwert voll, nicht 75 Prozent - der Rentenlohn für die Erziehung von 
drei Kindern 420 Mark im Monat und nach gegenwärtigem Stand im Osten 345 Mark im Mo­
nat betragen. Dies ist ein so krasses Mißverhältnis zwischen der Bedeutung dieser Aufgabe 
für die zukünftige Entwicklung unseres Landes und dem, was hier den Müttern gewährt wird, 
daß ich schon allein aus diesem Grund einen solchen Weg nicht für akzeptabel halte. 

Das hat auch überhaupt nichts mit der Hinterbliebenenversorgung zu tun. Wenn wir über die 
Hinterbliebenenversorgung reden wollen: einverstanden. Da gibt es sicher Reformbedarf. 
Aber warum muß zum Beispiel ein Single Hinterbliebenenversicherung bezahlen? Warum 
kann man nicht die Hinterbliebenenversicherung Besserverdienenden auch selbst überlas­
sen? Warum muß ein Ehepaar, bei dem beide 8.000 Mark verdienen, also 16.000 Mark im Mo­
nat, was ja nicht gerade selten ist, 3.200 Mark bezahlen, obwohl sie genau wissen, daß sie je­
denfalls eine Hinterbliebenenversicherung nicht brauchen? Das sind alles Fragen, die beant­
wortet werden müssen und die bisher nicht beantwortet werden. 

Es geht aber auch um die Alterseinkommen der Mütter oder der Frauen. Nach dem Rentenbe­
richt der Bundesregierung - ich zitiere immer die offiziellen Unterlagen - haben die Frauen, die in 
Versicherungsrenten sind, zum 1. Januar 1992 21,6 Versicherungsjahre hinter sich, zum 31. De­
zember 1994 25 Jahre und zum 31. Dezember 1995 25,1 Jahre. In dem Protokoll der Präsidiums­
kommission steht aber, daß man durchschnittlich 27 Jahre arbeiten muß, um eine Rente mit So­
zialhilfeniveau zu bekommen. Jetzt frage ich Sie: Wie kann man vor dem Hintergrund noch sa-
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gen, daß das kein Problem sei? Icti kann doch diejenigen mit einer geringen Rente nicht mit dem 
Argument abspeisen, sie lebten ja in einem Haushalt, in dem viele andere Einkommen erzielt 
würden. Ja, warum versichern sie sich dann überhaupt mit einer iVlinirente? Also: entweder soll 
die Rente Grundlage für ein menschenwürdiges Leben sein, dann sind diese Rentenhöhen in­
diskutabel, oder es kommt gar nicht darauf an, wie hoch sie sind, solange die Leute nur noch an­
dere Einkommen haben. Dann ist das ganze Leistungsprinzip für mich in Frage gestellt. 

Die Gerechtigkeit zwischen den Generationen; Ich habe mich schon dazu geäußert. In dem In­
itiativantrag, der Ihnen jetzt wohl vorliegt, wird in Bezug auf die demographische Komponente 
die Frage nach der Gerechtigkeit gestellt. Ich habe sie schon zu beantworten versucht. 

Ein letzter Punkt: Nach meiner Auffassung widerspricht die Fortsetzung des gegenwärtigen 
Systems in einer wohlhabenden Gesellschaft auch einer ganz entscheidenden Grundaussage, 
die Grundlage der Rentenrechtsreform 1957 war. Und ich zitiere hier wenige Sätze aus der Ro-
thenfelser Denkschrift von 1955 an Konrad Adenauer, die ich schon enwähnt habe. Dort heißt 
es: „Allen Bestrebungen, eine umfassende Versorgung vorzusehen, muß demgegenüber fest­
gestellt werden" - und jetzt wörtlich - „daß der Plan, alle Menschen ohne Ausnahme, auch jene, 
die sich selbst helfen können, zwangsweise in eine staatlich angeordnete soziale Sicherung 
einzubeziehen, mit dem Subsidiaritätsprinzip unvereinbar ist." 

Ich glaube nicht, daß sich an dieser Interpretation des Subsidiaritätsprinzips durch Kardinal 
Höffner in unserer Partei etwas geändert hat. Und wenn sich etwas geändert hat, möchte ich 
das gerne wissen. Denn ich bin für diese Subsidiarität in die CDU gegangen. 

IVieine sehr verehrten Damen und Herren, Norbert Blüm hat sich über die Grundsicherung 
geäußert. Er hat behauptet, die jungen Menschen müßten dreimal bezahlen. Das ist schlicht 
falsch. Ich weiß nicht, ob er sich wirklich damit beschäftigt hat. Wir hatten ja nur in einer Sit­
zung Gelegenheit, uns wirklich damit zu befassen. Aber er kann, wenn er sich damit beschäf­
tigt hat, so etwas nicht sagen. Wir müssen die Last der Alterssicherung messen an dem Volks­
einkommen. Und es gibt zwei Grundlagen: Wollen wir die Alterssicherung nur über die Arbeit 
finanzieren oder wollen wir sie aus dem Volkseinkommen finanzieren? Im Volkseinkommen 
ist alles enthalten: Freiberufler, Kapitaleinkommen, alles andere. Und je mehr wir Kapital bil­
den, um so mehr wird das Kapitaleinkommen wichtig. Zur Zeit sind alle diese Einkommen 
nicht einbezogen in die Solidarität. Ich bin der Meinung, daß wir die Basis der Solidarität ver­
breitern müssen. Das ist meine tiefe Überzeugung und zwar gerade deshalb, weil in einer al­
ternden Bevölkerung eine langsame Verschiebung der Anteile zwischen Kapitaleinkommen 
und Arbeitseinkommen zugunsten der Kapitaleinkommen stattfindet. Das, Herr Fink, hat im 
übrigen Ihr Institut in eindrucksvollen Graphiken bestätigt. 

Diese Veränderung wird durch das gegenwärtige System nur dann berücksichtigt, wenn wir 
die staatliche Subventionierung der beitragsbezogenen Rente ständig erhöhen. Und das ist ja 
auch beabsichtigt. Jetzt mit dem erhöhten Bundeszuschuß, nächstes Jahr mit der Familien­
kasse, die dieses Jahr noch keine Mehrheit gefunden hat, und so wird zunehmend der steu­
erfinanzierte Anteil der beitragsbezogenen Rente wachsen, so daß dann allerdings auch alle 
diejenigen Steuerzahler, die nicht in dieser Rentenversicherung Mitglied sind, die Rente an­
derer subventionieren. 
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Und dann wird natürlich die Frage kommen: Warum wir, warum müssen wir zahlen, obwohl wir 
nichts davon haben? Ich möchte uns auffordern, diese Fragen intensiver zu diskutieren. In dem 
Initiativantrag sind eine Menge Einzelfragen gestellt, die ich jetzt nicht behandeln kann. 

Meine lieben Freunde, jedes Jahr, um das wir die Lösung der Grundsatzfrage verschieben, 
macht die Lösung der Probleme schwieriger. Jedes Jahr, das wir uns ersparen mit dem Argu­
ment, die Menschen seien nicht in der Lage, soviel Veränderungen zu verkraften, macht die 
Kosten der Veränderung höher. Und zwar nicht linear, sondern progressiv. Helmut Kohl hat 
gesagt, wir würden die Zukunft verspielen, wenn wir uns den großen Herausforderungen von 
heute nicht stellen. Nach meiner Auffassung ist der Antrag des Bundesvorstandes dazu kein 
Beitrag. Man könnte genauso gut über diesen Antrag schreiben: „Wir machen weiter wie bis­
her." Der Bundeskanzler hat uns in seiner Neujahrsrede aufgefordert, daß wir nicht mehr ein­
fach weitermachen können wie bisher. Ich finde, daß die Christlich Demokratische Union dar­
an gemessen werden wird, ob sie dieser Aufforderung gerecht werden kann. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Kurt Biedenkopf. 

Ich bitte die Mitglieder der Antragskommission, sich in den Kleinen Saal zu begeben. - Nun­
mehr rufe ich Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

AUSSPRACHE 

Ich möchte dem Plenum zunächst das weitere Verfahren erläutern. Wir wollen jetzt eine Ge­
neralaussprache über die gesamte Thematik und die beiden Vorträge von Norbert Blüm und 
Kurt Biedenkopf führen. Mir liegt bereits eine ganze Reihe von Wortmeldungen vor. Sie wer­
den, wenn die Beratungen der Antragskommission abgeschlossen sind, eine Synopse aller 
vorliegenden Anträge bekommen. Wir können dann ziffernweise über den Antrag des Bun­
desvorstandes und die dazu gestellten Anträge beraten. 

In der Generalaussprache erteile ich als erstem Andreas Storm aus Hessen das Wort. Ihm folgt 
Ulf Fink aus Brandenburg. 

Andreas Storm: Herr Bundesvorsitzender! Meine Damen und Herren! Der Handlungsbedarf, 
der sich aus der Schieflage unserer Alterspyramide ergibt, stellt in der Tat eine der größten 
Herausforderungen für die nächsten Jahre dar. Dies reicht weit über die Rentenfinanzen hin­
aus. Es geht im Grundsatz um die Frage, ob es uns gelingt, einen fairen Ausgleich zwischen 
den Generationen zu erreichen. Weil dieses Thema so langfristig angelegt ist, eröffnet sich 
aber auch eine große Chance für uns als Union. Wir können nämlich zeigen, daß wir als CDU 
in der Lage sind, politische Konzepte zu entwerfen, die bis weit in das nächste Jahrhundert 
hinein tragfähig sind. Entscheidend ist, daß die Erneuerung des Generationenvertrages nur 
gelingen kann, wenn sowohl die heutige Rentnergeneration als auch die junge Generation zu 
Recht den Eindruck haben können, dieser Generationenvertrag sei ein gerechter Vertrag. 

Meine Damen und Herren, die Junge Gruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat sich im 
letzten Frühjahr sehr intensiv mit den heute zur Beratung anstehenden Themen auseinan­
dergesetzt, auch mit der Frage eines Systemwechsels hin zu einer steuerfinanzierten Grund­
rente. Wir sind zu dem Ergebnis gekommen, daß dies kein zielführender Weg ist, und zwar 
aus drei Gründen. Zum einen ist auch das andere System - das belegen die Zahlen, die Pro-
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fessor Biedenkopf vorgelegt hat, sehr deutlich - in gleicher Weise demographieanfällig. Die 
Ausgaben sowohl in der gesetzlichen Rentenversicherung als auch bei einer solchen Grund­
sicherung würden sich bis zum Jahre 2040 ungefähr verdreifachen. Zum zweiten ergibt sich 
das Problem der Übergangslast während der Systemumstellung. Zum dritten befinden wir uns 
in einer Situation, in der die Höhe der nominalen Steuersätze eine ganz entscheidende Rolle 
im Hinblicl< auf die Attraktivität eines Standortes spielt. Deswegen ist es in einer Zeit, in der wir 
eine große Steuerreform mit Signalwirkung und einer Senkung des Steuertarifs in seinem ge­
samten Verlauf brauchen, das falsche Signal, wenn wir die Alterssicherung vollständig auf 
Steuerfinanzierung umstellen. 

Da wir in der erwähnten Hinsicht einen großen Handlungsbedarf haben, hat sich die Junge 
Gruppe nicht nur mit der Forderung beschäftigt, eine neue Rentenformel zu entwickeln, son­
dern sie hat vor ziemlich genau einem Jahr auch den ersten Vorschlag zur Schaffung einer de­
mographischen Komponente vorgelegt, zu dem die Rentenversicherungsträger dann Be­
rechnungen angestellt haben. 

Meine Damen und Herren, ich halte es für eine bedeutsame Veränderung, über den Weg, die 
Rentenanpassungen in Zukunft regelgebunden zu begrenzen, eine gerechtere Lastenvertei­
lung zwischen den Generationen zu erreichen. Im Gegensatz etwa zu einer Anhebung des 
Renteneintrittsalters bedeutet dieser Weg, daß wir alle - also auch die heutigen Rentner - mit 
einem Solidarbeitrag an der Bewältigung der langfristigen Lasten beteiligen können. 

Eine weitere zentrale Forderung der Jungen Gruppe war eine gerechtere Finanzierungsver­
teilung zwischen Beitrags- und Steuerzahlern. Auch dieses wird mit dem Vorschlag im Leitan­
trag erreicht. Insgesamt wird dieser Vorschlag dazu führen, daß wir bis zum Jahre 2010 eine 
Stabilisierung der Beitragssätze bei 19 Prozent erreichen können. Meine Damen und Herren, 
damit ist das Problem der längeren Rentenlaufzeiten bewältigt. 

Professor Biedenkopf hat aber zu Recht darauf hingewiesen, daß das demographische Pro­
blem eine zweite zentrale Komponente habe. Das ist die niedrige Geburtenrate. Zwischen 
den Jahren 2015 und 2035, wenn die geburtenstarken Jahrgänge in Rente gehen, werden wir 
einen erneuten Beitragssatzschub von 3,5 bis 4 Prozentpunkten haben. Was die Lage so dra­
matisch macht, ist, daß diese Entwicklung auch vor den anderen sozialen Sicherungssyste­
men, der Kranken- und der Pflegeversicherung, nicht haltmacht. 

Aus diesem Grunde bitte ich Sie sehr herzlich, einem Gedanken näherzutreten, den der Lan­
desverband Hessen nachher auch in Antragsform vorlegen wird. Wir müssen schauen, daß wir 
uns auch bei der Beitragsbelastung die Möglichkeit einer gerechteren Belastungsverteilung 
zwischen den Generationen offenhalten. Dies kann dann gelingen, wenn wir uns die Möglich­
keit offenhalten, nach der Besserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt durch die Bildung einer 
Rücklage den Beitragssatzanstieg zum Zeitpunkt der höchsten demographischen Lasten zu 
mildern. Schon Ende der 80er Jahre hat die Rentenreformkommission der Mittelstandsvereini­
gung unter dem Vorsitz von Dr. Christian Schwarz-Schilling in hervorragender Weise aufge­
zeigt, daß nur durch die Bildung einer solchen Rücklage eine Entlastung der jungen Generati­
on erreicht werden kann. Dieses zeigen übrigens auch Berechnungen der Rentenversiche­
rungsträger zur Renditeentwicklung. Die Rendite wird zwar nicht in den negativen Bereich ab-
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gleiten, aber sie wird ohne die erwähnte Veränderung der Lastenverteilung in den nächsten 
fünf Jahrzehnten massiv zurückgehen, von heute etwa 6,6 Prozent auf 4,7 Prozent. Der einzi­
ge Weg, diesen Rücl<gang der Rendite zu begrenzen und damit eine gerechtere Lastenvertei­
lung zu erreichen, ist das Offenhalten der Möglichkeit zur Bildung der erwähnten Rücklage. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum Abschluß an einem Beispiel deutlich machen, 
worum es bei der Solidarität der Generationen geht. Wenn wir die neue Rentenformel be­
schließen, bedeutet das, daß ein Rentner mit 2 000 DM Rente, dessen Rente sich nach der 
derzeitigen Formel zum 1. Juli dieses Jahres um 35 DM erhöhen würde, eine Erhöhung um 
28 DM bekäme. Diese Verminderung der Erhöhung um 7 DM überfordert niemanden. Sie ist 
ein Beitrag dazu, daß auch die Enkelinnen und Enkel der heutigen Rentner die Chance auf ei­
ne angemessene Rente in 30 oder 40 Jahren haben. 

Nun fragen Sie sicherlich: Wie kann bei einem umlagefinanzierten System der Verzicht auf ei­
ne etwas höhere Rentensteigerung des Opas einen Beitrag dazu leisten, daß auch die Enke­
linnen und Enkel in 30 oder 40 Jahren eine Chance haben? Es ist wichtig, daß wir einen Teil 
der Einsparungen in einigen Jahren einer Rücklage zuführen, so daß die Enkelinnen und En­
kel direkt davon profitieren, indem sie in Zukunft nicht ganz so hohe Beiträge zu zahlen haben. 
Wir müssen die Solidarität zwischen den Generationen stärken. Der Generationenvertrag 
kann nur erneuert werden, wenn die alte Generation der jungen Generation die Hand reicht. 
Darum bitte ich Sie herzlich. - Danke. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank, Andreas Storm. Als nächster hat Ulf Fink das 
Wort. Ihm folgt Klaus Escher. 

Ulf Fink: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Wenn man in den Pro­
tokollen des Bundestages und seiner Ausschüsse aus dem Jahre 1957, als die große Renten­
reform verabschiedet wurde, nachliest, so stellt man fest, daß die Diskussion, die damals ge­
führt worden ist, verblüffend aktuell ist. Bereits damals ist es nämlich um die Auseinanderset­
zung zwischen Leistungsrente einerseits und Bedürfnisrente andererseits gegangen. Man 
hat damals eine Entscheidung für die Leistungsrente gefällt. In einer Sozialen Marktwirtschaft 
konnte die Entscheidung gar nicht anders ausfallen. Wie will man sich denn ein leistungsori­
entiertes System vorstellen, wenn 30 Prozent und mehr - dieser Anteil ist dem Sozialbereich 
in unserer Gesellschaft überantwortet - von der Leistung gänzlich abgekoppelt sind? Konrad 
Adenauer hat deshalb damals in einer große Rede gesagt - ich zitiere -: 

Das neue Gesetz berücksichtigt die Tatsache, daß Wirtschafts- und Sozialpolitik un­
lösbar miteinander verbunden werden müssen. So wie eine gute Wirtschaftspolitik 
die entscheidende Voraussetzung für eine gute Sozialpolitik ist, schafft umgekehrt 
eine sinnvolle Sozialpolitik die entscheidenden Voraussetzungen für die weitere 
wirtschaftliche Entfaltung. 

Wer heute die Abkehr von der lohn- und leistungsbezogenen Rente fordert, muß wissen, daß 
er eine neue Grundsatzentscheidung in der Bundesrepublik Deutschland fällen will. 

Auch 1957 hat es - Kurt Biedenkopf hat darauf hingewiesen - in den Reihen der CDU skepti­
sche Stimmen gegeben. Es ist richtig, daß in manchen Fragen auch Professor Ludwig Erhard, 
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der spätere Bundeskanzler, zu denen gehört hat, die skeptische Worte gefunden haben. Al­
lerdings - darauf möchte ich an dieser Stelle auch hinweisen - fornnulierte Ludwig Erhard in sei­
ner letzten Regierungserklärung vordem Deutschen Bundestag am 10. November 1965, al­
so nur acht Jahre später, wie folgt - ich zitiere -: 

Eine moderne Sozialpolitik hat vielmehr danach zu trachten, daß jedermann sich als 
freier, selbstverantwortlicher Staatsbürger in der Gemeinschaft bewegen kann. Die­
ser Grundsatz findet in der bestehenden Rentenversicherung durch die Bemessung 
der Renten nach der individuellen Lebensleistung Anerkennung. 

Nun sagt Kurt Biedenkopf, das sei vielleicht richtig, aber dieses System könne nicht aufrecht­
erhalten werden. Was ist der Kern seiner Begründung? Er sagt, die Rentenversicherung, die 
ja auf der Finanzierung durch Arbeit basiert, könne künftig nicht auf Arbeit basieren, weil un­
serer Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgehe. Zumindest aber drohe durch die Zunahme aty­
pischer Arbeitsverhältnisse - Teilzeitbeschäftigung, geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
- eine Aushöhlung der Finanzierungsbasis der Sozialversicherung. 

Die Frage, der ich mich - auch in meinem Institut - gewidmet habe, lautet: Ist diese Argumen­
tation richtig? Eine ganz einfache Zahl gibt Antwort auf diese Frage: die sogenannte Lohn­
quote. Diese Quote bezeichnet den Anteil, den die Einkommen aus unselbständiger Arbeit am 
Volkseinkommen haben. Wie ist nun das Ergebnis? Das Ergebnis ist, daß die Lohnquote, also 
der Anteil der Einkommen aus unselbständiger Arbeit am Volkseinkommen, zwar schwankt, 
aber seit 30 Jahren bei etwa 70 Prozent liegt. Sie liegt heute mit 69,8 Prozent auf dem Stand 
vom Anfang der 70er Jahre. Ende der 70er Jahre erreichte die Quote zwar auch Werte von 
deutlich über 70 Prozent, aber es gab in den 50er Jahren auch Werte, die bei etwa 60 Prozent 
lagen. Das heißt, der Faktor „Menge mal Preis der Arbeit" hat seine Stellung im Verteilungs-
gef üge der Bundesrepublik Deutschland behauptet. Angesichts der genannten Zahlen gibt es 
also überhaupt keinen Grund für einen Systemwechsel, was die Finanzierung der Sozialver­
sicherung angeht. 

Nun lautet die Frage: Ist das, was in der Vergangenheit richtig war, auch in der Zukunft richtig? 
Auch dieser Frage haben wir uns gewidmet. Betrachten wir einmal die Lohnquotenentwick­
lung in den Ländern, die weiter entwickelt sind als die Bundesrepublik Deutschland, in denen 
zum Beispiel der Dienstleistungssektor eine größere Bedeutung hat als bei uns oder in denen 
es bedeutend mehr Patentanmeldungen gibt als bei uns. Solche Länder sind die Vereinigten 
Staaten von Amerika und Japan. Wir steilen fest, daß die Lohnquote dort nicht unter 70 Pro­
zent, sondern über 70 Prozent liegt. Die Lohnquote in den Vereinigten Staaten von Amerika 
und in Japan - das ist entscheidend - ist nicht fallend, sondern steigend. Auch das spricht ein­
deutig gegen die These, daß unsere Finanzierungsbasis der Sozialversicherung verändert 
werden muß. 

Die These, unserer Arbeitsgesellschaft gehe die Arbeit aus, ist zwar sehr eingängig und auch 
sehr populär, aber sie ist statistisch nicht belegbar und wissenschaftlich nicht haltbar. Ich sa­
ge deshalb klar und deutlich: Aus volkswirtschaftlichen Gründen ist es nicht notwendig, von 
dem lohn- und leistungsbezogenen deutschen System auf ein bedarfsorientiertes, steuerfi­
nanziertes System überzugehen. In einem Punkt haben Kritiker - dazu gehören Kurt Bieden-
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köpf, Professor Miegel und Teile der Grünen - allerdings recht, nämlich wenn sie sagen; In Zu­
kunft wird es wohl mehr Teilzeitbeschäftigung geben. Es wird auch mehr unständige Be-
schäfligungsverhältnisse geben. 

Ich hatte eben gesagt: Der dargestellte Sachverhalt spricht nicht gegen die Finanzierungsba­
sis der Sozialversicherung. Richtig ist aber: Die Überschneidungen von unserem Sozialhilfe­
system und unserem Rentenversicherungssystem werden größer, als sie heute sind. Norbert 
Blüm hat zu Recht darauf hingewiesen, daß die Rentenversicherung im Kampf gegen die Al­
tersarmut unerhört erfolgreich war. Nur 1,5 Prozent der Rentner bekommen eine Rente un­
terhalb des Sozialhilfeniveaus. Das ist ein Riesenerfolg. Kein anderes System in der Welt -
auch nicht die Beverage-Systeme, die letzten Endes auch den Vorschlägen von Kurt Bieden­
kopf zugrunde liegen - hat dies erreicht. Bei allen Systemen ist die Altersarmut viel größer als 
beim deutschen System. 

Wir müssen die beiden Systeme - Sozialhilfesystem und Rentenversicherungssystem - aber 
besser als bisher miteinander verzahnen. Der Bundesvorstand hat einen überzeugenden Vor­
schlag zur besseren Verzahnung von Sozialhilfe und Rentenversicherung gemacht. Ich sage 
das nicht nur deshalb, weil ich mich für diesen Vorschlag schon lange stark mache, sondern 
auch, weil sich die Brandenburger CDU diesen Vorschlag ebenfalls zu eigen gemacht hat. Es 
liegt schon vier Jahre zurück, als sie einen entsprechenden Beschluß gefaßt hat. 

Was sieht dieser Vorschlag vor? Er sieht im Kern vor, daß wir das österreichische Ausgleichs­
zulagenmodell übernehmen. Die Österreicher haben ein ganz ähnliches Rentensystem wie 
wir. Der Vorschlag sieht vor, daß dann, wenn ein Alleinstehender weniger als 800 DM oder ein 
Verheirateter weniger als 1 200 DM Rente erhält, die Rentenversicherung - selbstverständlich 
aus Steuermitteln finanziert - den 800 DM bzw.1 200 DM unterschreitenden Betrag gleich mit 
auszahlt. 

Das hat zwei erhebliche Vorteile. Erstens wird dadurch die Bürokratie vermindert. Heute ist 
das Sozialamt für den Rentner zuständig, und der Rentenversicherungsträger ist für ihn eben­
falls zuständig. Verschämte Altersarmut kommt allemal noch dazu. Zweitens sorgen wir auf 
diese Art und Weise dafür, daß wir Altersarmut verläßlich beseitigen. 

Folglich sage ich dies: Zur Vermeidung von Altersarmut bedarf es im Gegensatz zu dem, was 
Kurt Biedenkopf sagte, keines Systemswechsels. Die Instrumente, die wir benötigen, sind 
vorhanden. Wir müssen sie nur besser miteinander verzahnen. - Herzlichen Dank für die Auf­
merksamkeit. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank, Ulf Fink. Als nächster spricht Klaus Escher. Ihm 
folgt Peter Rauen. 

Klaus Escher: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach vielen Sta­
tistiken und Zahlen will ich mit einer einzigen Zahlenangabe beginnen, nämlich der, daß die 
Mitglieder der Jungen Union zwischen 1965 und 1980 geboren sind. Wenn wir über die Al­
tersversorgung sprechen, ist es richtig, auf die Sicherheit und die Verläßlichkeit der Renten zu 
achten. Wir fordern von Ihnen aber zugleich ein, mit der gleichen Entschiedenheit denen, die 
jetzt 20 oder 30 Jahre alt sind, die jetzt in das Enwerbsleben eintreten, eine Antwort zu geben, 
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die Verläßlichkeit erzeugt. Meine Damen und Herren, die christliche Soziallehre gilt auch im 
Verhältnis zwischen den Generationen. 

Eine zweite Bemerkung. Das Thema „Rente" ist kein Generationenthema. Es wundert mich, 
daß diejenigen, die in den letzten zehn Jahren immer in Zweifel gezogen haben, daß es um 
die Demographie geht, jetzt, als Kurt Biedenkopf und Christian Schwarz-Schilling ihre Re­
formvorstellungen vorgetragen haben, glauben, durch eine demographische Antwort, durch 
eine Lebenserwartungskomponente das Problem dauerhaft lösen zu können. Es geht nicht 
um eine versicherungsmathematische Nuance, die wir verändern. Im Rentenproblem kon­
zentrieren sich - wie in einem Brennglas - die Probleme des Arbeitsmarktes, des Wirtschafts­
standortes und der Belastungsfähigkeit der öffentlichen Systeme. 

Nach dem Vortrag, den Kurt Biedenkopf gehalten hat, frage ich mich in der Tat: Wie kann eigent­
lich nach einer achtmonatigen Kommissionsarbeit das Motto „Vorhang zu und alle Fragen offen" 
lauten? Das kann nicht sein. Da stimmt etwas nicht, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Vielleicht liegt es daran, daß man Kommissionen so leiten, gestalten und arbeiten lassen 
kann, daß es nur um einen Satz geht, nämlich den, daß wir im System bleiben. Denen, die zwi­
schen 1965 und 1980 geboren sind, ist die Frage, ob wir im System bleiben oder nicht, aber 
völlig egal. Ihnen geht es um die Frage: Haben wir, wenn wir auf die Rentenversicherung an­
gewiesen sind, eine klare Perspektive? Diese haben wir angesichts der heutigen Be­
schlußvorlage nicht. 

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen aus der Sicht der jungen Generation drei Daten nen­
nen. Erstens. Wenn Sie die Rentenanwartschaften, die bei der Bundesversicherungsanstalt 
angelaufen sind, zur Staatsverschuldung hinzuaddieren, ergibt sich, daß Deutschland neben 
Italien das am höchsten verschuldete Land in Europa ist. 

Zweitens. Um diese Schulden zurückzuzahlen, sind 142 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
des Jahres 1994 erforderlich. Wohlgemerkt, wenn diese unermeßliche Summe zurückgezahlt 
ist, ist noch mit keinem Pfennig Vorsorge getroffen worden. 

Drittens. Falls wir bei der Umlage bleiben - der jetzige Reformvorschlag kann nicht glaubwür­
dig machen, daß dies über das Jahr 2010 hinaus möglich sein wird -, werden für die Rente ei­
nes heute 30jährigen, wenn dieser in Rente geht, 2,3 Beitragszahler statt - wie heute - 4,3 Bei­
tragszahler aufkommen müssen. Das ist der Problemhorizont, vor dem wir stehen. Wir ma­
chen es als Junge Union nicht mit, daß Probleme ungelöst auf diejenigen delegiert werden, 
die noch nicht geboren sind. Das ist ethisch und politisch nicht vertretbar. 

Es eröffnen sich nun zwei Möglichkeiten. Leider ist im Antrag des Bundesvorstandes von der 
ersten Möglichkeit Gebrauch gemacht worden. Es gibt bei Problemlösungen immer die Mög­
lichkeit, auf die Probleme zu achten. Das tun wir. Die Nachricht von diesem Parteitag soll sein: 
Die Renten sind sicher. - Wir kennen die Plakate mit dieser Aufschrift. Auch wir Jüngeren ken­
nen sie. In unseren Ohren hat dies aber keine Glaubwürdigkeit mehr. 

Die zweite Möglichkeit wäre gewesen, daß wir uns von Rechthaberei lösen und auch einmal 
das beiseite lassen, was in den 80er Jahren war. Wir hätten den Blick darauf richten können, 
welche Spielräume wir gewinnen könnten, wenn wir uns an einen wirklichen Umbau des Sy-

32 



Sterns heranwagen, wenn wir nach vorne blicken und den Menschen nicht „Macht euch keine 
Sorgen", sondern „Macht euch Sorgen" sagen, wenn wir ihnen nicht „Es wird schon gutge­
hen", sondern „Es droht schiefzugehen" sagen. Wir können nicht weitermachen wie bisher, 
sondern die Nachricht dieses Parteitages muß sein: „Wenn wir so weitermachen, fahren wir 
gegen die Wand." 

Denjenigen, die es nicht glauben, sei gesagt: Die Lohnstückkdsten sind in den Niederlanden 
in den letzten zehn Jahren um 20 Prozent hinter den deutschen zurückgeblieben. Mit „zurück­
geblieben" meine ich in diesem Fall, daß wir um 20 Prozent teurer sind. Vor dem Hintergrund 
dessen, was wir jetzt beschließen sollen, ist anzumerken, daß dies eine Entwicklung ist, der 
nicht Einhalt geboten wird. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns ein paar Begriffe klären. Beitragsstabilität bedeutet, 
daß die Beiträge nicht mehr steigen. Wir Jungen stellen fest: Die Beiträge werden steigen. 
Beitragsbezogenheit heißt: Das Rentensystem wird aus Beiträgen finanziert. Wir Jungen stel­
len fest: Nein, der Steueranteil wird erhöht, und zwar nicht nur in diesem Jahr, sondern auch 
im nächsten Jahr. 

Mich wundert es schon ein bißchen, wenn der Bundeskanzler in seinen Eingangsbemerkun­
gen sowohl im Hinblick auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit als auch im Hinblick auf das 
Ziel, 40 Prozent der Bruttolohnsumme als Belastungsgrenze festzuschreiben, von einem Ziel 
spricht. Bei 5 Millionen Arbeitslosen muß dieses Ziel erreicht werden; seine Erreichung darf 
nicht nur in Aussicht genommen werden. 

Aus den genannten Gründen - ich will gleich noch drei konkrete Punkte herausgreifen - glau­
be ich, daß das jetzt vorliegende Konzept nicht die Antworten gibt, die wir brauchen. Wir be­
antworten übrigens viele Fragen, die niemand stellt, zum Beispiel die Frage: In welchem Sy­
stem arbeiten wir? Die Frage, die hinter der Frage nach dem System steht, ist die Frage nach 
den Grundwerten dieser Partei. Von welchem Verständnis von Leistungsgerechtigkeit wird ei­
gentlich ausgegangen, wenn niemand hier im Saal - inklusive derjenigen, die dies qua Amt 
können müßten - demjenigen, der heute 30 Jahre alt ist, sagen kann, welche Rendite seine 
Beitragsmark erbringt? Was ist es eigentlich für ein Subsidiaritätsprinzip, wenn man die Bei­
tragsbemessungsgrenze bis zu Gehaltshöhen ansteigen läßt, bei denen man in der Tat nicht 
mehr von einer solidarischen Rentenversicherung sprechen kann? Wenn wir es mit dem Grund­
satz unserer Partei ernst meinen, Freiheit und Verantwortlichkeit herauszustreichen, muß man 
die Frage stellen, warum wir Menschen mit so hohen Einkommen in eine Pflichtversicherung 
einbeziehen - und dies in einer Zeit, in der wir landauf, landab die Eigenverantwortung predi­
gen. In Wirklichkeit müßte die Nachricht von diesem Parteitag aus lauten: Macht euch Sorgen! 
Viele Fäden - auch Innovationsfähigkeit und Kostenbelastung gehören dazu - laufen bei der 
Rententhematik zusammen. 

Meine Damen und Herren, die demographische Komponente ist ungerecht. Man hat über ein 
Jahrzehnt lang gesagt, daß die Beitragssätze heute bei 12 Prozent lägen, wenn sich die Ren­
tenbezugszeiten nicht verlängert hätten. Jetzt wagt man sich an dieses Problem heran, weil die 
Rentenbezugszeiten länger geworden sind. Was tut man? Man gibt die Entlastung nicht voll an 
die Beitragszahler weiter, sondern man halbiert die Wirkung; man dividiert sie in der neuen 
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Rentenformel gewissermaßen durch zwei. Wir aus der jungen Generation halten das für unge­
recht. Wir werden dann, wenn wir Rentenbezieher sind, ebenso für die gestiegene Lebenser­
wartung einstehen müssen. Es macht keinen Sinn, ein Argument zehn Jahre lang zu benutzen, 
es aber dann, wenn man ihm Rechnung tragen will, ad acta zu legen. Das ist nicht konsequent. 

Ich erlaube mir, eine zweite Feststellung zu treffen. Die wirklich entscheidende Frage nach der 
Verbreiterung dessen, worauf wir bei der Sozialversicherung abstellen - dies ist nicht nur der 
Faktor Arbeit -, wird in dem Leitantrag des Bundesvorstandes nicht beantwortet. In diesem 
Leitantrag werden die wesentlichen Fragen nicht beantwortet, sondern beschrieben. Wir hin­
ken in Deutschland mit den Unternehmensgründungen deswegen hinterher, weil kein Eigen­
kapital für die Gründung kleiner Firmen zur Verfügung steht. Auf dieses Problem wird nicht 
eingegangen. Die Frage, warum es in Deutschland im Vergleich zu allen anderen Staaten ei­
ne weit geringere private Vorsorge - auch im investiven Bereich - gibt, wird nicht beantwortet. 
Es wird nicht darauf eingegangen, warum wir in Deutschland in dieser Hinsicht ins Hintertref­
fen geraten sind. 

Eben wurde dargelegt, daß vorgeschlagen werde, Kapital in öffentlicher Hand bei der Bun­
desversicherungsanstalt für Angestellte anzusparen. Ich will Ihnen sagen, welche Meinung 
wir hinsichtlich dieser Idee vertreten. Es ist schwer vermittelbar, wenn wir in einer Periode, in 
der wir seit etwa zehn Jahren nichts anderes tun, als staatliche Betriebe - Vermögensmasse 
in öffentlicher Hand - in Aktiengesellschaften zu überführen, und zugleich feststellen, daß die 
öffentliche Hand im Dienstleistungsbereich und im Bereich der Daseinsfürsorge gegenüber 
Privaten ins Hintertreffen geraten ist, im Jahre 1997 nun einen Beschluß fassen, der ein öf­
fentliches Sparprogramm bei einer Behörde vorsieht. Angesichts dessen würde sich nicht nur 
Ludwig Erhard, sondern auch Adam Riese im Grab herumdrehen. Mit beiden sollten wir uns 
in dieser Sachfrage nicht anlegen. 

Aus der Sicht der Jüngeren gibt es, wenn wir in der realen Rentenpolitik etwas tun wollen, nur 
die Möglichkeit, die Beitragssätze für die Jüngeren so niedrig wie möglich anzusetzen. Wir 
müssen dann auch so konsequent sein zu sagen: Wenn die Rente beitragsbezogen ist, muß 
sich dies auch auf das Verhältnis von Beitragsvolumen und Rentenniveau auswirken. Wir kön­
nen in einem Leitantrag dann nicht im ersten Satz schreiben, daß Beitragsäquivalenz erreicht 
werden solle, und ein paar Zeilen danach sagen, das Rentenniveau werde unabhängig vom 
Beitragsvolumen auf 64 Prozent festgelegt. In zwei Jahren würden wir sonst wiederum hier Zu­
sammensein, weil wir nach dem Motto verfahren haben: Keiner fragt, die CDU antwortet. 

Wir haben Antworten auf Fragen, die ideologisch gestellt sind, gegeben, nicht aber Antworten 
auf real gestellte Fragen. Deswegen wäre es gut - Frau Müller, die stellvertretende Vorsitzen­
de der Jungen Union, und ich schließen uns dem an, was Kurt Biedenkopf eben gesagt hat -, 
wenn wir nach dem Fahrplan, den der Initiativantrag vorsieht, vorgingen und viele Fragen 
zurückvenweisen würden. Wir können hier doch wirklich nicht beschließen, daß wir die Hin­
terbliebenenversorgung gewissermaßen dann betreiben, wenn wir sie betreiben. Das ist doch 
keine Beschlußgrundlage für dieses Gremium. Wir können nicht beschließen, daß wir bei der 
Beitragsbezogenheit bleiben, dann aber das Beitragsvolumen von vornherein so definieren, 
daß wir ein bestimmtes Rentenniveau festlegen. Meine Damen und Herren, das nimmt uns 
keiner mehr ab. Dafür ist die Diskussion viel zu weit fortgeschritten. 
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Mein dringender Appell ist: Schauen wir nicht darauf, wer recht behält. Schauen wir nicht auf 
denjenigen, der mit dem Rückenwind aus den 80er Jahren kommt und glaubt, er müsse jetzt 
in einer Kommission oder in einem Gremium persönlich recht behalten. Schauen wir vielmehr 
darauf, wie sich die Umgebung verändert hat. Die Arbeit in Deutschland ist vor dem Hinter­
grund von 5 Millionen Arbeitslosen untauglich, die Sozialversicherungssysteme zu tragen. 
Deswegen ist es auch nicht richtig - Kurt Biedenkopf hat es gesagt -, Christian Schwarz-Schillings 
Modell aus dem Jahre 1988 zu zitieren, denn 1988 liegt vor 1989, und 1989 hat sich in Euro­
pa etwas verändert. Es gibt wahrscheinlich viele hier im Saal, die wirklich glauben, daß wir so­
zusagen unbesehen in der Spitzengruppe der Europäischen Union mitfahren, was Produkti­
vität und Konkurrenzfähigkeit angeht. Das ist, objektiv gesehen, zur Zeit nicht so. Wir haben 
vielmehr Aufholbedarf. Wie man mit Aufholbedarf zurechtkommt, will ich mit einem Zitat von 
Ingeborg Bachmann verdeutlichen: Die Wahrheit ist den Menschen zumutbar. - Nur unter die­
ser Voraussetzung haben wir die Chance, wirklich ein strukturelles Paket zu schnüren. Diese 
Chance besteht nicht, wenn, der Vergangenheit zugewandt, gesagt wird: Wir wollen die Din­
ge so weitermachen wie bisher. 

Die beiden wichtigsten Ansätze zur Reform sind in der Rentenkommission mehr als in Frage 
gestellt worden. Der erste wichtige Ansatz wäre eine Teilkapitaldeckung. Wir können nicht al­
lein auf die Arbeit bauen, wenn wir Produktivität auch bei den Arbeitsplätzen heute nur durch 
einen gestiegenen Kapitaleinsatz erbringen können. Einzelne Abgeordnete haben ein ge­
rechnetes Modell der privaten Versicherungswirtschaft vorgelegt, bei dem analog zu dem, 
was in den Niederlanden getan wurde, einzelne Versicherungsrisiken privatisiert wurden, 
sprich: Teilkapitaldeckung. Dies ist nicht main stream. Diese Wahrheiten sind unenwünscht. 
Die Wahrheit, daß die Privaten in diesem Bereich effizienter sind, das heißt, daß die Beiträge 
sinken könnten, ist eine unerwünschte Realität. 

Was wir zweitens völlig versäumen, ist, den Jüngeren zu sagen: Verlaßt euch nicht darauf, daß 
dieses Rentenversicherungssystem euch mehr bringt als eine umlagefinanzierte Grundsi­
cherung oder - wenn das Modell von Kurt Biedenkopf sich durchsetzt - eine steuerfinanzierte 
Absicherung. - Die jungen Menschen glauben an nichts anderes, weil sie einen entsprechen­
den Wissensstand haben, weil sie auch risikobereiter sind und den Veränderungen aufge­
schlossener gegenüberstehen, als dies leider das Produkt der Kommissionsarbeit tut. 

Viele haben uns von der Jungen Union belächelt und gesagt: Was kümmert ihr euch um die Ren­
te? Schafft erst einmal etwas! - Dieses Argument hat mich nie sonderlich überzeugt. Ich glaube, 
es ist richtig, wenn man sagt, es handele sich nicht um einen Generationenkonflikt. Dies gilt 
dann aber in beiden Richtungen. Genauso wie wir angesichts der jetzigen Probleme neue Ant­
worten suchen müssen, haben diejenigen, die heute schon Rente beziehen, das Recht, zu wis­
sen, ob Sicherheit und Verläßlichkeit für sie gegeben sind. Der Beschlußvorschlag in der jetzt 
vorliegenden Form wird, weil er nicht stimmig und auch nicht konsequent ist, weder Bestand ha­
ben noch Vertrauen bilden. Deswegen müssen wir die Änderungen, die in dem Initiativantrag 
von Kurt Biedenkopf, Frau Müller und mir vorgeschlagen worden sind, einarbeiten. Nur dann ha­
ben wir von diesem Parteitag aus die richtigen Signale gesendet. - Herzlichen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Als nächster spricht Peter Rauen. Ihm folgt Gerald Weiß. Ich 
bitte jeden Redner, seine Ausführungen zu komprimieren. 
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Peter Rauen: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Wir diskutieren 
über die Rentenreform vor dem Hintergrund von 4/7 IViillionen Arbeitslosen. Ich glaube, wir 
brauchen die Reformen sowohl bei der Rente als auch beim Gesundheitswesen und bei der 
Steuer möglichst schnell. Ziel muß es sein, die Ursachen der hohen Arbeitslosigkeit zu behe­
ben. Wir brauchen möglichst bald wieder Beschäftigung in Deutschland. 

Der Bundeskanzler hat heute morgen darauf hingewiesen, daß bei Reformen zu oft gesagt 
werde: Das geht nicht, das haben wir noch nie so gemacht. Das schaffen wir nicht. - Wir soll­
ten auch einmal darüber sprechen, was wir erfolgreich schon getan haben. In den 80er Jah­
ren wurden 3 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze in den alten Bundesländern geschaffen, weil 
es damals gelungen ist, die Staatsquote, die Steuer- und Abgabenquote und die Neuver­
schuldung zu senken. 

Wenn es so ist, daß wir mit Blick auf die enwähnte Problematik die Reformen möglichst bald brau­
chen, werden wir, Herr Professor Biedenkopf - so sehr ich Ihre Beurteilung der Arbeitsmarktent­
wicklung in der Zukunft und der Notwendigkeit, die Bemessungsgrundlage über Beteiligung 
auch des Kapitals zu verbreitern, teile -, wie ich fürchte, nicht die Zeit haben, lange zu diskutie­
ren. Wir müssen vielmehr zu Entscheidungen kommen, und zwar auch bei der Rentenreform. 

Wir müssen, wie ich meine, auch zu dem, was Klaus Escher gesagt hat, und einigem anderen, 
wo wir einfach nicht weiterkommen, einiges sehr deutlich feststellen. Wir haben im Januar 
letzten Jahres gesagt: Wir können die Arbeitslosigkeit halbieren, wenn es gelingt, die Staats­
quote abzusenken und die Sozialversicherungsbeiträge auf einem Niveau von unter 40 Pro­
zent stabil zu halten. Das ist eine elementare Voraussetzung für mehr Beschäftigung. Dies 
sagt auch das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, wo­
bei ich anmerke, daß es in diesem Bereich eine paritätische Besetzung gibt. 

Was aber haben wir bisher erreicht? Im letzten Jahr ist die Staatsquote in Wahrheit gestiegen, 
wenn man berücksichtigt, daß es beim Kindergeld eine Umstellung von der Ausgabenseite 
auf die Einnahmenseite gab. Wenn wir genau hinschauen, stellen wir fest: Bund, Länder und 
Gemeinden hatten in den letzten zwei Jahren enorme Konsolidierungserfolge. Die Ausgaben 
stiegen beim Bund teilweise gar nicht; bei den Ländern stiegen sie um etwa 2 Prozent, bei den 
Gemeinden um etwa 1 Prozent pro Jahr. Diese Konsolidierungserfolge wurden aber durch die 
Ausgabensteigerungen von über 6 Prozent jährlich im Bereich der sozialen Sicherungssyste­
me konterkariert. Wenn sich diese Steigerungen in adäquater Proportion gehalten hätten, hät­
ten wir das Ziel, die Staatsquote um etwa 2,5 Prozent abzusenken, bereits erreicht. 

Der Umkehrschluß lautet: Wenn wir an unserer Politik und unserer Zielformulierung festhalten 
wollen, gibt es keine Alternative dazu, die Kosten der sozialen Sicherungssysteme zu senken. 
Dies läßt sich nach meiner Überzeugung nicht durch eine Umfinanzierung erreichen. Man muß 
von dem heutigen Niveau von 42 Prozent durch Einsparungen erst auf ein Niveau von 40 Pro­
zent kommen. Das bedeutet Einsparungen in Höhe von rund 34 Milliarden DM. Erst dann kann 
man eventuell darüber reden, ob durch Umfinanzierung eine weitere Absenkung möglich ist. 

Für eine Verbesserung der Lage auf dem Arbeitsmarkt ist meines Erachtens eine elementare 
Voraussetzung, daß die Staatsquote, die Steuer- und Abgabenquote und die Neuverschul­
dung sinken. Nur dann werden wir wieder mehr Beschäftigung haben. Aus gegebener Veran-
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lassung betone ich hier: Wenn zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden - darüber gibt es 
überhaupt keinen Streit mehr -, dann werden diese in kleinen und mittleren Betrieben geschaf­
fen. Das war schon in den 80er Jahren nachweisbar so. Laut Bernhard Jagoda war das auch in 
der Rezession 1992/93 so. Damals wurden in der Industrie 1,3 Millionen Arbeitsplätze abge­
baut. In Betrieben mit unter zehn Beschäftigten wurden aber 700 000 zusätzliche Arbeitsplätze 
geschaffen. Ich sage dies, wie gesagt, aus gegebener Veranlassung und venweise dabei auf 
folgendes: Die elementarste Behinderung für die Betriebe bei der Schaffung zusätzlicher Ar­
beitsplätze ist heute die zu hohe Belastung der Arbeit mit Steuern und Abgaben. Das gilt für die 
Arbeitnehmer genauso wie für die Arbeitgeber. Ich will es hier verdeutlichen, damit es allen So­
zialpolitikern in den Ohren klingt: Wir haben von 1992 bis heute einen Anstieg der Sozialversi­
cherungsbeiträge von 36 Prozent auf 42 Prozent zu verzeichnen. Das ist ein Anstieg um 6 Pro­
zentpunkte. Dieser Anstieg bedeutet: 6x17 Milliarden DM = 102 Milliarden DM. Diese Summe 
wurde zur einen Hälfte den Arbeitnehmern für den Konsum und zur anderen Hälfte den Arbeit­
gebern als Investitions- oder Innovationskraft entzogen. Das Ergebnis ist, daß die Arbeit immer 
teurer geworden ist, die Menschen aber netto immer weniger verdienen. Dieser Teufelskreis 
muß durchbrochen werden. Es gibt nur die Alternative, die Beiträge zu senken. 

Kurt Biedenkopf und Norbert Blüm, ich meine, wir müßten jetzt entscheiden. Wir haben nicht 
die Zeit, lange zu diskutieren. Ich bin deshalb dafür, daß wir heute entscheiden. Ich halte es 
aberfür möglich, daß die Formulierungen in dem Beschlußvorschlag, wie er in Form des Leit­
antrages vorliegt, im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens in größerem Umfang, als sich die 
Rentenkommission dies vorstellt, geändert werden, und zwar mit dem Ziel, daß die Lebens­
arbeitszeit mehr als bisher als Faktor herangezogen wird. Norbert Blüm, es kann für den Ar­
beitsmarkt auch notwendig sein, daß man die Lebensarbeitszeit in der Formel etwas mehr 
berücksichtigt. Es darf nicht nach dem Motto verfahren werden: Ich darf dies nicht tun, weil 
sonst Alte möglichenweise den Jungen die Arbeit wegnehmen. - Es kann auch sein, daß die 
Arbeit deshalb in die Schattenwirtschaft oder ins Ausland abwandert, weil wir die Arbeit zu teu­
er gemacht haben. Dadurch bekommt der von mir genannte Aspekt eine ganz neue Qualität. 

Man muß, wenn die längere Lebenserwartung in die Formel eingearbeitet wird, auch die Fra­
ge stellen, ob die Anrechnung sozusagen hälftig erfolgen soll oder mehr bei denen, die länger 
im Ruhestand sind. Darüber muß man reden können, wenn wir nachher in das Gesetzge­
bungsverfahren eintreten. Ich bin der Auffassung, daß jetzt entschieden werden sollte, daß 
Veränderungen im System vorgenommen werden sollten, daß weit über das, was bisher in 
der Rentenkommission angedacht worden ist, hinausgegangen werden sollte, und zwar mit 
dem Ziel, daß die Beiträge auf unter 40 Prozent sinken und die Arbeit bezahlbarer wird. Des­
halb lehnt die Mittelstandsvereinigung eine Umfinanzierung durch Erhöhung einer anderen 
Steuer ab. Es macht keinen Sinn, den Teufel mit dem Beelzebub auszutreiben, das heißt, die 
Beiträge zu senken und gleichzeitig Steuern zu erhöhen. Ich bitte Sie, dem Antrag der Mittel­
standsvereinigung zuzustimmen. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank. Als nächster hat Gerald Weiß das Wort. 
Ihm folgt Hans Geisler aus Sachsen. 

Gerald Weiß: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! 
Das geforderte Neue muß sich vor dem Alten, vor dem Bestehenden rechtfertigen. Ich halte 
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einmal fest: Rentenversicherung in Deutschland bedeutet 100 Jahre Verläßlichkeit. Sie hat 
zwei schlimme Weltkriege, eine Hyperinflation und eine Währungsreform überstanden. Seit 
1957 können wir eine beispiellose Erfolgsgeschichte verzeichnen: Teilhabe der Rentner an der 
wirtschaftlichen Entwicklung. Das Ergebnis war - Herr Professor Biedenkopf, es ist ja nicht so, 
daß die Altersarmut zugenommen hat -, daß weiteste Kreise von der Armut nicht erfaßt wurden 
und ihr Wohlstand über Jahrzehnte hinweg gestiegen ist. Dies ist ein ganz großer Erfolg. 

Ich glaube, daß die Entscheidung des Bundesvorstandes, eine Reform auf der Grundlage des 
bestehenden Systems vorzunehmen, die richtige Entscheidung ist. Herr Escher, es ist nicht 
so, daß ideologische Fragen gestellt und beantwortet werden. Es sind ganz reale und auch 
schwierige Vorentscheidungen, die getroffen wurden. (Vlir gefällt allerdings nicht - diese Kritik 
sei mir erlaubt -, daß in dem Beschlußvorschlag des Bundesvorstandes gegenüber dem Be­
richt der Rentenkommission manches etwas unschärfer gefaßt ist, daß manches sozusagen 
verunklart wird. Die klaren und sehr weitgreifenden Formulierungen des Kommissionsberich­
tes haben mir besser gefallen. 

Es geht um wichtige Sachentscheidungen. Das Allerwichtigste ist: Wer eine steuerfinanzierte 
Grundrente statt einer lohn- und beitragsbezogenen Rente will, will eine Aussteigerrente. Bei 
einem solchen Ansatz würde der Zusammenhang zwischen Beitrag und damit Lebenslei­
stung auf der einen Seite und Alterseinkommen auf der anderen Seite zerschnitten. Wenn je­
mand, der über Jahrzehnte hinweg malocht hat, dasselbe bekommt, was ein anderer vom Ta­
ge X an als Staatsgeschenk bekommt, bedeutet das eine Absage an die Arbeitsgesellschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland. Deshalb ist die Leistungsbezogenheit ein Kernelement. 

Ein Zweites. Wir konnten im Wahlkampf in Hessen gerade feststellen, welche Wertschätzung 
der Rentenversicherung entgegengebracht wird. Die besorgtesten Fragen gingen in Richtung 
Rente. Ich war sehr traurig darüber, wie unnötig manche Besorgnisse maximiert wurden. Das 
hat uns im Wahlkampf nicht sehr geholfen. Warum? Weil die Rente im Bewußtsein der Men­
schen verläßlich ist und - auch mit ihren Elementen des Solidarausgleiches - einen hohen 
Stellenwert hat. 100 Jahre Rentenversicherung - ich möchte dabei insbesondere die letzten 
vier Jahrzehnte hervorheben - haben das Bewußtsein positiv geprägt und Werthaltungen be­
stimmt. Wer ein radikal anderes System will, müßte den Menschen gegenüber plausibel ma­
chen und den Beweis führen, daß es anders besser geht. Dieser Beweis ist in den alternati­
ven Vorstellungen, die hier vorgelegt werden, bisher nicht erbracht worden. 

Ich glaube, daß der Bundesvorstand mit seinem Reformvorschlag richtigliegt. Dieser Vor­
schlag beinhaltet, das, was an Lasten auf uns zukommt, sachgerecht und gerecht zu vertei­
len. Herr Escher, die Lasten müssen auf die Schultern von drei verschiedenen Personenkrei­
sen verteilt werden. Zum einen sind die Beitragszahler zu nennen, die wir aber nicht überfor­
dern dürfen. Wenn wir nichts tun, steigt die Beitragslast auf über 26 Prozent an. Das können 
wir gegenüber der Gesellschaft und auch gegenüber der Volkswirtschaft nicht verantworten. 

Zum anderen sind die Rentner zu nennen. Was auf ihre Schultern gelegt wird, muß aber trag­
fähig sein. Es ist meines Erachtens für sie ein zumutbarer Beitrag, wenn wir ihnen sagen: An­
gesichts dessen, daß die Lebensenwartung gestiegen ist, die Rentenbezugsdauer entspre­
chend länger ist und die Beitragszahler nicht überfordert werden dürfen, wächst eure Rente 
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über Jahrzehnte hinweg etwas langsamer an als bisher. - Dies ist ein sozial verträglicher Bei­
trag, den wir den Rentnern abfordern. 

Drittens ist schließlich die Allgemeinheit zu erwähnen. Wir müssen die spezifischen Arbeits­
kosten senken, um Beschäftigung zu schaffen. Wir befinden uns heute in der Situation, daß 
die sogenannten Fremdleistungen, das, was die Rentenversicherung in gesamtgesellschaft­
lichem Auftrag tut, nicht voll abgedeckt sind. Deshalb ist es systemgerecht zu sagen: Wir er­
höhen den Bundeszuschuß in dem Maße, wie es der Bundesvorstand und die Rentenkom­
mission vorschlagen. 

Durch das Zusammenwirken dieser drei IVlaßnahmen oder - wenn Sie so wollen, Herr Escher 
- Zumutungen machen wir das bewährte Fundament der Rente über viele Jahre hinweg trag­
fähig. Es ist dies nicht nur das Fundament der Eigenvorsorge und Subsidiarität, sondern auch 
das Fundament der Solidarität, die in dieser Gesellschaft und in unseren Sozialversiche­
rungssystemen einen Platz behalten muß. 

Ich will einen letzten Punkt ansprechen. Ich glaube, daß es richtig wäre, an ein Rücklagesy­
stem zu denken, sich zumindest die Option auf einen Generationenfonds offenzuhalten, der 
es ermöglichen würde, die Beitragsspitzen, mit denen wir im Jahre 2025 und in den Jahren 
danach rechnen müssen, sozusagen zu untertunneln. Herr Escher, damit würde auch der jun­
gen Generation über lange Fristen hinweg ein Stück Sicherung, Verläßlichkeit und Vertrau­
ensschutz gegeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie dieses Ele­
ment, das im Kommissionsbericht enthalten war, sich im Vorschlag des Bundesvorstandes 
aber nicht wiederfindet, in das Konzept wieder einbauen würden, damit wir eine für die Verläß­
lichkeit eines Systems und seinen Vertrauensschutz wichtige Maßnahme treffen können, näm­
lich Konstanz der Rahmenbedingungen für einen ganz besonders wichtigen Bereich, die Bei­
tragssatzstabilität, zu erreichen. In diesem Sinne halte ich das vorliegende Konzept für gering­
fügig verbesserungsfähig. Es ist insgesamt sehr ausgewogen. Es baut auf der großen Traditi­
on deutscher Sozialgeschichte auf. Ich glaube, wir sollten die wichtigen Prinzipien, die dieses 
Konzept tragen, nicht ohne Not gefährden und schon gar nicht aufgeben. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Als nächster hat Hans Geisler das Wort. Ihm folgt Regina 
Görner. - Lassen Sie mich an dieser Stelle zwei Anmerkungen machen. Der Bundeskanzler 
läßt Sie herzlich grüßen. Er ist zur Zeit wegen einer wichtigen Regierungsangelegenheit nicht 
bei uns, wird aber gleich wieder unter uns sein. 

Uns liegen derzeit noch etwa 20 Wortmeldungen zur allgemeinen Aussprache vor. Ich muß 
feststellen, daß diese Zahl nicht abnimmt, weil sich jedesmal, wenn ein Redner gesprochen 
hat, ein anderer wieder zu Wort meldet. Können wir uns darauf verständigen, daß wir nach Ab­
wicklung der jetzt vorliegenden rund 20 Wortmeldungen die allgemeine Aussprache abschlie­
ßen? Ich habe mir die Wortmeldezettel angesehen. Alle Positionen, die hier im Saal vertreten 
sind, sind auch unter den Wortmeldungen vertreten. Ich schlage vor, daß wir nach Abwicklung 
der etwa 20 Wortmeldungen in die Beratung über den Leitantrag des Bundesvorstandes und 
die Änderungs- bzw. Ergänzungsanträge eintreten. Sind Sie damit einverstanden? - Dann ver­
fahren wir so. - Hans Geisler, bitte! 
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Dr. Hans Geisler: Meine Damen! Meine Herren! Liebe Cliristdemokraten! Ich will nur einen 
Punkt hervoriieben, der auch von Professor Biedenkopf angesprochen worden ist. Ich kom­
me aus den neuen Ländern und bin 1990 beim Eintritt in das System der Sozialen Marktwirt­
schaft auch mit der Frage der Rentensicherheit und dem Generationenvertrag konfrontiert 
worden. Der Generationenvertrag wurde und wird immer wieder - das ist auch heute hier so -
dem Ganzen als Sicherung zugrunde gelegt. Es hat mich einigermaßen ernüchtert, als in der 
Kommission die beiden Rentenversicherungsexperten Professor Rürup und Professor Ruiand 
eindeutig sagten - ich formuliere es jetzt ganz moderat -, einen Generationenvertrag in diesem 
Sinne habe es nie gegeben. Es habe immer nur einen Vertrag über zwei Generationen hin­
weg, nicht einen solchen über drei Generationen hinweg gegeben. 

Dies führt mich zu einer Frage an all diejenigen, die hier vehement für Leistungsbezogenheit 
eintreten. Ich sage: Das ist doch nur die halbe Wahrheit. Die Erziehungsleistung wird nach 
den Äußerungen von Rürup und Ruiand bisher generell kaum anerkannt. Mit der Rentenre­
form 1992 wurde immerhin eine Anerkennung von drei Jahren eingeführt. Dies führt nach der 
nunmehr vorgesehenen Neuregelung im Jahre 2025 zu den von Professor Biedenkopf ge­
nannten 420 DM pro Monat für die Erziehung von drei Kindern. Allen, die bis 2020 im Rahmen 
des Generationenvertrages ein Äquivalent für die Erziehungsleistung erhoffen oder enwarten, 
müssen wir aber nüchtern antworten: Drei Kinder bringen lediglich 140 DM pro Monat. - Es ist 
meines Erachtens Hohn, angesichts dessen von Leistungsgerechtigkeit zu sprechen. Bei der 
Berechnung der Rentenansprüche wird einseitig auf die Arbeitsleistung abgestellt. Jeder, der 
für Leistungsbezogenheit eintritt, müßte eigentlich angesichts dessen, daß nur die Arbeitslei­
stung honoriert wird - alles andere ist wirklich nicht mehr als Brosamen -, für eine modifizierte 
Regelung plädieren. 140 DM für drei Kinder bis zum Jahre 2020 - das kann man, wie ich den­
ke, wirklich nur im Sinne von Brosamen beurteilen. 

Bei der Reform ist, wenn wir den Generationenvertrag immer wieder als Grundlage heranzie­
hen, eine Antwort auf die Frage zu finden, wie wir die Erziehungsleistung der Menschen - es 
sind insbesondere Frauen - bis zum Jahre 2020 bewerten. Ich bejahe das Konzept einer steu­
erfinanzierten Familienkasse durchaus. Ich kann aber nicht ja zu einer Familienkasse sagen, 
die für die Finanzierung gesetzlicher Ansprüche, die ab 2025 realisiert werden sollen, konzi­
piert wurde, jetzt aber dazu benutzt wird, um aus dem Beitragsaufkommen Finanzlöcher zu 
stopfen. Es ist wirklich nur ein kleines Pflänzchen, das grünt: Zugrundelegung nicht mehr von 
75 Prozent, sondern von 100 Prozent des Durchschnittsverdienstes aller Versicherten bei der 
Bewertung von Kindererziehungszeiten. Die erwähnten 140 DM setzen die Zugrundelegung 
von 100 Prozent schon voraus. Wenn nicht 100 Prozent, sondern nur 75 Prozent zugrunde ge­
legt würden, wäre der Betrag entsprechend geringer. Ich erspare es mir, die Zahl zu nennen. 

Die genannten Erwartungen basieren auf der vagen Hoffnung, daß wir bei der Bewertung der 
Kindererziehungszeiten die Bemessungsgrundlage schrittweise auf 100 Prozent erhöhen. 
Bei einer Rentenreform, die sozusagen dem Generationenvertrag mit auf die Beine verhelfen 
will, halte ich das nicht für eine vertretbare Lösung. 

Meine Damen, meine Herren, insofern bitte ich darum, hierüber in den nächsten Wochen kri­
tisch und lösungsbereit weiter miteinander zu sprechen. Ich unterstütze den Antrag von Pro­
fessor Biedenkopf, heute noch keine Entscheidung zu treffen. Das heißt aber nicht, daß ich für 
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eine Verschiebung der Entscheidung auf den Sanl<t-Nimmerleins-Tag plädiere. Die Entschei­
dung sollte jedoch um zwei bis drei Monate verschoben werden. Sie sollte also noch vor den 
Sommerferien fallen. - Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

Generalsekretär Peter Hintze: Als nächste hat Regina Görner das Wort. 

Dr. Regina Görner: Meine Damen und Herren! Ich möchte zu zwei Punkten sprechen, und 
zwar zu einem konkreten Punkt, der sich auf den Leitantrag bezieht, und zu einem allgemei­
neren Punkt. Ich beginne mit dem konkreten Punkt. Hinsichtlich des versicherten Personen­
kreises wurde in dem Leitantrag des Bundesvorstandes ein deutlicher Rückzug gegenüber 
dem gemacht, was die Regierungskommission und auch die Parteikommission vorgeschla­
gen haben. In dem Leitantrag steht nur noch, daß die Ausweitung der Versicherungspflicht ge­
prüft werden solle. Die Rentenkommission der Partei ist wesentlich konsequenter gewesen. 
Sie hat gefordert, daß Scheinselbständige und geringfügig Nebenbeschäftigte in die Versi­
cherungspflicht einzubeziehen seien und daß weitere Sachverhalte geprüft werden sollten. 
Ich halte dies für einen ganz wesentlichen Punkt. Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, 
daß es sich hier nicht um ein Nebenproblem handelt. 

Die Entwicklung der sozialversicherungsfreien Tätigkeiten in dieser Gesellschaft ist außeror­
dentlich dramatisch. Sie ist so dramatisch, daß inzwischen die Gefahr besteht, daß die gere­
gelte Erwerbstätigkeit unterlaufen wird. Wir haben es hier mit einer Fülle von Wettbewerbsver­
zerrungen zu tun, die dazu führen, daß Arbeitgeber, die geregelte sozialversicherungspflichti­
ge Tätigkeiten anbieten, in die Schwierigkeit kommen, mit solchen Arbeitgebern konkurrieren 
zu müssen, die geregelte sozialversicherungspflichtige Tätigkeiten nicht mehr anbieten. Selbst 
ein Arbeitgeber, der versucht, sich sozialverträglich zu verhalten, kommt wegen dieser Kon­
kurrenzsituation in Zugzwänge, die dazu führen, daß das soziale Sicherungssystem insgesamt 
ausgehebelt wird. Diese Entwicklung - vergleichbar einer Spirale - beschleunigt sich immer 
stärker. Wenn es uns nicht gelingt, die Schlupflöcher zu stopfen, die die Sozialversicherungs­
freiheit derzeit eröffnet, wird das gesamte soziale Sicherungssystem ausgehebelt. Deshalb ist 
die Frage der Einbeziehung der Scheinselbständigen und der geringfügig Beschäftigten in die 
Sozialversicherungspflicht eine ganz zentrale Frage und kein Nebenproblem. Meine Damen 
und Herren, die Frauen-Union hat dazu einen Änderungsantrag vorgelegt. Er geht mir nicht 
weit genug, aber bei der Bedeutung dieses Themas sollten wir wenigstens diesem Ände­
rungsantrag zustimmen, darriit klar wird, daß wir die Entwicklung nicht einfach laufen lassen. 

Nun zur Frage des Systems. Ich trage Verantwortung für einen der größten Jugendverbände 
in dieser Republik. Wahrscheinlich sind die Enkel von Professor Biedenkopf nicht Mitglied in 
diesem Verband, wohl aber sind 650 000 bis 670 000 von ihren Altersgenossen Mitglied. Ich 
kann nur sagen: Diese haben kein Interesse an einem Systemwechsel, und sie wissen auch, 
warum. Ich teile die Sorge von Professor Biedenkopf, daß wir dem Faktor Arbeit immer mehr 
Lasten aufbürden. Was aber bedeutet die Alternative, die hier vorgestellt wird? Die Jugendli­
chen, die ich zu vertreten habe, müßten dann in der Zukunft nicht nur die Fürsorgeleistungen 
erbringen, von denen Professor Biedenkopf gesprochen hat, sondern gleichzeitig für sich 
selbst auch die Vorsorgeleistungen. Diese Doppelbelastung möchte ich der jungen Generati­
on, die ohnehin viel weniger Chancen hat als die Generation ihrer Eltern und Großeltern, nicht 
auch noch zumuten. 
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Meine Damen und Herren, wir befinden uns nicht in der Stunde Null. Es geht nicht darum, im 
luftleeren Raum Systeme abstrakt gegeneinander abzuwägen. Wir stehen in einer ganz be­
stimmten Tradition, und wir müssen den Verpflichtungen, die uns aus der Vergangenheit er­
wachsen, Rechnung tragen. Das System, das der Bundesvorstand vorgeschlagen hat, ist 
meines Erachtens ein vernünftiges System. 

Ich will auch auf die Frage von Professor Biedenkopf antworten, warum Singles eigentlich be­
reit sein sollten, für die Hinterbliebenenversorgung anderer zu zahlen. Als jemand, der 18 Jah­
re lang entsprechende Versicherungsbeiträge gezahlt hat, kann ich diese Frage beantworten. 
Die Antwort ist ganz einfach: weil es sich um das System einer Sozialversicherung handelt. 

Wir müssen uns in diesem Zusammenhang den Unterschied zwischen der Sozialversiche­
rung und einer privaten Versicherung vor Augen führen. Wenn man eine Sozialversicherung 
nicht mehr will, sollte man das auch sagen. Auch das würde zur Wahrheit gehören, die den 
Menschen nicht nur zumutbar ist, sondern auf die sie auch einen Anspruch haben. - Ich dan­
ke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Regina Görner. Als nächste hat Bundesfa­
milienministerin Claudia Noite das Wort. Ihr folgen Hartmut Schauerte und Arnold Vaatz. 

Claudia Noite: Herr TagungspräsidentI Meine lieben Freunde! Es wurde in der Debatte schon 
zu Recht darauf venwiesen, daß wir eine verbesserte Anerkennung von Familienleistungen 
brauchen. Manche sagen nun: Das paßt nicht in die Landschaft. Bei den heutigen finanziellen 
Spielräumen ist eine solche Verbesserung nicht denkbar. - Liebe Freunde, ich wünsche mir 
von diesem Bundesausschuß das klare Signal, daß die CDU auch in finanziell schwierigen 
Zeiten nicht vergißt, daß die Familie die Grundlage unserer Gesellschaft ist und deshalb un­
sere Unterstützung verdient. 

Mütter und Väter tragen nicht nur durch ihre Beitragszahlungen, sondern auch durch die Erzie­
hung von Kindern zum Bestand des Rentenversicherungssystems bei. Deshalb ist es mehr als 
gerechtfertigt, wenn wir die Erziehungsleistungen künftig auf der Basis von 100 Prozent des 
Durchschnittsverdienstes bewerten. Für uns gilt von jeher: Erziehungsarbeit ist genauso wert­
voll wie Enwerbsarbeit. Sie ist gleichwertig. Das muß sich auch im Rentenrecht widerspiegeln. 

Indem wir bereits 1998 damit beginnen, stufenweise die rentenrechtliche Anerkennung der 
Erziehungsleistungen zu verbessern, machen wir erneut deutlich, daß wir trotz aller notwen­
digen Einsparungen die Kraft haben, dort etwas zuzulegen, wo in der Tat Handlungsbedarf 
besteht. Die Familien können sich also auch in schwierigen Zeiten auf die Union verlassen. 

Liebe Freunde, wir berücksichtigen bei dieser Rentenreform zu Recht die längere Lebenser­
wartung mit einem demographischen Faktor. Die längere Lebensenwartung ist aber bekannt­
lich nicht der einzige Grund für den demographischen Wandel. Die Menschen leben länger -
Gott sei Dank -, aber wir haben zugleich auch eine der niedrigsten Geburtenraten in der Welt. 
Auch das verändert natürlich das Verhältnis von Beitragszahlern zu Rentenbeziehern. Ich bin 
fest davon überzeugt, daß wir deshalb auch eine generative Komponente in der Rentenversi­
cherung brauchen. Das heißt, wir brauchen einen gerechten Belastungsausgleich zwischen 
Kinderlosen und denjenigen, die Kinder erziehen. Dabei kann bei den Beiträgen oder beim 

42 



Rentenniveau angesetzt werden. Ich meine, spätestens bei der Diskussion über die Hinter­
bliebenenversorgung müssen wir uns mit der zentralen Fragestellung befassen, wie wir einen 
gerechten Belastungsausgleich zwischen Kinderlosen und Familien erreichen. 

Für mich Ist eines klar: Wer Kinder erzieht, leistet einen unverzichtbaren Beitrag zur Renten­
versicherung. Deshalb sind die Leistungen für Kindererziehungszeiten keine versicherungs­
fremden Leistungen. Sie müssen daher in Teilen auch von den Versicherten selber aufge­
bracht werden. An dieser einfachen Wahrheit kommt niemand vorbei. Dem sollten wir uns 
stellen. Dann sind wir auf einem guten Weg. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Danke schön, Claudia Noite. Als nächster hat Hartmut Schau­
erte das Wort. Ihm folgen Arnold Vaatz und Rita Süssmuth. 

Hartmut Schauerte: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Als Mitglied der Renten­
kommission, in der ich mich insbesondere für die wirtschaftlichen Aspekte der Fragestellung 
zuständig gefühlt habe, möchte ich einen zusätzlichen Begriff in die Debatte einführen. Ich mei­
ne, wir machen einen Fehler, wenn wir glauben, daß wir mit dieser Rentenreform tatsächlich 
Perspektiven für das Jahr 2030 oder darüber hinaus eröffnen. Wir sollten uns von einer solchen 
Langfristigkeit angesichts der Veränderungen, die um uns herum nach wie vor eintreten, ver­
abschieden. Ich möchte einem konkreten Realismus bei dem Reformansatz das Wort reden. 

Wir haben in der Rentenkommission immer darum gebeten: Laßt uns konkret auf das Jahr 
2010 oder 2015 schauen. Wenn wir heute irgend jemandem vortragen wollten, daß sich die 
Verhältnisse im Jahre 2030 in dieser oder jener Weise darstellen würden, leisteten wir der Un-
glaubwürdigkeit in der Politik erneut Vorschub, was niemand von uns ernsthaft verantworten 
kann. Vor diesem Hintergrund ist auch die Debatte zwischen Kurt Biedenkopf und Norbert 
Blüm - um die beiden Grundpositionen zu nennen - ein Stück weit zu relativieren. Ich bin der 
festen Überzeugung, daß wir im Jahre 2000 zum Beispiel über die Hinterbliebenenrente neu 
diskutieren müssen. Ich bin ebenso der festen Überzeugung, daß wir im Jahre 2003 oder 
2004 erneut miteinander um die Renten zu ringen haben werden. Das ist unvermeidlich. 

Die Vorschläge in dem Papier, das auf die Arbeit der Regierungs- und der Parteikommission 
zurückgeht - wir haben diesen Vorschlägen nach Verhandlungen um eine Kompromißlinie zu­
gestimmt, wobei es auch ein Minderheitenvotum gab; das will ich hier noch einmal ausdrück­
lich sagen -, beinhalten eine erhebliche Anpassung. Ein Teil der Fragen, die von Professor 
Biedenkopf mit Recht gestellt werden, ist allerdings noch nicht beantwortet. Aber auch diese 
Fragen werden später - in der ersten Dekade des nächsten Jahrtausends - beantwortet wer­
den müssen. Das ist unvermeidlich. Das sollten wir den Menschen auch sagen. Wir haben 
dann auch die Chance, daß sie das Signal der Absenkung des Rentenniveaus auf 64 Prozent 
begreifen und bereits anfangen, sich über die Schließung der entstehenden Versorgungs­
lücke Gedanken zu machen. Dies ist ein Gewöhnungsprozeß für alle, die damit zu tun haben. 
Insofern kann ich dem Vorschlag des Bundesvorstandes im Prinzip zustimmen. 

Ich will einige wenige Punkte aufgreifen, denn ich möchte, daß klar ist, wie wir bei der weite­
ren Diskussion nach Beschlußfassung über die Vorlage die Akzente gesetzt wissen wollen. 
Zunächst einmal: Bitte keine staatliche Rücklage, weder zur Beitragsstabilisierung noch zur 
Kapitalansparung! Dieser Weg ist falsch. Die Regierungskommission hat nicht für diesen Weg 
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plädiert. Wir sollten ihn jetzt nicht wegen eines gewissen modischen Effekts, der ihm inne 
wohnt, beschreiten. Ich will Ihnen das Totschlagargument in dieser Hinsicht nennen: Eher legt 
der Hund einen Wurstvorrat an, als daß die Politik die Finger von Finanzmitteln läßt, die vom 
Staat für bestimmte andere Zwecke gesammelt und verfügbar gehalten werden. Dies ist das 
entscheidende Argument. 

Wir können das Rücklagemodell verfassungsrechtlich absichern wollen oder nicht - es wird 
nicht funktionieren. Ich meine, wir sollten auch die Veränderungsbereitschaft und die Verän­
derungsnotwendigkeit nicht kaschieren, indem wir auf eine Rücklage, auf die eines Tages 
zurückgegriffen wird, verweisen. Wenn Veränderungen notwendig sind, sollten diese auch 
vorgenommen werden. Es sollte nicht eine Sicherheit dadurch vorgetäuscht werden, daß dar­
auf verwiesen wird, es könne auf eine Rücklage zurückgegriffen werden. Wie wenig das hilft, 
haben wir in der aktuellen Situation gesehen. In dem gerade zu Ende gegangenen Jahr 1996 
hat die Rentenversicherung zur Vermeidung einer Beitragserhöhung von nur 0,1 oder 0,2 Pro­
zent durch die Politik beschließen lassen, daß alles, was an Vermögen noch vorhanden ist -
einschließlich der Wohnungsbauten der Rentenversicherungsträger -, verkauft werden solle. 
Dies ist der praktische Beleg dafür, wie sich die Situation auch in Zukunft darstellen wird. Las­
sen wir deshalb - auf wie sympathische Weise der Antrag aus Hessen auch begründet sein 
mag - die Finger von einer Rückiagebildung in staatlichen Händen im Bereich der Rentenver­
sicherung, egal für welchen Zweck. Die Antwort zu diesem Thema muß lauten: wenn Rückla­
gen und Kapital, dann in der zweiten und dritten Säule. - So muß die Antwort der CDU im Hin­
blick auf dieses Thema lauten. 

Bei der Demographiegerechtigkeit, lieber Norbert Blüm, sind wir möglicherweise noch aus­
einander. Wir haben ja bewußt den Begriff „gerecht" eingeführt, um uns auch an der Stelle ein 
bißchen weiterentwickeln zu können. Ich bin der festen Überzeugung, daß wir alle Beitrags­
senkungspotentiale ausnützen müssen. Diese Formel muß bis an die Grenze der Rentenkür­
zung gerecht angewandt werden. Was passiert denn bei dieser Formel? Der Rentner von 
heute erfährt in Stufen eine Leistungsabsenkung. Der Beitragszahler von heute zahlt einen 
teilweise erhöhten Beitrag, weil die Leistungsabsenkung sehr milde gestaltet wird. Wenn er in 
Rente geht, erwischt ihn sozusagen die dann voll bestehende Leistungsabsenkung ohne je­
de Einschränkung. Der Beitragszahler wird also zunächst bei den Beitragszahlungen durch 
die nicht ausreichende Anwendung der Demographieformel belastet. Anschließend erwischt 
ihn dann aber die bis an die Grenze angewendete Demographieformel zu 100 Prozent. Er wird 
also bei dem bisherigen Ansatz ungerecht belastet. Deswegen sage ich unter Bezugnahme 
auf den Begriff „Gerechte Verteilung der Lasten" folgendes: Lassen Sie es uns so organisie­
ren, daß wir Leistungskürzungen vermeiden, daß wir ein Rentenniveau von 64 Prozent als si­
chere Linie anpeilen und ansonsten die Beitragsentlastungen organisieren. 

Nun zum Stichwort „Überprüfung des versicherten Personenkreises". Eine Lösung mit so ein­
fachen Antworten wie der, daß man die 610-DM-Arbeitsverhältnisse kassiert, wird nicht funk­
tionieren. Lassen Sie uns keine falschen Hoffnungen wecken, für die wir nachher bitter bezah­
len müßten, weil die Wirklichkeit völlig anders aussehen kann, als wir uns das im IVIoment vor­
stellen. Letzte Sicherheit in dieser Hinsicht habe auch ich nicht. Deswegen bin ich dankbar, daß 
ein Prüfauftrag vorgesehen worden ist. Ich will hier einmal eine Zahl nennen. Wenn Sie für ein 
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610-DM-Arbeitsverhältnis, wie es heute besteht, weiterhin 610 DM netto zahlen wollen, be­
deutet das eine Verteuerung für den jeweiligen Arbeitgeber in einer Größenordnung von 1 000 
bis 1 400 DM, um jene 610 DM zu sichern. Liebe Freunde, ich lade Sie ein, sich einmal vorzu­
stellen, wie sich das Verhalten der Menschen verändern wird und welche Umgehungstatbe­
stände konstruiert werden, um eine solche Konstellation entweder zu vermeiden oder sogar 
Nutzen aus dieser Regelung zu ziehen. Wenn ich ein Arbeitsverhältnis versicherungspflichtig 
mache, hat der Betreffende schließlich auch Ansprüche. In der Rentenversicherung wird es 
noch eine Weile dauern, bis er sozusagen in die Ansprüche hineinwächst. Irgendwann muß 
aber bezahlt werden. Wir haben es hier also lediglich mit einer Vertagung des Problems zu tun. 

In der Krankenversicherung hat der Betreffende sofort Ansprüche. In der Arbeitslosenversi­
cherung hat er ebenfalls sofort Ansprüche. Ich lade Sie ein, sich einmal vorzustellen, was 
dann bei diesen Arbeitsverhältnissen passiert. Es ist also große Vorsicht geboten. 

Dies gilt auch im Hinblick auf die Scheinselbständigen. Nach den Definitionen, die mir bisher 
von Scheinselbständigkeit bekanntgeworden sind - danach handelt es sich bei Scheinselb­
ständigen um arbeitnehmerähnliche Arbeitgeber -, ist der Handelsvertreter der klassische 
Fall. Der Handelsvertreter arbeitet in der Regel für einen Auftraggeber. Er arbeitet allein, also 
ohne daß ihm zugearbeitet wird. Der Handelsvertreter wäre nach den bisher bekannten Defi­
nitionen ein Scheinselbständiger. Sie sehen also, wie schwierig die Abgrenzung ist. Wir soll­
ten in Sachen Scheinselbständigkeit nicht eine Idee der SPD weiterentwickeln. Wir suchen 
vielmehr nach einer Kultur der neuen Selbständigkeit, In vielen Fällen ist die Phase des 
Durchgangs unvermeidbar, um zu diesem Ziel zu kommen. Deswegen darf der Weg nicht un­
gewöhnlich erschwert werden. 

Im Blick auf die Familienleistungen möchte ich auf einen Gefahrenpunkt hinweisen. Ich kann den 
Ausführungen von Frau Noite zwar zustimmen, will aber doch auf den erwähnten Gefahren­
punkt hinweisen. Das Verfassungsgericht schreibt uns die additive Anpassung vor. Wir müssen 
sie kurzfristig vornehmen. Die Kosten belaufen sich auf rund 1 Milliarde DM. Die Anpassung in 
den Prozentsätzen - von 75 Prozent auf 100 Prozent - schreibt uns das Verfassungsgericht nicht 
vor, sondern sie ist eine politische Zielvorstellung von uns. Wenn wir diese Vorstellung jetzt um­
setzen, kann folgender Effekt eintreten. Die Einsparungsvorschläge in bezug auf das Renten­
versicherungssystem, die wir unterbreiten, wirken mittel- und langfristig. Sie führen nicht zu ei­
ner unmittelbaren Entlastung des Faktors Arbeit, es sei denn, wir denken an eine Steuerfinan­
zierung. Gleichzeitig beschließen wir aber Erhöhungen, die unmittelbar wirksam werden. Wir 
müssen angesichts des wirtschaftspolitischen Hintergrundes, vor dem wir diskutieren, darauf 
achten, daß uns nicht gesagt wird, wir hätten in dieser Situation trotz einer allgemeinen Spar­
diskussion im Prinzip, ohne es zu merken, das Ausgabenvolumen, das Leistungsvolumen der 
Rentenversicherung kurzfristig erhöht. Dies wäre wirtschaftspolitisch falsch. Wir würden auch 
politisch dafür bezahlen müssen, wenn ein solcher Eindruck entstünde. 

Eine letzte Bemerkung. Ich weiß zwar, wie schwierig das ist - ich sehe Rupert Scholz hier; auch 
Manfred Kanther hat vorhin hier oben gesessen -, aber wir dürfen nicht länger zulassen, daß 
wir permanent über Rentenanpassung, Rentenniveauabsenkung, Anspruchsveränderung 
und Beitragshöhen sprechen, aber nicht zeit- und wirkungsgleich eine ähnlich intensive De­
batte über den öffentlichen Dienst und seine Versorgungsansprüche führen. 
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Das darf nicht sein. Wir werden die Akzeptanz in der Bevöll<erung für das, was wir den Bürgern 
zumuten müssen, nicht bekommen, wenn wir nicht ehrlich genug sind, auch im Blick auf den öf­
fentlichen Dienst zu sagen, daß dort ein Niveau von 75 Prozent bei den Ruhestandsbezügen 
nicht mehr aufrechterhalten werden kann. Es wird auch im Bereich der Zusatzversorgungskas­
sen der Angestellten im öffentlichen Dienst vieles geben müssen, was parallel und wirkungs­
gleich unter Aufrechterhaltung der Unterschiedlichkeit der Systeme zu regeln wäre. Ich bitte, daß 
wir diesem Aspekt in der Diskussion nicht immer nur den Stellenwert eines Appendix zuweisen. 
Vielmehr muß diesem Aspekt von uns ein hoher Stellenwert zugemessen werden. Sonst werden 
wir die Akzeptanz für die Veränderungen im Rentenbereich nicht erlangen. - Herzlichen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Danke schön, Hartmut Schauerte! - Als nächster spricht Ar­
nold Vaatz. 

Arnold Vaatz: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mein erster Satz: Ich finde die De­
batte außerordentlich belebend. 

Zweiter Satz: Die angedachte Rentenreform regelt nach meinem Dafürhalten im wesentlichen 
zwei Dinge. Erstens will sie die Beiträge begrenzen und den Rest, der durch Beiträge nicht ab­
gedeckt wird, aus dem Bundeshaushalt bezahlen. Zweitens begründet sie neue Anwart­
schaften, die sich von den bisherigen Anwartschaften dadurch unterscheiden, daß nun an die 
Rentenformel eine Absenkung infolge der demographischen Entwicklung angefügt wird. Ich 
halte dieses Vorgehen für im Prinzip einleuchtend, aber die gegenwärtig zugrunde liegende 
Rentenformel für so gefährlich, daß ich nicht zustimmen kann. Das möchte ich kurz erläutern. 

Die Rentenformel besagt folgendes: Der neue aktuelle Rentenwert wird aus dem vorherigen 
aktuellen Rentenwert errechnet, indem dieser aktuelle Rentenwert mit insgesamt vier Fakto­
ren multipliziert wird. Für den Fall, daß sich volkswirtschaftlich nichts ändert und auch die Le­
benserwartung konstant bleibt, sind alle diese vier Faktoren gleich 1, und der Rentenfaktor 
des neuen Jahres ist gleich dem des Vorjahres. 

Nun möchte ich einige dieser vier Faktoren einmal ganz kurz diskutieren. Der erste Faktor ist 
ein Faktor, der sich dann erhöht, wenn sich das durchschnittliche Bruttoeinkommen im Lande 
erhöht. Ich merke gleich an, daß sich das durchschnittliche Bruttoeinkommen sehr wohl er­
höhen kann, während die Anzahl der Bruttolohnempfänger zurückgeht, mit anderen Worten, 
während die Arbeitslosigkeit steigt. 

Der zweite Faktor erhöht sich dann, wenn sich die Nettoquote gegenüber dem Vorjahr erhöht 
hat. Ich weise darauf hin, daß das beabsichtigt ist; wir beabsichtigen es nämlich mit unserer 
Steuerreform. Die Steuerreform soll einen Entlastungseffekt haben, damit sich die Nettoein­
kommen erhöhen und damit auch dieser Faktor erhöht wird. 

Den dritten Faktor lasse ich einmal weg, und über den vierten ist schon sehr viel gesprochen 
worden. 

Es gibt in dieser Rentenformel keinen einzigen Faktor, der die Rentenanwartschaften, die sich 
aus ihr begründen, mit dem Gesamtbruttoeinkommen im Lande verbindet. Das kann uns in ei­
ne Situation führen, in der dieses Gesamtbruttoeinkommen im Lande zurückgeht, die Renten­
anwartschaften für die Zukunft aber steigen. 
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über welche Größenordnungen reden wir hier? Wenn wir von 20 IVlillionen Rentnern ausgehen, 
bedeutet ein um 1 DM erhöhter Rentenanspruch pro IVIonat eine zusätzliche Jahresbelastung 
von 240 Millionen DM. Bei einenn um 100 DM erhöhten Rentenanspruch sind das schon 
24 Milliarden DM. Diese Summe muß dann, wenn gleichzeitig die Beiträge konstant gehalten 
werden, aus dem Bundeshaushalt bezahlt werden. 

Meine Damen und Herren, damit eröffnen wir eine enorme zusätzliche Deckungslücke. Herr 
Schauerte hat vorhin schon darauf hingewiesen: Wir fangen als nächstes sofort wieder an, über 
Einsparungen zu diskutieren. So verstehe ich nämlich seinen Hinweis auf den öffentlichen 
Dienst, einen Hinweis, den ich im übrigen teile. Wenn wir es aber gestatten, solche Deckungs­
lücken - die wir heute nicht kalkulieren können, weil wir eben den Arbeitsmarkt nicht in der 
Hand haben-für die Zukunft im Bundeshaushalt in Kauf zu nehmen, dann will ich nur fragen: 
Was wird in einem solchen Fall eigentlich aus unserer Steuerreform? 

Aus diesem Grunde möchte ich eine Bitte äußern: Es wird hier darüber gesprochen, ob wir 
heute beschließen sollen oder nicht. Ich weiß nicht, ob die Mehrheit meiner Meinung zuneigt, 
die sagt: Wir sollten heute nicht beschließen. Falls das nicht der Fall ist, möchte ich hilfsweise 
vorschlagen, daß wir uns dann, wenn wir jetzt beschließen, unbedingt die Möglichkeit einer er­
neuten Diskussion der gegenwärtigen Rentenformel, der Berechnung des aktuellen Renten­
werts, offenhalten, weil diese Berechnungsweise wesentlich mehr zum Einsturz bringen 
kann, als wir gegenwärtig mit viel Mühe aufbauen. - Recht herzlichen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Danke, Arnold Vaatz! - Das Wort hat Rita Süssmuth. 

Prof. Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde und - freundinnen! Ich 
bin der Auffassung, wir brauchen heute einen Beschluß, auch wenn die Diskussion in den Bera­
tungen dann weitergehen wird. Es würde ein verheerendes Bild weiterer Verunsicherung auch in 
der Öffentlichkeit ergeben, wenn wir heute im Parteiausschuß zu keinem Beschluß kämen. 

Dabei sind wir uns sehr wohl dessen bewußt, daß wir 1989 eine Rentenreform gehabt haben, 
daß wir 1992 eine Rentenreform gehabt haben, daß wir 1997 über eine Rentenreform disku­
tieren und daß es weitere geben wird, weil wir heute, bei dieser Rentenreform, nicht alles er­
ledigen und bewältigen können. 

Es gibt auch eine Reihe von Unsicherheitsfaktoren, ob wir nun die Variante A oder die Vari­
ante B nehmen, Blüm oder Biedenkopf, aber ich denke, es ist ganz wichtig, daß wir uns zwei 
Dinge klarmachen: Herr Vaatz, wir haben bei der Rentenreform von 1989 vom Bruttolohn auf 
den Nettolohn umgestellt. Wir haben damals die gestiegene Lebenserwartung nicht in unse­
re Rentenformel eingebaut. Es ist ein Unterschied, ob ich 10 oder 16 oder 20 oder 30 Jahre 
Rente habe. Wir verschließen also die Augen nicht davor, daß das eine Veränderung der de­
mographischen Komponente ist. 

Wir haben zweitens in der Tat ein massives Einnahmenproblem. Ohne Arbeitslosigkeit wür­
den wir weniger bedrängt, über das Beitragsniveau in der Rentenversicherung zu diskutieren, 
als wir es gegenwärtig tun müssen. 

Hinzu kommt, daß immer mehr Menschen aus einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit 
in ein Arbeitsverhältnis ohne sozialversicherungsmäßige Absicherung hineinwachsen. Ich 
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sehe mich außerstande, heule zu sagen, wie dies für die nächsten Jahre aussehen wird. Das 
kann weniger werden, das l<ann aber auch - so Prognosen von Experten - mehr werden. Es 
könnte also sein, daß sich immer mehr iVlenschen, insbesondere Frauen, in Arbeitsverhält­
nissen ohne oder mit sehr geringer Versicherung befinden. 

Dann steht um so mehr die Frage an, wieviel im Alter steuerfinanziert sein wird. Deswegen tei­
le ich die Auffassung all derjenigen, die sagen, wir brauchen parallel mehr Eigenvorsorge, 
mehr private Altersvorsorge. Denn wir haben im Augenblick in der betrieblichen Alterssiche­
rung ja nicht ein Mehr, einen Zuwachs, sondern einen Rückgang. Alle Länder, mit denen wir 
bisher Vergleiche angestellt haben, haben - auch bei steuerfinanzierter Alterssicherung - einen 
ganz anderen Umfang an betrieblicher und privater Alterssicherung. 

Ich möchte hier noch einmal auf drei Punkte Bezug nehmen. Der erste ist die Absenkung des 
Renteniveaus. Wenn viele von uns mit Vehemenz dafür eingetreten sind, keine Absenkung 
unter 64 % vorzunehmen, dann nenne ich hier noch einmal die Hauptbegründung dafür: Es 
kann nicht sein, daß sich Menschen, die über einen langen Zeitraum Beiträge gezahlt haben, 
am Ende in der Nähe der Sozialhilfe befinden. Dann ist unser Versicherungssystem obsolet. 
Deswegen kann es eine beliebige Absenkung des Rentenniveaus nicht geben. 

Ich füge hinzu: Für die Frauen ist eine Absenkung besonders gravierend, weil sie weniger ho­
he Renten haben. Bei allem, was dieses System zur Bekämpfung der Altersarmut geleistet 
haben mag, ist das einfach so. 

Der zweite Aspekt, der mir wichtig ist, ist die familienpolitische Komponente. Von vielen wird 
gesagt, es gehe im Augenblick massiv darum, Beiträge zu senken. Daran arbeiten wir ge­
meinsam. Aber ich muß doch sagen: Wenn die Regierungskommission den gesamten Be­
reich der Familienpolitik mit Ausnahme der Forderungen des Verfassungsgerichtsurteils den 
Leistungen des Familienlastenausgleichs zuschreibt, dann springt sie zu kurz. Denn ein Teil 
der Familienfragen hat im Rentensystem seine Verankerung, erst recht, wenn wir vom Drei-
Generationen-Verhältnis sprechen. 

Nun wird gesagt: Es erwachsen aber neue Leistungsansprüche, wenn wir von 75 % auf 
100 % Anrechnung gehen. Da frage ich einmal: Wie halten wir es eigentlich in der Rente mit 
unserer Philosophie und mit unserer Praxis, wenn wir sagen, Erziehungsarbeit und Pflegear­
beit ist 75 %, Maschinenarbeit und Computerarbeit ist 100 % des Durchschnittseinkommens 
wert? Hier haben wir etwas nachzuholen, was längst überfällig ist. Das können wir nicht auf 
später verschieben'. 

Klarstellen möchte ich: Die Anhebung auf 100 % kostet - je nachdem, wie Sie rechnen - für die 
anstehenden Jahrgänge insgesamt 2,6 Milliarden DM. Wenn wir 1998 beginnen, beginnen wir 
mit 500 Millionen DM. Ich glaube, Kurt Biedenkopf, es war eben ein Versprecher, daß es 
gleich 5 Milliarden sein sollen. Das muß ja jeden abschrecken, und dann ist das schon ge­
storben. Es geht um 500 Millionen DM im ersten Jahr! Aber auch dieser Betrag muß natürlich 
genannt werden. 

Meine Aussage dazu ist: Wir haben wenig genug an familienpolitischer Steuerung. Es werden 
die Frauen in der Frage, wie es um ihre Alterssicherung steht, eher auf Kinder verzichten und 
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sagen: Dann gehe ich in die Enwerbsarbeit. Das, was hier vorgesehen wird, ist das Minimum 
an familienpolitischer Steuerung, die wir im Generationenvertrag brauchen. Deswegen votie­
re ich dringend dafür, dieses Mehr an Leistungen nicht hinauszuwerfen. 

Abschließend möchte ich sagen: Das beitragsorientierte System hat sich bewährt. Man kann 
diesem System nicht vorwerfen, es leiste nicht das, was es solle, wenn es viel geleistet hat, 
wofür die Steuerzahler aufkommen, nicht die Beitragszahler. Deswegen ist eine Umfinanzie-
rung bei den harten Einsparungen, die in der Rente vorgenommen worden sind, eine zwin­
gende Notwendigkeit. - Danke. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Rita Süssmuth! - Nun spricht Hildegard Müller. 

Hildegard Müller: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei der jungen Generation ist die 
CDU erfreulichenweise die stärkste Partei. Wir erfreuen uns hoher Zustimmung, weil man ins­
besondere von der CDU die größte Problemlösungsfähigkeit erwartet. Wir von der CDU leiten 
aus unserem Programm das christliche Menschenbild, die Verantwortung für sich und ande­
re, das Prinzip der Subsidiarität, aber auch und vor allem das der Solidarität ab. Die junge Ge­
neration vertraut uns, da man annimmt, daß die CDU über die Tagespolitik hinaus auch die 
Verantwortung für die Gestaltung der Zukunft insgesamt übernimmt. 

Achtzig Prozent meiner Generation sind nun der Meinung, daß sie keine sichere Rente be­
kommen werden. Diese Angst ist nicht unbegründet und zwingt uns hier heute zum entschie­
denen Handeln - um nicht die Zukunft zögerlich anzugehen, sondern den Mut zu haben, heu­
te die Weichen für das Jahr 2030 zu stellen, bei allen Unwägbarkeiten, die sicherlich noch auf­
treten können. 

Leider enttäuscht der nun vorliegende Leitantrag diese En/vartungen. Wir nehmen den Auftrag 
zu einer langfristigen Stabilisierung der Rentenversicherung nicht an. Fakt ist, daß durch die 
strukturellen Veränderungen der Demographie und der Erwerbstätigkeit die Zukunftssicher­
heit der Renten massiv gefährdet ist. Die Auswirkungen wurden bereits ausführlich geschil­
dert. Der nun vorliegende Leitantrag weicht den Konsequenzen allerdings aus. Absichtser­
klärungen und Optionen halten sich die Waage; konkret wird leider wenig erreicht. 

Eine Absenkung des Rentenniveaus auf 64 % im Jahre 2030 - ich nehme an, daß das nach 
wie vor hinter den Überlegungen steht, auch wenn es nicht mehr schriftlich fixiert ist - reicht 
nicht aus. Wir müssen schon im Jahre 2010 dieses Niveau erreichen, verbunden mit der Er­
höhung der Lebensarbeitszeit. Die Menschen haben - das haben auch Sie betont, Herr Blüm 
- ein Anrecht darauf, langfristige Sicherheit über ihr Renteneintrittsalter zu haben. Wir sollten 
sie darüber auch heute nicht im unklaren lassen. 

Die hälftige Weitergabe der höheren Lebenserwartung an die junge Generation ist im übrigen 
nicht solidarisch, sondern belastet die junge Generation doppelt: Diese trägt neben ihrer ei­
genen demographischen Last - die sie voll trägt - über höhere Beiträge und ein niedrigeres 
Rentenniveau nun auch noch die Hälfte der Last der Älteren. 

Nur zwei Prozent der Rentner sind auf Sozialhilfe angewiesen, eine durchschnittliche Familie 
mit zwei Kindern in einer Großstadt dagegen auf Wohngeld. Wir belasten die Jungen über Ge­
bühr und hindern sie damit auch am Aufbau einer leistungsfähigen privaten Vorsorge. 
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Wir können die strukturellen Veränderungen auch nicht über eine Erhöhung des Bundeszu­
schusses abmildern. Ich bin der Meinung, daß alle versicherungsfremden Leistungen - Kin­
dererziehung zähle ich hier explizit nicht mit - aus der Rentenversicherung herausgenommen 
und über das allgemeine Steueraufkommen finanziert werden müßten. Dann können wir aber 
auch nicht das Rentenniveau über das Steueraufkommen stabilisieren. Denn es wurde richtig 
gesagt: Warum sollten diejenigen das Rentenniveau stabilisieren, die nie eine eigene Rente 
erhalten werden? Subventionieren ohne Ende, mit Solidarität hat das nichts mehr zu tun. 

Ich muß in diesem Zusammenhang auch die von Herrn Fink vorgeschlagene Verzahnung der 
Sozialhilfe mit der Rentenversicherung ablehnen. Das ist nichts anderes als die Abkehr von 
der lohn- und beitragsbezogenen Rente; da müssen wir uns nichts vormachen. Ich verstehe 
den Leitantrag in diesem Punkt auch wirklich anders als Sie, Herr Fink. 

Reformunwille wird für mich auch bei der Reform der Enwerbs- und Berufsunfähigkeitsrenten 
deutlich. Auch hier beschränken wir uns auf Minimalmaß. Warum prüfen wir nicht die Mög­
lichkeit der privaten Übernahme dieses Risikos? Respektable Angebote liegen vor. Auf die 
Vergangenheit zu verweisen leitet in diesem Zusammenhang nicht den Weg in die Zukunft. 

Zum Schluß: Rundweg enttäuschend ist das Signal, das wir für die betriebliche und die priva­
te Vorsorge setzen. Wir sagen nichts zur Besteuerung der Lebensversicherungen, die in der 
Diskussion ist, und beschränken uns auf Absichtserklärungen und auf so alte Forderungen 
wie die nach der Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand für unterdurchschnittliche Einkom­
men. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir verkennen hier die Notwendigkeiten und 
die Realitäten in anderen Ländern, die uns in dieser Frage bereits weit voraus sind. 

Es ist in diesem Zusammenhang übrigens auch enttäuschend, daß die deutsche Versiche­
rungswirtschaft nicht in der Expertenkommission beteiligt war. Ich denke, den einen oder an­
deren guten Rat hätte man da durchaus aufnehmen können. 

Die Junge Union zum Beispiel vertritt das Prinzip der nachgelagerten Besteuerung. 50 % der 
Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung sollen zusätzlich steuerfrei in die private Vor­
sorge investiert werden können. Die Besteuerung erfolgt dann bei der Auszahlung. Wir schaf­
fen damit auf der einen Seite den Anreiz für die private Vorsorge, aber auf der anderen Seite 
für viele überhaupt erst die Möglichkeiten, privates Vermögen anzusparen. Auch hier denke 
ich insbesondere wieder an die Familien. Jeder muß in Zukunft privat ausreichend versorgen; 
daran führt kein Weg vorbei, und das sollten wir den Menschen hier heute auch sagen. Wir 
sollten sie in diesem Punkt auch besser als bisher unterstützen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann dem nun vorliegenden Entwurf so nicht zu­
stimmen. Zwar fängt er in Ansätzen an, die veränderten Bedingungen zu erkennen, aber die 
notwendigen Konsequenzen zieht er daraus nicht. Der Bundeskanzler hat eben dazu aufge­
rufen, nicht das zu tun, was populär ist, sondern das, was richtig und notwendig ist. Wir sollten 
also den Mut dazu haben. Sagen Sie den Menschen die Wahrheit, und folgen Sie den weiter­
gehenden Anträgen! Dies liegt im Interesse der Generationengerechtigkeit nicht nur in eine 
Richtung, sondern für alle. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank! - Als nächster spricht Wolfgang Vogt. 
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Wolfgang Vogt: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Bedeutende Persönlichkeiten 
teilen das Schicksal, daß ihr Erbe wie ein Steinbruch behandelt wird, insbesondere dann, 
wenn sie nicht mehr unter den Lebenden weilen. Dieses Schicksal teilt heute in dieser Bera­
tung natürlich auch Ludwig Erhard. Ich darf deshalb Ludwig Erhard nicht aus dem Gedächt­
nis, sondern wörtlich zitieren. Im Manifest von 1972 heißt es: 

In Zeiten der Enwerbstätigkeit zahlt man einkommensproportionale Beiträge, um sich 
in Zeiten vorübergehender oder endgültiger Erwerbsunfähigkeit (Krankheit, Alter) 
ein am früheren Verdienst orientiertes Ersatzeinkommen zu sichern. Durch Zusam­
menschluß im Solidarverband Sozialversicherung schützt sich so der einzelne vor 
Risiken, zu deren Bewältigung er alleine nicht in der Lage wäre. 

Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, auf Ludwig Erhard kann sich Norbert Blüm be­
rufen, nicht Kurt Biedenkopf. 

Wir haben uns in langwierigen Debatten in der Rentenkommission entschieden, daß wir im Sy­
stem bleiben. Wenn hier der Eindruck erweckt worden ist, daß wir uns diese Arbeit leichtge­
macht haben, so ist das falsch; es waren nicht nur Stunden und Tage, an denen wir diskutiert 
haben. Wir sind zu der Auffassung gekommen: Wir bleiben im System, weil eine beitragsfi­
nanzierte Rente verfassungsfester ist als eine steuertinanzierte Grundrente. Wir bleiben im 
System, weil die umlagefinanzierte Rentenversicherung auf neue Herausforderungen ela­
stisch reagieren kann. Dieses System ist anpassungsfähig. 

Und wir bleiben in diesem System, weil alle Systemänderungen mit dem großen Problem ver­
bunden sind, wie ich die 20 oder 25 oder 30 Jahre des Übergangs bewältigen will. Deshalb hat 
die Rentenkommission ja auch den Vorsitzenden des Sachverständigenrates durchaus zu ei­
ner Diskussion über den Vorschlag eingeladen, den der Sachverständigenrat gemacht hatte, 
nämlich aus dem System auszusteigen und auf eine steuerfinanzierte Grundrente überzuge­
hen. Das Ergebnis auch dieser Diskussion mit dem Sachverständigenrat ist, daß die Über­
gangsprobleme nicht ohne eine zusätzliche Belastung der erwerbstätigen Generation in den 
nächsten 20 bis 25 Jahren handhabbar sind. Es spricht also alles dafür, daß wir in diesem Sy­
stem bleiben. 

Herr Escher, wenn Sie in Ihrem Beitrag gesagt haben, wir hätten uns keine Gedanken darü­
ber gemacht, wie das eigentlich mit der Rendite in der gesetzlichen Rentenversicherung im 
Vergleich zu einer privaten Versicherung aussieht, dann darf ich Sie doch noch einmal daran 
erinnern: Wenn wir alle Leistungselemente der Rentenversicherung in diese Betrachtung ein­
beziehen, d. h. auch Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, auch Rehabilitationsleistungen, 
auch Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner und zur Pflegeversicherung, dann stellt 
sich die Rendite in der gesetzlichen Rentenversicherung besser dar als in der privaten Versi­
cherung. 

Ich lese das noch einmal vor: Unter Berücksichtigung aller Leistungen der Rentenversiche­
rung liegt die Rendite der gesetzlichen Rentenversicherung im Vergleich zum kapitalgedeck­
ten privaten Altersversorgungssystem trotz der Konsolidierungs- und Einschränkungsmaß­
nahmen der vergangenen Jahre für ab 2035 zugehende Neurentner immer noch 10 % höher 
als die garantierte Verzinsung von 4 % in diesen Systemen. 
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Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, die steuerfinanzierte Grundrente ist kein neu­
er Ansatz; darüber wird seit zwölf Jahren diskutiert. Ich glaube auch, daß der Vorschlag seit­
dem nicht besser geworden ist. Ich wundere mich, daß dieser Vorschlag heute, nach zwölf 
Jahren, wieder vorgelegt wird, ohne daß auf ganz offensichtlich naheliegende Fragen über­
haupt eingegangen wird. 

t\/lan braucht ja kein Fan des Berufsbeamtentums und des Versorgungssystems für Berufs­
beamte zu sein, aber zumindest müßte man, wenn man eine Grundrente für alle, also auch für 
die Beamten, einführen will, doch die Frage stellen, in welchem Verhältnis diese Forderung 
zum Berufsbeamtentum und zum beamtenrechtlichen Versorgungssystem steht. Zumindest 
die Verfassungsfrage hätte doch gestellt werden müssen, aber sie wird nicht gestellt. Wird sie 
aber gestellt und mit Ja beantwortet, ist doch eine Mehrheit für eine steuerfinanzierte Grund­
rente überhaupt jenseits des Horizonts, jenseits aller Reichweite. 

Herr Professor Biedenkopf, Sie wollen bei Ihrem Vorschlag der steuerfinanzierten Grundren­
te ja bei den anderen Sozialversicherungssystemen - bei der Arbeitslosenversicherung, der 
Arbeitsförderung und der gesetzlichen Krankenversicherung - bei der Beitragsfinanzierung 
bleiben. Aber Sie stellen überhaupt nicht die Frage, welche Wirkung denn eine steuerfinan­
zierte Grundrente auf beitragsfinanzierte gesetzliche Krankenversicherung und beitragsfi­
nanzierte Arbeitsförderung hat. Eine steuerfinanzierte Grundrente beseitigt doch den Anreiz 
für beitragspflichtige Beschäftigung wegen der Altersvorsorge. Die Hemmschwelle für Schwarz­
arbeit wird gesenkt. Natürlich, die Mehrheit der Bürger arbeitet, weil sie dankbar ist, Steuern 
zahlen zu können, aber einige arbeiten auch deshalb, weil sie durch Arbeit eine Rentenan­
wartschaft erwerben können. Die tun das möglicherweise in der Zukunft nicht mehr. Dann 
kommen wir dazu, daß die Finanzbasis für Krankenversicherung und Arbeitslosenversiche­
rung erodiert. Dann kommen wir dazu, daß immer weniger beitragspflichtiges Einkommen da 
ist, und jeder weiß; Wenn das beitragspflichtige Einkommen sinkt, müssen die Beitragssätze 
ansteigen. 

Nächster Punkt: Sie geben mit Ihrer steuerfinanzierten Grundrente keine Antwort darauf, wie 
wir diese Grundrente mit der Reform des Einkommensteuerrechts vereinbaren können. Dazu 
ist ja der erste Gesetzentwurf am Dienstag von den Bundestagsfraktionen der CDU/CSU und 
der FDP beschlossen worden. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß es im Vorschlag von Professor Biedenkopf heißt: 70 % des 
Arbeitgeberbeitrages werden dem Arbeitnehmereinkommen zugerechnet, und 30 % des jet­
zigen Arbeitgeberbeitrages bleiben den Arbeitgebern. Wenn ich mir nun Ihr Zahlenwerk an­
sehe, wonach bei der Umstellung auf die steuerfinanzierte Alterssicherung die direkten Steu­
ern um 30 % und die indirekten Steuern um 45 % angehoben werden müssen, dann werden 
wir im Endeffekt davon ausgehen können, daß wir nach der Umstellung auf das System, wie 
Sie es vorschlagen, nicht eine niedrigere Abgabenquote haben werden, sondern eine höhe­
re. Darauf, wie das sozusagen in die Landschaft passen soll, geben Sie keine Antwort, einmal 
ganz abgesehen davon: Wenn Mehnwertsteuererhöhungen in der Größenordnung, wie sie in 
Ihrem Papier avisiert sind, und Erhöhungen der Einkommensteuer, wie sie in Ihrem Papier 
avisiert sind, auf uns zukommen, wäre es ja auch berechtigt, einmal zu fragen, wie wohl die 
Tarifpartner auf eine so veränderte Situation reagieren werden. 
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Letzter Punkt: Ich meine, Sie geben auch keine Antwort auf die folgende Frage; In Ihrem System 
gibt es eine extreme Beeinträchtigung derjenigen, die unter 40 Jahre alt sind, die in den letz­
ten Jahren an die Rentenversicherung gezahlt haben, die Anwartschaften aufgebaut haben 
und deren Anwartschaft aber niedriger ist als die Grundrente, die Sie ankündigen. Diese Frau­
en und Männer, die in großem Umfang Beiträge gezahlt haben - und deren Arbeitgeber auch 
Beiträge gezahlt hat -, werden so gestellt wie ein 35jähriger, der bis zum 32. Lebensjahr stu­
diert hat, dann auf Weltreise gegangen und bis zum 35. Lebensjahr in Meditation versunken 
ist. So kann das nicht sein! 

Deswegen meine ich: Ihr Konzept läßt viel mehr Fragen offen, als es beantwortet. Wir müssen 
aber - auch im Interesse des Wirtschaftsstandorts Deutschland, auch im Interesse der Siche­
rung unseres sozialen Sicherungssystems - heute entscheiden. Wer heute nicht entscheiden 
will, wird die Schritte, die heute möglich sind, in dieser Wahlperiode nicht mehr tun können. 
Dann sähen wir der Sache wegen und der Menschen wegen schlecht aus. Deshalb müssen 
wir heute eine Entscheidung treffen! 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Wolfgang Vogt! - Es spricht nun Renate 
Hellwig. 

Dr. Renate Hellwig: Liebe Parteifreunde! Ich gehe einmal davon aus, daß die Dramatik nicht 
ganz so groß ist, wie sie von vielen hier geschildert wird; denn - einige Vorredner haben es auch 
schon gesagt - wir haben vor fünf Jahren die letzte Reform beschlossen, sie sollte eine Reform 
für die Ewigkeit sein, und spätestens in fünf Jahren, vielleicht schon eher, werden wir wieder zu­
sammensitzen und wieder über eine Veränderung der Rentenformel diskutieren müssen. 

Die relative Annäherung, die in beiden Systemen gegeben ist, liegt darin, daß das eine System 
ganz steuerfinanziert sein soll und daß das andere, das Blüm-System, mehr und mehr steuer­
finanziert wird. Beiden Systemen stellt sich die Frage: Wieviel bringt die im Enwerbsleben ste­
hende Generation an Solidaritätsleistung auf, um die ältere - lassen Sie es mich einmal so sa­
gen - zu heben, ohne daß sie sich mit Arbeitsleistung einen Teil zusätzlich verdienen muß? 

Im Bundesvorstand ist heftig über das Thema diskutiert worden, ob das Blüm-System sozu­
sagen reine Solidarität sei und ob Rendite-Überlegungen bösartig seien, weil sie gleichsam 
eine Relativierung der Solidarität darstellten; das steuerfinanzierte System habe mit Solida­
rität nichts zu tun. Dazu kann ich nur sagen: Schauen Sie sich einmal in anderen Ländern der 
Welt um; die bewundern unser Steuersystem, das - leistungsbezogen - prozentual immer 
höhere Steuern verlangt. Es gibt Länder - ich denke an Südamerika -, die überhaupt keine di­
rekten Steuern kennen, weil die Reichen dort - Demokratie hin, Demokratie her - einfach nicht 
bereit sind, einen so hohen „Solidaritätsbeitrag" in Form von direkten Steuern - und gar noch 
steigenden, wenn sie mehr verdienen - einzubringen. Dort wird alles über indirekte Steuern fi­
nanziert, und daß das natürlich die Armen und die Kinderreichen um so mehr belastet, ist klar. 
Insofern kann man also nicht sagen, daß alles, was wir aus Steuern bezahlen, von vornherein 
unsolidarisch finanziert ist. 

Jetzt zur Beitragsbezogenheit: Die bisherige Rente war einmal und ist auch für die heutigen 
Rentner noch so attraktiv, daß die noch nicht Einbezogenen sogar hineindrängten. Ich weiß 
noch von meinem Vater, einem selbständigen Handwerker, daß er darauf ganz scharf war, und 
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auch meine Mutter als Hausfrau konnte sich nachträglich hineinversichern. Heute rechnet 
Biedenl<opf uns vor, daß die damals eingezahlte eine Beitragsmark jetzt 2,5 Rentenmark wert 
ist. Also hat die ältere Generation, meine und die noch ältere, durchaus richtig kalkuliert. Sie hat 
keineswegs nur an Solidarität gedacht, sondern hat ihrerseits auch an Rendite gedacht. 

Wenn wir heute mit unserem System die sogenannten Scheinselbständigen und andere ja­
gen müssen, dann bedeutet das, daß die eben anders rechnen. Sie sagen heute nicht mehr, 
es sei toll, über die Pflicht hinaus noch in die Rentenversicherung hineinzukommen. Also ist 
an dem, was Biedenkopf uns hier vorrechnet, schon etwas dran. Wer das alles abtut und sagt, 
das ist blanker Egoismus, und die Menschen denken gar nicht so, sondern sind ganz scharf 
darauf, in ein Solidarsystem immer mehr einzuzahlen, als sie hinterher herausbekommen, der 
macht sich wirklich Illusionen. 

Auch die Gesamtrendite-Rechnung, die von meinem Kollegen Vogt aufgestellt worden ist, be­
deutet natürlich, daß die Rendite für den am höchsten ist, der sehr zeitig erwerbsunfähig wird. 
Das ist der, der wenig eingezahlt hat und sehr früh etwas bekommt. Hingegen nimmt in der 
Summe für denjenigen, der lange arbeitet und in Zukunft durch Steigerung des Rentenein­
trittsalters immer länger arbeiten muß, die Rendite relativ ab. 

Ich möchte hier noch einmal ein Problem ansprechen, dem Sie sich vor Ort zunehmend wer­
den stellen müssen. Entsprechend der sogenannten Besitzstandswahrung und dem Vertrau­
ensschutz haben wir den vorzeitigen Eintritt ins Rentenalter - natürlich mit dem Ziel, den Ar­
beitsmarkt zu entlasten - in einer unheiligen Allianz zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh­
mern in den vergangenen Jahren für heute 58jährige zugelassen und lassen ihn im Zuge des 
Vertrauensschutzes auch noch zwei, drei Jahre lang zu. Die Betreffenden beziehen heute 
schon Rente, eine Rente, von der der gleichaltrige Kollege jetzt erfährt, daß er, wenn er sie 
nicht erst mit 67 Jahren haben will, sondern schon mit 60, einen ganz gewaltigen Abschlag 
wird hinnehmen müssen. Das ist derjenige, der heute noch arbeitet, der Gleichaltrige, der 
nicht entlassen worden ist. Dessen Rendite ist natürlich wesentlich schlechter als die desjeni­
gen, der von diesem Vorruhestand profitieren konnte. 

Ich melde hier für die Fortführung unserer Rentendiskussion folgenden ganz konkreten Pro­
blempunkt an, und der ist in dem, was wir beschließen, ja auch bewußt noch offen. Insofern 
beschließen wir manches, und manches lassen wir durch Beschluß ausdrücklich offen. Ich 
meine die Frage der Hinterbliebenenversorgung. Herr Biedenkopf, da würde ich genau um­
gekehrt argumentieren als Sie. Ich würde nicht fragen, warum von zwei Kinderlosen, einem 
Ehepaar, beide in die Versicherungspflicht gehen müssen, sondern würde fragen: Warum 
muß es bei kinderlosen Ehepaaren überhaupt Hinterbliebenenansprüche geben? Selbst Nell-
Breuning hat diesen Punkt als einen ganz großen Fehler der ursprünglichen Rentenversiche­
rung angesehen. Man hatte damals nach dem gängigen Familienmodell gehandelt, bei dem 
eben die Frau, sobald Kinder kamen, zu Hause blieb und die Enwerbstätigkeit von Frauen nur 
bei einer kleinen Minderheit gegeben war. Man hat gesagt: Wenn die Frau zu Hause bleibt, 
bekommt sie einen Witwenanspruch normalerweise deshalb, weil sie Kinder erzieht und kei­
ne eigenen Beiträge enwirtschaften kann. Nell-Breuning hat nachträglich gesagt, es wäre bes­
ser gewesen, wir hätten die Witwenrente differenziert nach denen, die Kinder großgezogen 
haben, und denen, die keine Kinder großgezogen haben. 
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Heute ist es so, daß eine verheiratete Person im Grunde genommen mehr erwirbt, nämlich 
auch für seine Ehefrau - oder auch für den Ehemann, dem wir wegen der \/erfassungsl<lage ja 
auch noch einen Witwenanspruch geben mußten. Der Verheiratete finanziert mit seinen 
Beiträgen also nicht nur seine eigene Rente. Die Beiträge des kinderlosen Verheirateten sind 
damit mehr wert als die Beiträge des kinderlosen Nichtverheirateten. Denn aus seinen Beiträ­
gen wird noch eine zusätzliche Witwen- oder Witwerrente finanziert. Die ist meines Erachtens 
systembedingt nicht notwendig. 

Ein Drittel aller Rentenauszahlungen sind Hinterbliebenenrenten. Wenn wir sie rein kinderbe­
zogen machen würden, und zwar nicht für die Vergangenheit, für die jetzigen Rentnerinnen, 
aber ab jetzt für die ins Erwerbsleben Eintretenden, dann hätten wir, liebe Claudia Noite, viel 
Geld dafür frei, zugunsten der Kinderbezogenheit mehr zu tun, als wir bisher tun. Auch da hat 
Biedenkopf recht: Wenn drei Kinder nicht mehr als 400 DM Rente wert sind, ist es mit der Kin­
derbezogenheit bei unserer Rentenversicherung nicht so weit her. 

Die stringente Beitragsbezogenheit, die Norbert Blüm immer wieder einfordert, ist in unserer 
Zeit sowieso nur eine Anspruchsbegründung, keine Leistungsbegründung. Angesichts der 
Tatsache, daß die Relation zwischen Erwerbstätigen und Rentenbeziehern immer ungünsti­
ger wird, daß es daher immer weniger Enwerbstätige und immer mehr Rentenbezieher gibt, 
sowie angesichts der Tatsache, daß ein immer höherer Bundeszuschuß eingebracht werden 
muß, begründet der Beitrag mehr einen Anspruch als die Leistung selbst. Und warum soll die 
Kinderbezogenheit nicht genausoviel wert sein wie die Beitragsbezogenheit? Deswegen mel­
de ich jetzt schon an, daß auch bei der Höhe der Beiträge und bei der zukünftigen Organisati­
on der Hinterbliebenenrente die Kinderbezogenheit einen viel stärkeren Akzent haben muß. 

Der zweite Punkt ist meines Erachtens genauso wichtig: Die Jungen gehen - weil sie sehen, 
wie das Umlageverfahren ins Rutschen gerät - schon mehr und mehr freiwillig dazu über, da­
durch ein Kapitaldeckungsverfahren einzuführen, daß sie sich ihrerseits versichern. Letztlich 
ist die Betriebsrente auch nichts anderes, denn die Unternehmer versichern sich ja auch bei 
privaten Lebensversicherungen für die auszuzahlenden Betriebsrenten. Wenn wir schon wol­
len, daß der einzelne für seine Vorsorge etwas tut und daß das nicht rein arbeitsplatzbezogen 
bleibt, hielte ich es für vernünftig, wenn wir wenigstens für das Ansparprinzip der Kapital-
deckungsbezogenheit ein gewisses Anlaufsystem einrichteten. Dieses Anlaufsystem könnte 
langsamer anlaufen als bei dem sehr schnellen Umlaufen ä la Biedenkopf. Ich bedaure das ja 
sagen zu müssen, weil ich für das Biedenkopf-System sehr, sehr große Sympathien habe, 
aber ich glaube, daß allein von der Mentalität her das beitragsbezogene Umlagesystem Vor­
teile hat. Die Menschen zahlen lieber Beiträge, weil sie meinen, dafür bekommen sie bestimmt 
etwas heraus, als daß sie Steuern zahlen. Insofern möchte ich diese Motivation nicht aufge­
ben. Aber die Beiträge sollten nicht vollständig in das Umlagesystem gehen, sondern auch 
und zunehmend ins Kapitaldeckungsprinzip. Das hielte ich jedenfalls für vernünftig. 

Ein letzter Punkt: In einem Halbsatz steht, daß man die Erhöhung des Renteneintrittsalters 
von der Arbeitsmarktlage abhängig machen sollte. Dazu kann ich nur sagen, dann machen wir 
doch auch die Verlängerung der Studienzeiten von der Arbeitsmarktlage abhängig: Solange 
die Leute im Studium sitzen, fallen sie nicht auf dem Arbeitsmarkt an. Der Bundeskanzler hat 
aber gerade unsere überlangen Studienzeiten beklagt. Er will, daß die Menschen schneller in 
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Arbeit kommen. Dann, so finde ich, hat auch die Frage, wieviel und ab wann wir bezahlen kön­
nen, nichts mit dem Arbeitsmarkt zu tun, sondern hat etwas mit der Relation zwischen Er­
werbstätigen und Rentnern zu tun. 

Abschließend möchte ich Herrn Schauerte recht geben: Wir müssen unbedingt auch die Be­
amtenversorgung in diese Diskussion mit hereinbringen. Denn es geht nicht an, daß hier die 
Gesamtheit der Beiträge entscheidend Ist, und bei den Beamten ist sozusagen nur das End­
gehalt dafür entscheidend, wieviel Rente sie bekommen. - Ich rede wieder einmal gegen mei­
ne eigenen Interessen. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank. - Ich bitte alle folgenden Redner, zu beachten, 
daß es nicht nur überlange Studienzeiten, sondern auch überlange Redezeiten geben kann. 
Wir sind ja noch In der allgemeinen Aussprache. - Nun bitte Ich Christoph Bergner ums Wort. 

Dr. Christoph Bergner: Liebe Parteifreunde! Mich als Mitglied der Präsidiumskommission, die 
zusammen mit Norbert Blüm und anderen über die Reform des Rentensystems beraten hat, 
beschäftigt zum gegenwärtigen Zeitpunkt stärker als die Einzelfragen, über die hier ausführ­
lich diskutiert wurde, die Frage, wie wir ein Verfahren finden, das einerseits dem gegenwärti­
gen Entscheidungsdruck, der aus meiner Sicht besteht und zu dem ich gern etwas sagen will, 
und andererseits dem noch bestehenden Diskussionsbedarf gerecht wird. 

Unter diesem Gesichtspunkt möchte ich gern Stellung nehmen und zunächst einmal darauf 
aufmerksam machen, daß wir Im Februar 1994 In Hamburg auf unserem Parteitag ein Grund­
satzprogramm beschlossen haben, in dem es in Ziffer 100 heißt - Ich zitiere -, daß die Ren­
tenversicherung beltrags- und damit leistungsbezogen bleiben muß. Auch In Ziffer 98 wird die 
Beltragsbezogenhelt der Sozialversicherungen betont. 

Ich sage das nicht, weil Ich meine, daß das Grundsatzprogramm der CDU unumstößliche und 
für alle Zeiten gültige Wahrheiten beinhaltet, sondern um deutlich zu machen, daß der Vor­
schlag, den Kurt Biedenkopf hier - wie ich gerne zugebe, mit guten und bedenkenswerten Argu­
menten - eingebracht hat, die Dimension unserer bisherigen Beschlußlage Im Grundsatzpro­
gramm sprengt. Deshalb möchte ich gern feststellen, daß die Diskussion über die Frage einer 
beitragsbezogenen Rente eine Sache von grundsätzlicher programmatischer Dimension Ist. 

Warum sage Ich das? Ich sage es deshalb, weil ich mir nicht vorstellen kann, daß wir die Dis­
kussion über eine solch grundsätzliche programmatische Frage im Rahmen des Zeitraums 
führen können, der uns im Zusammenhang mit dem Programm für Wachstum und Beschäfti­
gung noch zur Verfügung steht. Deshalb möchte ich mich hier zu meinem Dilemma bekennen: 
Einerseits halte Ich den Grundansatz des Biedenkopf-Vorschlages für In hohem Maße prü-
fenswert und diskussionswürdig. Andererseits habe Ich das Bedürfnis und halte es auch für 
politisch nötig und geboten, daß wir, anknüpfend an die Kanzlerrunde vom Januar 1996 Im 
Bundeskanzleramt, In der über die Grundlagen für das Programm für Wachstum und Be­
schäftigung entschieden wurde, nun auch alle damit Im Zusammenhang erforderlichen Ent­
scheidungen treffen. 

Deswegen möchte Ich jetzt folgenden Vorschlag machen. Ich schlage vor, daß wir heute dem 
Leitantrag des Bundesvorstandes folgen, um nun den Schlußstein - einen der Schlußsteine -
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des Programms für Wachstum und Beschäftigung zu setzen. Denn ein ganzes Gebäude nützt 
nichts, wenn die Schlußsteine fehlen, und dies ist ein Teil dieser Schlußsteine. 

Auf der anderen Seite sollten wir uns der programmatischen Diskussion stellen, die wir so­
wieso nicht verdrängen können und die mit den Fragen, die Kurt Biedenkopf von hier aus ge­
stellt hat, nun einmal in der Welt ist. Diese Diskussion zu führen - davon bin ich überzeugt -
steht unserer Partei gut an. 

Die Fragen, um die es dabei geht, sind Zukunftsfragen. Die entscheidende lautet für mich, all­
gemeiner formuliert: Können die sozialen Sicherungssysteme auch zukünftig über eine Um­
lage, die zu einseitigen Belastungen des Faktors Arbeit führt, finanziert werden? Ich glaube 
nicht, daß wir diese Frage in diesem Rahmen und heute oder auch in einem Zeitraum von zwei 
Monaten, wie es der Antrag A 3 vorgibt, ausreichend diskutieren können, sondern ich denke, 
damit müssen wir uns länger beschäftigen. 

Für mich will ich nur bekennen: Ich möchte gern zwei Positionen verteidigen. Zum einen 
schlägt die Rentenkommission nicht vor, so weiterzumachen wie bisher. Ich halte dies von 
selten aller, die das sagen, für eine Fehldeutung der Arbeit der Rentenkommission. 

Zum anderen ist die Frage, die mit dem Vorschlag von Kurt Biedenkopf eingebracht worden 
ist, von grundsätzlicher Bedeutung. Sie berührt die Zukunft unserer Gesellschaft und vor allen 
Dingen auch die Zukunft des Arbeitsmarktes. 

Ich möchte das nur an einem Beispiel deutlich machen. Für mich ist nicht klar, ob wir im Zeit­
alter der Informationsgesellschaft im Sinne der Beitragspflicht tatsächlich eine scharfe Tren­
nung zwischen Arbeitsplätzen, die versicherungspflichtig sind, und solchen, die nicht versi­
cherungspflichtig sind, machen können. Dies ist eine Frage, die mich umtreibt und mit der ich 
mich gerne beschäftigen will; nur, es ist auch eine Frage, die an die Grundfesten unseres bis­
herigen Grundsatzprogramms rührt, und deshalb müssen wir uns dafür mehr Zeit nehmen. -
Herzlichen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank, Christoph Bergnerl - Jetzt Ole von Beust, bitte. 

Ole von Beust: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Normalerweise folge ich Norbert 
Blüm gerne, aus Einsicht und auch mit Vergnügen, Herr Blüm. Heute tue ich es nicht, weil 
mich die Argumente von Professor Biedenkopf in zweierlei Hinsicht überzeugt haben. 

Die eine Frage ist die, die wir uns so gestellt haben: Ist es eigentlich taktisch oder strategisch 
den Menschen zumutbar, das Alterssicherungssystem, das Rentensystem, wirklich auf völlig 
neue Beine zu stellen? Das ist hier sehr kontrovers diskutiert worden. Die einen waren der 
Meinung, man könne das den Menschen nicht zumuten; die anderen waren der Meinung, man 
müsse es ihnen zumuten. Mich überzeugen mehr die Argumente derjenigen, die sagen, man 
muß es den Menschen zumuten. Denn es geht eben nicht um die Frage, ob wir etwas, was sich 
über Generationen bewährt hat, einfach umstoßen. Es geht ja nicht nur um die Frage, ob sich 
das Alterssicherungssystem als solches bewährt hat, sondern auch um die Frage, welche 
Auswirkungen die bisherige Finanzierung des Alterssicherungssystems auf die Wirtschaft ge­
habt hat. Ich meine, bei der hohen Anzahl von Arbeitslosen - einer hohen Anzahl, die wir da­
durch bekämpfen wollen, daß wir mehr Arbeit schaffen - muß das vordringlichste Anliegen der 
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Politik sein, die Kosten der Arbeit und damit die Lohnzusatzkosten und die Lohnnebenkosten 
zu senken. Das ist eine neue Aufgabe, der wir uns stellen müssen, allerdings eine Aufgabe, über 
die akademisch seit Monaten und Jahren diskutiert wird, die in zig Aufsätzen und Stellungnah­
men - von Gewerkschaften bis hin zu Wirtschaftsverbänden - behandelt wird. Es sind ja von 
der Bundesregierung auch erste Schritte gemacht worden; der Kanzler hat das ausgeführt. 

Hier haben wir, glaube ich, die Chance, in einem großen Wurf strukturell die Arbeitskosten in 
Deutschland zu senken. Deshalb geht es nicht um die Frage, ob sich die Finanzierung als sol­
che bewährt hat. Natürlich haben wir ein Rentensystem, das die Renten sichert. Nur, es ist ein 
System, das - in Verbindung mit den anderen sozialen Sicherungssystemen - dazu führt, daß 
die Arbeit in Deutschland immer noch zu teuer ist, und diese teure Arbeit ist mit Ursache für die 
hohe Arbeitslosigkeit. 

Deswegen meine ich, strategisch und taktisch gesprochen, es muß für die IVIenschen zumut­
bar sein, deutlich zu machen, daß das erste Anliegen der Union ist, die Arbeitslosigkeit durch 
Senkung der Lohnnebenkosten nachhaltig zu bekämpfen. Dafür, meine Damen und Herren, 
bietet der Biedenkopf-Ansatz den besseren Weg. 

Außerdem glaube ich auch, daß das vermittelbar ist. Die jetzigen Rentner, die alten tVlen-
schen, sind in der Sicherung ihrer Ansprüche von dieser Frage ja gar nicht betroffen. Es geht 
in der Tat um einen Zeitraum, der viel später liegt als 1997,1998 oder 2000. Es geht um einen 
viel späteren Zeitraum, und deshalb glaube ich, daß die Union - bei der Schwäche der SPD 
und der GRÜNEN, die sich im Grunde weigern, diese Gedanken einmal konsequent zu Ende 
zu denken - die enorme, auch strategische und wahltaktische Chance hat, die Partei zu sein, 
die den Mut zu Veränderungen hat, die den Mut hat, diese Dinge anzupacken. Nur die 
CDU/CSU hat im Moment diesen Mut. Diese Chance sollten wir nutzen und nicht vertun, mei­
ne Damen und Herren! 

Das war die strategische Frage. Jetzt zu den Fragen im einzelnen: Von den Befürwortern des 
Antrages des Bundesvorstandes ist die Frage der Leistungsbezogenheit sehr in den Mittelpunkt 
der Diskussion gestellt worden. Aus meiner Sicht hat Professor Biedenkopf zu Recht dargelegt: 
Es ist keine echte Leistungsbezogenheit; es ist eine Leistungsbezogenheit zwischen den Ge­
nerationen. Das heißt, die jetzige Generation zahlt für die nächste Generation, und die jetzige 
Rentnergeneration lebt von dem, was sich diese als Zahlung von Rentenbeiträgen leisten kann. 
Es ist also keine personenbezogene Leistungsbezogenheit, sondern eine generationsbezoge-
ne Leistungsbezogenheit, bei der aber ganze Berufsgruppen und -stände ausgenommen sind. 
Die Beamten sind davon ausgenommen, bei dieser Generationsleistungsbezogenheit mitzu­
machen, die meisten Freiberufler und Selbständigen sind ausgenommen, weite Kreise des Mit­
telstandes sind ausgenommen. Deshalb ist es eben keine echte Leistungsbezogenheit! 

Das Argument als solches klingt zwar plausibel, gerade für uns Christdemokraten, die wir auf 
Leistung erpicht sind; nur glaube ich, es ist kein echtes Argument. Es geht hier eben um den 
Generationenvertrag, um das, was die jüngere Generation für die ältere leisten kann, aber 
nicht um eine persönliche Leistungsbezogenheit. 

Aus diesem Grunde stellt sich für mich nicht die Frage, ob ich die Leistungsbezogenheit ge­
fährde, sondern letztlich die Grundfrage - die auch für andere soziale Sicherungssysteme gilt; 
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da hat Herr Bergner recht -: Wollen wir langfristig ein System der Eigenverantwortung haben, 
das nur eine Grundsicherung durch staatliche oder kollektive Systeme sicherstellt, oder wol­
len wir weiterhin eine umfassende oder relativ umfassende kollektive Sicherung der sozialen 
Rechte der Menschen? 

Ich meine, die kollektive Sicherung, wie wir sie als soziales System entwickelt haben, wird auf 
Dauer nicht mehr finanzierbar sein. Da müssen wir mit uns selber ehrlich sein. Was von 1945 bis 
heute finanzierbar war, wird auf Grund der Globalisierungsanforderungen an die deutsche Wirt­
schaft in Zukunft eben nicht finanzierbar sein. Das ist die Wahrheit, und die muß gesagt werden! 

Weil das so ist, muß aus meiner Sicht der Zug in die Richtung fahren, daß wir von kollektiven 
Sicherungssystemen wegkommen und uns dazu bekennen, zu sagen; Grundsicherung ja, aber 
alles, was über die Grundsicherung hinausgeht, muß in Eigenverantwortung der Menschen 
erbracht werden. Nur müssen die Menschen, um diese Eigenverantwortung wahrzunehmen, 
auch das Geld dafür haben, diese Eigenverantwortung zu bezahlen. Ich kann natürlich nicht 
sagen „weg von den kollektiven Systemen, hin zur Eigenverantwortung", aber keinen Vor­
schlag machen, wie denn diese Eigenverantwortung hinterher bezahlt wird. 

Auch hierzu hat Biedenkopf einen Vorschlag gemacht, indem er sagt, ein Großteil der bishe­
rigen Arbeitgeberkosten - nicht alles - wird zur Finanzierung dieser Eigenverantwortung den 
Menschen überlassen. Ich finde, das ist ein plausibler Vorschlag, der zwei Fliegen mit einer 
Klappe schlägt. Erstens werden, indem nur 70% weitergeleitet werden, mit dem Rest die Lohn­
nebenkosten gesenkt. Zweitens wird damit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die 
Möglichkeit gegeben, mit dem dann gewonnenen Geld selber und freiwillig zu entscheiden: 
Wollen sie mit diesem Geld über das hinaus, was die steuerfinanzierte Grundsicherung bietet, 
ihre Alterssicherung aufbauen, oder wollen sie es für andere Dinge ausgeben, sei es Konsum, 
seien es Immobilien, was auch immer? 

Wenn ich von der Freiheit des Menschen und seiner Entscheidung rede, wenn ich von der Ei­
genverantwortung rede, meine ich, wir müssen uns von der Fiktion verabschieden, daß Ge­
setze und kollektive Sicherungsmechanismen dafür verantwortlich sind, den Menschen vor­
zuschreiben, in welcher Form und wie sie ihr Alter sichern wollen. Darum geht nach meiner 
Überzeugung der Biedenkopf-Weg in die richtige Richtung: mehr Eigenverantwortung, Fi­
nanzierung der Eigenverantwortung, Grundversorgung durch den Staat, mehr aber nicht, 
Senkung der Lohnnebenkosten. Ich meine, das ist der richtige Weg, und deshalb werde ich 
ihn unterstützen. - Danke schön. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank, Ole von Beust! - Jetzt spricht Heiner Geißler. 
Bitte! 

Dr. Heiner Geißler: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 
eigentlich heute nachmittag nur eine Alternative: entweder das Modell des Bundesvorstandes 
oder die Verschiebung der Entscheidung. Denn Kurt Biedenkopf hat ausdrücklich gesagt, daß 
seine Vorstellungen, wenn ich es richtig verstanden habe, nicht als Antrag zu verstehen sind. 

Nun muß man sich doch einmal klarmachen, was es für uns bedeuten würde, wenn wir jetzt 
nicht'entscheiden würden, und dies nach einer Rentenversicherungsdiskussion, die ja nicht 
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nur acht Monate gedauert hat. Die Sache dauert ja viel länger; ich kann mich an Bundespar-
teiausschußsitzungen Mitte der 80er Jahre erinnern, wo wir über die Frage der Alterssiche­
rung auch schon diskutiert haben. Damals waren die Alternativen noch ein bißchen anders; da 
hat man das Kapitaldeckungsverfahren insgesamt in den Vordergrund geschoben. 

Wir stehen jetzt 20 Monate vor der Bundestagswahl, und im nächsten Jahr haben wir auch ein 
paar Landtagswahlen. Ich glaube, wir müssen jetzt in einer für die Union konstitutiven Frage, 
nämlich in der Frage der Alterssicherung unserer Menschen, eine klare Antwort geben. Ich fin­
de, das ist ja auch möglich. 

Worum geht es denn? Da sind ja die unterschiedlichen Überlegungen gar nicht weit ausein­
ander. Erstens. Das Hauptproblem - und da hat sich auch die Position von Kurt Biedenkopf et­
was verändert - liegt gar nicht so sehr in der Demographie, im generativen Verhalten, sondern 
es ist ein Arbeitsmarktproblem. Zweitens gibt es heute eine höhere Lebenserwartung. Auf die­
se beiden Probleme muß man, wenn man eine Lösung finden will, eine Antwort geben. 

Auf die Frage der höheren Lebenserwartung gibt es in dem Vorschlag des Bundesvorstandes 
eine Antwort. Wenn wir heute eine Lebensenwartung wie 1960, also vor 37 Jahren, hätten, 
dann hätten wir in der Rentenversicherung einen Beitrag von 12 %. Wir haben aber einen Bei­
trag von über 20 %. Das hat mit der höheren Lebenserwartung zu tun; die Leute beziehen 
eben mehr Jahre Rente als früher. 

Der Vorschlag, den der Bundesvorstand als Antwort auf diese Problematik macht, besteht dar­
in, daß die Älteren in einer sozial zumutbaren Weise an der Finanzierung ihrer eigenen höhe­
ren Lebensenwartung beteiligt werden, und zwar dadurch, daß das Rentenniveau abgesenkt 
wird, was ja nicht eine Rentenkürzung bedeutet. Das muß man ja draußen auch deutlich sagen. 

Diese Absenkung des Niveaus ist von einem Umfang, daß wir dadurch gleichzeitig die Beiträ­
ge stabilisieren können, die nämlich ohne diese Absenkung des Niveaus auf mittlere Sicht 
hochgerechnet auf 27 % ansteigen würden, was wir zugegebenermaßen den Jüngeren, den­
jenigen, die im Arbeitsprozeß stehen, nicht zumuten können und dürfen. 

Dieser Vorschlag des Bundesvorstandes enthält eine weitere richtige Entscheidung: Wir wür­
den das Ziel der Stabilisierung der Beiträge um 20 % herum nicht erreichen, wenn wir nicht 
in der Größenordnung eines Beitragspunktes sogenannte versicherungsfremde Leistungen 
aus der Rentenversicherung herausholen würden. Es ist ja inzwischen innerhalb der Christlich 
Demokratischen Union unbestritten, daß wir dies tun müssen, weil wir, auch im Zuge der deut­
schen Einheit, als Folge der Revolution, die vor sieben oder acht Jahren stattgefunden hat, was 
ich nicht weiter auszuführen brauche, Belastungen bekommen haben, die wir tragen und auch 
tragen wollen, die aber zum Teil in die Sozialversicherung hineingebracht worden sind, und 
zwar aus Gründen, die ich jetzt gar nicht weiter diskutieren will. Aber es handelt sich bei die­
sen Aufgaben nun unbestrittenermaßen um gesamtgesellschaftliche Aufgaben, wenn man so 
will, um nationale Aufgaben. Es ist doch nicht einzusehen, daß diese nationalen Aufgaben 
ausschließlich und allein von den Beitragszahlern finanziert werden, während sich diejenigen, 
die keine Beiträge zahlen - dazu gehören eine ganze Reihe von denen, die hier im Saal sitzen, 
die auch hier oben sitzen, und ich selber gehöre auch dazu -, mit keiner müden Mark an der 
Finanzierung dieser nationalen Aufgaben beteiligen. Das ist nicht in Ordnung! 
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Deswegen ist es völlig richtig, daß dieses Element in den Vorschlag des Bundesvorstandes 
eingebaut ist. Das führt, Peter Rauen, real zu einer Absenkung der Beiträge in der Renten­
versicherung um einen Beitragssatzpunkt. 

Wenn man jetzt das, worüber wir heute nachmittag diskutiert haben, noch auf die andere Fra­
ge konzentriert, nämlich auf die Frage des Arbeitsmarktes, dann glaube ich, wir kommen auch 
in der Verbindung der beiden Überlegungen zu einer schlüssigen Konsequenz. Ole von Beust 
hat den Zusammenhang ja auch hergestellt; nur ziehe ich eine ganz andere Konsequenz: Hät­
ten wir keine Arbeitsmarktprobleme, würden wir wahrscheinlich über die Rentenversiche­
rungsprobleme viel ruhiger sprechen. Uns bewegt ja die Sorge, wie es mit dem Arbeitsmarkt 
weitergeht. Das hat ja in allen Diskussionsbeiträgen eine zentrale Rolle gespielt. 

Nur, wie vorsichtig man bei der Beurteilung dieser Sache sein muß, das geht zum Beispiel aus 
einer Überlegung hervor, die Kurt Biedenkopf angestellt hat. Auf Seite 8 nennt er als einen 
zentralen Punkt seiner Argumentation die Tatsache, daß die Nicht-Normarbeitsverhältnisse 
zahlenmäßig stark ansteigen. In Westdeutschland lagen sie 1970 noch bei einem Sechstel, 
jetzt liegen sie bei einem Drittel. Wenn man aber die Statistik nimmt, auf die er verweist, dann 
ergibt sich - so Anlage 3 -, daß dies zwar prozentual richtig ist, daß aber aus den 20,1 Millio­
nen sozialversicherungspflichtig Arbeitenden im Jahre 1995 22,6 Millionen geworden sind. 
Also ist der prozentuale Anteil zwar heruntergegangen, aber in absoluten Zahlen arbeiten 
2,6 Millionen Menschen mehr in sozialversicherungspflichtigen Tätigkeiten. 

Der gestiegene prozentuale Anteil ist ausschließlich darauf zurückzuführen, daß die Zahl der 
geringfügig Beschäftigten zugenommen hat. Aber diese Zahl der geringfügig Beschäftigten -
über vier Millionen - hat ihre Ursache ja nicht in Zwangsläufigkeiten der Ökonomie, sondern 
hat allein politische Gründe: steuerliche Gründe, Belastung der Arbeitskosten und vieles an­
dere mehr. Deswegen haben wir ja auch die Beseitigung der geringfügigen Beschäftigung als 
ein Element in diesem Vorschlag drin. 

Was ergibt sich daraus? Die Arbeitsmarktprobleme sind im Grunde genommen für jedes Mo­
dell von gleich großer Bedeutung. Das sagt schon der alte Mackenroth: Jeder soziale Aufwand 
ist immer abhängig vom laufenden Volkseinkommen, von der Produktivität. Deswegen gilt: 
Selbst wenn wir auf das radikal andere Modell umsteigen würden, nämlich auf das Kapital­
deckungsverfahren, wäre die Frage der Rentabilität dieses Modells oder jenes Modells davon 
abhängig, wie die Wirtschaftslage morgen aussieht. 

Das heißt, es geht um die Arbeitsplätze von morgen, und deswegen ist auch die Frage, wie 
viele Kinder bei uns in Deutschland geboren werden, zwar ein gesellschaftspolitisch höchst 
relevantes Thema, es ist moralisch ein wichtiges Problem, aber für die Rentenversicherung ist 
das nicht entscheidend. Denn selbst wenn wir in Deutschland wieder mehr Kinder bekämen, 
würde das, wenn in 20 oder 30 Jahren keine Arbeitsplätze vorhanden wären, für die Renten­
versicherung keine Bedeutung haben. Infolgedessen kommt es auf die Arbeitsmarktpolitik an, 
auf die Wirtschaftspolitik. Das ist der entscheidende Gesichtspunkt. 

Von dort will ich am Ende den Bogen zwischen dem Vorschlag des Bundesvorstandes und an­
deren Überlegungen spannen. Der Vorstandssprecher von Ford hat vor einiger Zeit eine Pres­
sekonferenz abgehalten, auf der er folgendes sagte: Wir bauen in Köln 170 000 Ford Fiesta, 
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in Valencia 140 000, in Dagenham in England auch 140 000. Die Arbeitsstunde kostet in Köln 
60 DiVI, in Spanien umgerechnet 28 DM, in England 32 DM. Die Kosten sind also in Deutsch­
land doppelt so hoch. Aber er fährt fort: In Köln bauen sie den Ford Fiesta in 21 Arbeitsstun­
den, in England in 33 und in Valencia in 38 Stunden. Das heißt, in Deutschland ist die Pro­
duktivität wesentlich höher als in anderen Ländern, und zwar nicht nur im Automobilbau. 

Was will er damit sagen? Er will damit sagen: Zwar ist die Produktivität bei uns nicht so hoch, 
daß sie den Nachteil bei den Arbeitskosten aufwiegt, aber wir dürfen mit den Arbeitskosten 
und damit im Grunde mit der sozialen Sicherung nicht so weit heruntergehen, daß die Pro­
duktivität kaputtgeht. 

Das ist die Kunst, und das müssen wir erreichen: Wir müssen mit den Kosten herunter, aber 
nicht so wie in England oder in anderen Staaten, wo zwei Drittel der Leute Gelegenheitsar­
beiter sind und von einem Kündigungsschutztermin zum anderen leben. Diese Leute identifi­
zieren sich nicht mehr mit ihrem Betrieb, sie lassen sich nicht mehr fortbilden und nicht mehr 
umschulen. 

Der vom Bundeskanzler schon zitierte David Herman, der vor einem Jahr begründet hat, war­
um General Motors fünf Milliarden Dollar für Opel investiert, hat Kritisches, aber auch Positi­
ves gesagt. Er hat nämlich als Standortvorteile für Deutschland genannt: erstens stabile poli­
tische Verhältnisse - da hat er möglicherweise nicht die von Nordrhein-Westfalen gemeint, 
aber generell -, zweitens hochqualifizierte Produkte, und drittens sagte er: hochmotivierte Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich vermute einmal, daß dieser Standortvorteil -
qualifizierte Produkte, qualifizierte und hochmotivierte Arbeitnehmer - eben zentral davon ab­
hängig ist, daß die Leute, die arbeiten, daß also die Beschäftigten bei uns wissen: Wenn sie 
Leistung erbringen, wenn sie lange arbeiten, wenn sie viel arbeiten, dann haben sie, wenn sie 
alt geworden sind, auch eine höhere Rente, als wenn sie etwas anderes täten. 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß damit ein Modell konkurrieren kann, bei dem die Menschen 
darauf angewiesen sind, daß sie eine steuerfinanzierte Grundrente bekommen. Diese Grund­
rente in Höhe von 1400 oder 1500 DM soll ja jeder bekommen, wenn er nur 25 Jahre hier steuer­
pflichtig gewesen ist, unabhängig davon, ob er etwas geschafft hat oder nichts geschafft hat. 
Jeder bekommt diese Grundrente, auch wenn er vier Mietshäuser hat, auch wenn er ein 
großes Aktienpaket hat. Liebe Parteifreunde, mit diesem System stellen wir in der Tat das auf 
den Kopf, was mit konstitutiv war für den Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft, nämlich die Lei-
stungsbezogenheit an Stelle einer versorgungsstaatlichen Regelung. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Heiner Geißler! Das Wort hat jetzt Volker 
Kauder. 

Volker Kauder: Herr Bundesvorsitzender! Liebe Parteifreundinnen! Liebe Parteifreunde! Was 
erwarten Partei und Öffentlichkeit von dem heutigen Tag? Sie erwarten erstens, daß die Dis­
kussionen der letzten Wochen und Monate beendet werden, daß entschieden wird und daß 
wir jetzt mit einem geschlossenen Konzept an die Öffentlichkeit treten. 
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Zweitens: Sie erwarten aber auch, daß nicht ein Konsens gesucht wird und nicht ein Konsens 
vorgespielt wird, wo es keinen Konsens gibt. Partei und Öffentlichl<eit erwarten natürlich auch, 
daß die Fragen richtig entschieden werden. Ich glaube, dies können wir heute zumindest in 
den wichtigen Eckpunkten auch tun. Deshalb sollten wir heute diesen Beschluß mit Eckpunk­
ten fassen. 

Drittens; Die Menschen erwarten ferner, daß wir klipp und klar erklären, warum diese Diskus­
sionen geführt werden. Sie werden zum einen geführt, damit ein Versicherungssystem, das in 
den letzten 40 Jahren seine Dienste gut erfüllt hat, dies auch in Zukunft tun kann. Vor allem 
aber werden die Diskussionen geführt, damit wir einen bedeutenden Beitrag dazu leisten, die 
hohe Arbeitslosigkeit zurückzuführen und wieder mehr Menschen in Arbeit und Brot zu brin­
gen, statt sie von Sozialhilfeleistungen oder Lohnersatzleistungen abhängig bleiben zu las­
sen. Dies ist die Botschaft, die heute von diesem kleinen Parteitag nach draußen gehen muß. 

Wenn wir aber sagen, wir machen diese Reformen, um das Versicherungssystem für die Zu­
kunft stabil zu halten und um Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, dann müssen wir einen Beitrag 
zur Senkung der Lohnzusatzkosten leisten. Ich kann immer wieder nur sagen, wir müssen 
daran erinnern, was in der Kanzlerrunde im Januar 1996 doch richtigenweise formuliert wor­
den ist; Es müssen die Belastungen bei der Steuer und die Belastungen bei den Lohnzusatz­
kosten, sprich, bei den Sozialversicherungsbeiträgen, herunter. 

Wir haben beschlossen, daß der Gesamtsozialversicherungsbeitrag auf unter 40 % geführt 
werden muß, und wir haben erreicht, daß wir jetzt nahezu bei 42 % sind. Deswegen besteht 
hier Handlungsbedarf, und deswegen führen wir eine Diskussion über die Reform der Kran­
kenversicherung, und wir sagen auch, wir werden bei der Arbeitslosenversicherung herunter­
kommen, wenn wir die Arbeitslosigkeit zurückführen können. 

Was muß nun aber getan werden? Wenn wir auf unter 40 % kommen wollen, bleibt bei der 
Rente kein anderer Spielraum, als daß wir auf 20 % oder darunter kommen. Da beißt die Maus 
keinen Faden ab; alle anderen Zahlen sind nicht in Ordnung. Deswegen sind diese 20 % kei­
ne magische Zahl, und das ist auch nicht irgendeine politische Vorstellung, sondern eine rea­
le Notwendigkeit, um das Ziel, das der Kanzler formuliert hat, zu erreichen. Hinter diesem Ziel 
müssen und sollten wir stehen. 

Wir müssen auch die Staatsquote zurückführen. Nicht nur die Beitragsbelastung muß herun­
ter, auch die Staatsquote muß herunter! Das ist ein altes Ziel der Union. Sie muß herunter auf 
den Satz, wie wir ihn vor der Wiedervereinigung gehabt haben, auf unter 50 %. Deswegen ist 
der Spielraum dafür, aus staatlichen Mitteln, aus Haushaltsmitteln, in die Sozialversicherung 
zuzuschießen, auch begrenzt. Wir können das Problem der Beitragsbelastung nicht dadurch 
lösen, daß wir 440 Milliarden DM - das ist nämlich eine Jahresausgabe - in die Rentenversi­
cherung zuschießen. Deswegen haben wir nicht die Möglichkeit, ständig neue Steuermittel 
einzuspeisen, sondern wir müssen im System etwas tun, und das kann man auch. 

Lassen Sie mich einen weiteren Punkt ansprechen: Die Belastung muß gerecht verteilt wer­
den. Gerecht verteilt, das heißt: auf die ganze Laufzeit, in der ich als Beitragszahler und als 
Leistungsbezieher in der Rentenversicherung Mitglied bin. 
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Die heute junge Generation zahlt hohe Beiträge, 20 %, jedenfalls nicht weniger, jetzt 20,3 %, 
und sie wird hundertprozentig weniger Rente bekommen als der Rentner in der letzten Zeit und 
heute, nämlich 64 %. Deswegen ist es nicht gerecht, daß der heutige junge Beitragszahler die 
Last, die aus der Verlängerung der Lebenserwartung der heutigen älteren Generation enwächst, 
voll oder zu 50 % bezahlt, weil er dann 150 % bezahlt. Das ist nicht gerecht, und deshalb for­
dere ich, daß die Belastungen aus der Erhöhung der Lebenserwartung gerecht verteilt werden, 
also auch auf die jetzige Rentnergeneration und auf die rentennahen Jahrgänge. 

Da braucht nun niemand Befürchtungen zu haben. Auch dies hat der Bundeskanzler mehr­
fach gesagt und geschrieben, und zwar mit Recht, und da brauchen sich die Sozialdemokra­
ten gar nicht aufzuregen. Dieses Ziel der gerechten Verteilung der Belastung ist zu erreichen, 
ohne daß die Renten gekürzt werden. Lassen Sie sich da nicht irritieren! Ein langsamerer An­
stieg der Renten, ein geringerer Zuwachs in der Höhe ist keine Rentenkürzung, und dies ist 
zumutbar und wird von der älteren Generation auch akzeptiert. Deswegen können wir diesen 
Weg auch gehen. 

Wir dürfen bei der jetzigen Reform nicht zu kurz springen. Da gab es Diskussionen mit Norbert 
Blüm. Diese Diskussionen waren notwendig, auch wenn sie manchmal hart geführt worden 
sind und wenn sie manchmal irritiert haben. Es ist nicht möglich, daß wir eine Diskussion im­
mer nur in Harmonie führen und nachher alle zustimmen, aber wir kommen ja heute mit dem 
Vorschlag des Bundesvorstandes zu einem Beschluß, den auch ich so mittragen kann und 
den wir nachher in der Bundestagsfraktion ganz konkret weiterentwickeln können. Dies war 
aber nur möglich, weil die Diskussion so geführt werden konnte, und da sage ich: Es darf nicht 
zu kurz gesprungen werden. Wir können nicht jeden Tag und jede Woche mit diesen Refor­
men kommen. Und ich sage auch, weil ich daran mitgewirkt habe: Ich möchte jetzt einmal für 
eine gewisse Zeit Ruhe haben. Wir haben Rentenreformen gemacht, die bei den Menschen 
gar nicht so angekommen sind, die aber durchaus wirken. Die Verkürzung der Anrechnung 
von Ausbildungszeiten von sieben auf drei Jahre kürzt die Rente um 100 bis 200 DM. Wir ha­
ben noch viele andere Maßnahmen getroffen, ganz schnell und sprunghaft, weil es von der Fi­
nanzierung her nicht mehr gereicht hat. Wir haben, was die Lebensarbeitszeit der Frauen an­
geht, früher damit begonnen, daß sie erst mit 65 in die Rente kommen. Diese Dinge will ich 
nicht mehr machen, und deswegen haben Julius Louven und ich gesagt, wir müssen jetzt die 
notwendigen Reformen durchführen, sie mit den Leuten besprechen, und dazu gehört auch, 
den Menschen zu sagen: Wenn wir nicht unter 64 % gehen wollen - und das will ich nicht -, 
dann müssen wir im Jahre 2015 auch darüber reden, daß die Lebensarbeitszeit verlängert 
werden muß. Dies kann dann auch zugemutet werden, denn, liebe Freunde, ich bin felsenfest 
davon überzeugt - sonst würde ich bei diesen Aktionen nicht mitmachen -: Wir werden mit die­
sen Reformmaßnahmen erreichen, daß die Arbeitslosigkeit sinkt. Wer heute sagt, eine Le­
bensarbeitszeitverlängerung im Jahre 2015 sei nicht möglich, der glaubt gar nicht daran, daß 
wir die Arbeitslosigkeit herunterfahren können. Davon bin ich aber überzeugt! 

Deswegen, liebe Freunde, lassen wir uns doch von den Sozialdemokraten nichts einreden. 
Die versuchen immer noch, die Vergangenheit in die Gegenwart zu träumen. Damit werden 
sie scheitern. Es wird immer noch belohnt, wenn wir die Wahrheit sagen, und die Wahrheit 
heißt für mich: Mit mutigen Reformen, die die Rentner nicht unangemessen treffen, die ihnen 
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die Rente nicht kürzen, die die Belastung der jungen Generation aber In einem erträglichen IVlaß 
halten, werden wir vorankommen, und dafür plädiere ich. 

Mit dem heutigen Beschluß des Bundesvorstandes können wir die dafür notwendigen Dinge 
weiter so konkretisieren, daß wir zu einer Reform kommen, die tragfähig ist. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Volker Kauder! - Wir haben in der Grund­
satzaussprache jetzt noch drei Redner: Julius Louven, Karl Heinz Trageser und last not least 
Bernhard Worms. Dann werden die beiden Referenten, Kurt Biedenkopf und Norbert Blüm, 
noch einmal sprechen und kurz die an sie gerichteten Fragen aufgreifen. Danach werden wir 
in die Antragsberatung und die Verabschiedung der einzelnen Anträge eintreten. - Bitte, Juli­
us Louven. 

Julius Louven; Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Professor 
Biedenkopf, Sie haben für meine Begriffe hier heute eine glänzende Analyse abgeliefert, und 
Ich kann nur hoffen, daß sie zum Nachdenken beiträgt. Allerdings sind Sie - das will ich auch 
kritisch anmerken - Antworten schuldig geblieben, insbesondere die Antwort auf die Frage, wie 
man die Übergangsphase bewältigen kann. Solche Antworten hätten in der Parteikommission 
gesucht werden können. Da wäre es an der Zeit gewesen; heute Ist es für diese Dinge zu spät. 

Herr Professor Biedenkopf, Sie haben sich darüber beklagt, wie Sie behandelt worden sind, als 
Sie vor einigen Jahren einen entsprechenden Vorschlag gemacht haben. Ich möchte dazu nur 
sagen, Volker Kauder und mir ist es nicht anders ergangen, als wir Im Oktober unser Papier vor­
legten. Dabei will ich hier einmal in aller Deutlichkeit sagen: Wir haben uns mit unserem Papier 
streng an das gehalten, was in der Kanzlerrunde vereinbart war und was Volker Kauder hier ge­
rade vorgetragen hat. Eine Reihe von Professoren und anderen Mitgliedern von Rentenre-
formkommlsslonen haben sich offensichtlich um diese Vorgabe einen Schnurz gekümmert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun möchte Ich die Grundsatzdebatte nicht weiter 
fortführen, sondern will als jemand, der das Minderheitenvotum mit unterzeichnet hat, hier er­
klären, daß Ich dem heute vorgelegten Entwurf des Bundesvorstandes zustimme. Dies wird 
Sie mögllchen/veise wundern. 

Ich stimme erstens deshalb zu, well ich davon überzeugt bin, daß es in dieser Frage weiter­
gehen muß. Wir brauchen jetzt baldigst Gesetzentwürfe, die wir beraten können, um nach 
Möglichkeit noch In diesem Jahr abschließend entscheiden zu können. 

Ich stimme auch deshalb zu, weil in diesem Papier - im Gegensatz zu dem, was die Partei- und 
die Regierungskommission beschlossen haben - für mich wichtige Fragen für das Gesetzge­
bungsverfahren offengehalten werden. Ich nenne die Frage der Lebensarbeitszelt; Volker 
Kauder hat gerade das Passende dazu gesagt. Ich nenne den Punkt, wie und wann die Ab­
senkung erfolgt - für mich eine wichtige Frage. Wichtig Ist für mich auch die Frage: Familien­
kasse oder kinderspezifische Leistungen? Diese Fragen sind zum Glück für das Gesetzge­
bungsverfahren offen, und wir werden darüber entsprechend verhandeln müssen. 

Lassen Sie mich aber auch noch zwei Punkte kritisch ansprechen. Da ist einmal der Prüfauf­
trag bezüglich der 610-DM-Beschäftigten. Frau Görner hat hier erklärt, daß sie der Meinung 
ist, der Entwurf der Parteikommission sei weitergehend. Ich kann das überhaupt nicht nach-

65 



vollziehen. Da wende ich mich insbesondere an die Frauen, die immer wieder beklagen, daß 
wir eine große Anzahl von Frauen haben, die in versicherungsfreien Arbeitsverhältnissen sind 
und somit keinen eigenen Versicherungsschutz aufbauen. Wenn wir uns nur auf die konzen­
trieren, die zusätzlich zu einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung herangezogen 
werden sollen, dann springen wir zu kurz, meine Damen und Herren. Dann werden wir die 
Frauen, die von der Frauen-Union, von Frau Süssmuth hier immer wieder genannt werden, 
nicht erreichen und nicht in einen Versicherungsschutz bekommen. Deshalb kann der 
Prüfauftrag für mich nur bedeuten, daß wir diese Frage generell angehen. Unser Ziel muß 
sein, die 610-DM-Beschäftigungen zurückzudrängen, um zu mehr Beschäftigung zu kom­
men, insbesondere aber den IVlißbrauch in diesem Bereich zu bekämpfen. Das darf sich nicht 
nur auf die eine Frage des Zusatzverdienstes konzentrieren. 

Zweiter Punkt: die sogenannte Scheinselbständigkeit. Meine Damen und Herren, niemand 
will wohl Regelungen, womit der Schritt in die Selbständigkeit erschwert wird. Wir brauchen in 
Deutschland mehr Selbständigkeit. Aber was sich derzeit in Deutschland tut, nämlich daß ty­
pische Arbeitnehmertätigkeiten in Selbständigkeit ausgeübt werden, führt doch dazu, daß 
diese Menschen irgendwann ohne genügenden Schutz fürs Alter dastehen und der Sozialhil­
fe anheimfallen. Von daher ist es geboten, in dieser Frage zu handeln. 

Ein dritter Punkt noch: Ich kann nicht zustimmen, daß wir pauschal beschließen, daß es eine 
Umfinanzierung in der Rentenversicherung gibt. Unser Fraktionsvorsitzender spricht immer 
davon: Einsparungen vor Umfinanzierungen. Dies halte ich für ganz wichtig. Ich werde also in 
dieser Frage im Gesetzgebungsverfahren nur zustimmen können, wenn definitiv feststeht, daß 
mit dieser Umfinanzierung sofort auch der Beitrag gesenkt wird; es kann meine Zustimmung 
nicht geben, wenn es nur darum geht, mit dieser Umfinanzierung Finanzlöcher in der Renten­
versicherung zu stopfen. 

Ich werde mich bei den Beratungen, die sicher bald anstehen, davon leiten lassen, ob das Er­
gebnis der Kanzlerrunde, wie hier von Volker Kauder eben beschrieben, eingehalten wird. Denn 
wir wissen auch auf Grund der lAB-Studie, daß es wichtig ist, die Ergebnisse der Kanzlerrun­
de einzuhalten; nur dann können wir auf dem Arbeitsmarkt Erfolg haben. 

Ich werde mich auch davon leiten lassen, ob es uns gelingt, der jungen Generation, die heute 
kein Vertrauen zur Rentenversicherung mehr hat, ehrliche Antworten zu geben, damit sie dar­
aus ihre Schlüsse ziehen kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, abschließend möchte ich sagen: Die „FAZ" hat heu­
te einen Kommentar geschrieben, in dem es am Ende heißt, als Reform kann man das, was 
vom Bundesvorstand der CDU vorgelegt wurde, nicht bezeichnen. - Ich kann nur hoffen, daß 
wir dann, wenn wir im Gesetzgebungsverfahren die richtigen Schritte tun, am Ende doch eine 
Reform der Rentenversicherung haben werden. - Herzlichen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank, Julius Louven! - Nun noch Karl Heinz Trageser 
und dann Bernhard Worms! 

Karl Heinz Trageser: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen, meine Herren! Es sind 
jetzt fast auf den Tag genau 40 Jahre her, daß ich als junger Elektromechaniker Mitglied der 
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Christlich Demokratischen Union in Frankfurt am Main wurde. Ich bin damals, von der CAJ und 
der katholischen Arbeitnehmerbewegung kommend, in diese Partei eingetreten, weil sie in 
diesem Stadium überzeugend dargestellt hat, daß Soziale Marktwirtschaft nicht nur eine wirt­
schaftspolitische Konzeption, sondern auch eine gesellschaftspolitische Konzeption ist, die 
trägt und in der Lage ist, nicht nur wiederaufzubauen, was an Häusern kaputt war, sondern auch 
wiederaufzubauen, was notwendig ist: den Zusammenhalt der Menschen in der Gesellschaft. 

Liebe Freunde, es gibt in dieser Sozialen Marktwirtschaft - ich werde weder etwas zu volks­
wirtschaftlichen, noch betriebswirtschaftlichen, noch versicherungsmathematischen Proble­
men sagen - einige Elemente, die ich für unverzichtbar halte. Das kann man als Ideologie ab­
tun. Das glaube ich aber nicht; denn Soziale Marktwirtschaft hat mit Werteordnung zu tun. Ich 
bin der tiefen Überzeugung, daß die Prinzipien von Subsidiarität und Solidarität konstitutive 
Elemente dieser Sozialen Marktwirtschaft sind und bleiben müssen, wenn sie Soziale Markt­
wirtschaft auch in Zukunft sein will. 

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Herren, geht es bei der Entscheidung, die wir heu­
te treffen, um eine Entscheidung, die weit über die Probleme der Finanzlage der Rentenversi­
cherung oder des Staates hinausgeht. 

Ich möchte Herrn Escher von der Jungen Union und die Mitglieder der Jungen Union bitten, ja 
beschwören, dem Prinzip der Solidarität treu zu bleiben. Wenn Sie dieses Prinzip aufgeben, 
auch in der Form der solidarischen gesetzlichen Sozialversicherung - damit meine ich nicht 
nur die Rentenversicherung -, werden wir in Zukunft bei der zunehmenden Individualisierung, 
die wir nicht nur in Deutschland feststellen, eine Gesellschaft bekommen, die eiskalt sein wird. 
Manches davon spüren wir ja heute schon. 

Ich bin der Auffassung, daß Solidarprinzipien, wenn sie so fest und tief in einer Bevölkerung 
venwurzelt sind, wie das in unserer Republik Deutschland der Fall ist, wenn Sie Sozialprinzi­
pien im Grunde genommen über Bord werfen und sich einer staatlichen Rentenversicherung 
- nichts anderes wird es sein -, einer staatlichen Rente zuwenden und die Sozialversicherung 
aufgeben, dann werden wir eine Gesellschaft bekommen, die wesentliche Elemente des Zu­
sammenhaltes nicht mehr haben wird. 

Ich bin vielmehr sogar der Auffassung, daß wir den ernsthaften Versuch unternehmen müs­
sen, das, was Solidarität auch innerhalb der Sozialversicherung bedeutet, wieder bewußter 
zu machen. Wir müssen z. B. einmal ganz deutlich über Krankenversicherung reden. Ich hal­
te das, was Seehofer will, mehr Verantwortung wieder in die Selbstverwaltung zu delegieren 
und nicht alles vom Bundestag und von der Bundesregierung zu erwarten, für ein wesentli­
ches Element zum Bewahren der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Ich sage - damit möchte ich eigentlich schon schließen, meine Damen und Herren -: Solida­
rität in der Rentenversicherung ist ein Ferment für Gemeinsamkeit. Ich erinnere an eine Bun­
destagsdebatte, als man dem Parteivorsitzenden und Bundeskanzler von seifen der SPD, glau­
be ich, und auch von selten der Grünen vorgeworfen hat, wir wollten amerikanische oder eng­
lische Verhältnisse - Thatcherismus, oder wovon sonst die Rede war. Damals hat Helmut Kohl 
im Deutschen Bundestag gesagt, daß die Grundlagen für die Soziale Marktwirtschaft und für 
die Zukunft auch der sozialen Sicherung in der katholischen Soziallehre und in der evangeli-
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sehen Sozialethik wurzelten. Wir erleben im Augenblicl< eine Diskussion, die im kirchlichen Raum 
meiner Ansicht nach erst beginnt, um die Wiederbelebung der Frage der Soziallehre auch im 
Bewußtsein der Kirchen. 

Wenn wir in dieser Situation - wir als Christlich Demokratische Union - ein Solidarprinzip, das 
gewachsen ist, aufgeben und uns einer staatlichen Rente zuwenden, wird uns kein Mensch 
mehr verstehen, nicht nur im Bereich der Kirche, vor allem nicht mehr bei den Arbeitern und 
Angestellten. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Karl Heinz Trageserl - Nun Bernhard Worms! 

Dr. Bernhard Worms: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es liegt eher 
in meiner Natur, zuzuhören. Ich habe mich bemüht, heute allen zuzuhören. Deshalb habe ich 
Dank zu sagen und eine Bitte an Sie zu richten. Ich bedanke mich zunächst einmal dafür, daß 
sich alle Diskussionsredner bemüht haben, ganz schlimme Worte, wie „Alterslast", „Rentner­
schwemme" usw., zu vermeiden. Ich habe die Bitte an Sie zu richten, daß Sie sich mit uns Äl­
teren darüber freuen, daß wir älter werden. 

Denn, meine Damen und Herren, wenn wir das, was wir heute gehört haben, praktisch um­
setzen, was ganz wichtig ist - das wird ja unsere Aufgabe sein -, dann hören uns die Menschen 
draußen zu, wenn wir zunächst einmal sagen: Wir sind stolz und glücklich, daß wir alle in Ge­
sundheit alt werden. Das ist ein Verdienst der christlich-demokratischen Politik seit Jahrzehn­
ten. Das muß man sagen. 

Nun das zweite! Es ist in der Tat so: Wenn der Vortrag von Herrn Biedenkopf als Antrag ins 
Gesetzgebungsverfahren käme - da wir uns seit Jahren kennen, darf ich auch hier sagen: lie­
ber Kurt -, so ist am Beispiel der Singles von Dir deutlich gemacht worden, daß wir dann in ei­
ner Gesellschaft landen, die nicht mehr die unsrige ist. Das ist auch die Meinung der Senio­
ren-Union, und zwar die einstimmige Meinung, einschließlich auch des Landesverbandes 
Sachsen. Denn darüber ist auf unseren Reisen seit Jahr und Tag offen diskutiert worden. Da 
wir das nicht wollen, stimmen wir dem zu, was der Bundesvorstand heute vorlegt. 

Jetzt habe ich noch drei Bemerkungen zu machen. Die erste ist: Wir hätten uns gefreut, wenn 
wir in der Christlich Demokratischen Union das praktisch umgesetzt hätten, was wir - ich erin­
nere mich sehr gut daran - auf sieben Parteitagen beschlossen haben, nämlich daß die Fami­
lienpolitik endlich einmal in den Mittelpunkt unseres politischen Handelns zu rücken ist. 

Ich hätte mich gefreut, meine Damen und Herren, wenn wir auch die Kraft gehabt hätten, trotz 
aller Bedenken, die vorgetragen worden sind, zur Familienkasse ja zu sagen. Wir von der Senio­
ren-Union, Frau Noite, versprechen, wenn es so kommt, wie es im Bundesantrag vorgesehen 
ist, daß wir spätestens in zwei Jahren an Ihrer Seite sein werden. Wir müssen wissen: Die Zu­
kunft rettet für uns nur derjenige, der zu den Problemen der Familie nicht nur im Hinblick auf fi­
nanzielle Fragen ja sagt. Um das auch einmal zu sagen: Es gibt eine ganze Reihe hochinter­
essanter ethisch-moralischer Fragen, bis hin zu dem, was auch Jürgen Rüttgers jüngst artiku­
liert hat, und was wir Gott sei Dank alle ablehnen, der Möglichkeit des Klonens von Menschen. 

Das zweite: In unserem Vorschlag steht, die Lebensarbeitszeit auf 65 Jahre festzusetzen. 
Meine Damen und Herren, ich habe hier eine Strichliste geführt. Es ist immer gut, wenn man 

68 



einmal zuhört. Von denen, die hier gesprochen haben, sind drei Viertel älter als 50 Jahre. Für 
keinen von denen, die hier diskutiert haben, kann ich mir vorstellen, daß er glücklich wäre, wür­
de ihm ein Vorgesetzter sagen: „Weißt du was. Junge, geh' morgen früh in den wohlverdien­
ten Ruhestand!" Ich würde das auch nicht gerne hören; das sage ich auch ganz offen. 

Meine Damen und Herren, was will ich damit zum Ausdruck bringen? - Arbeitsmarktprobleme 
sind in der Tat brennend. Diese können auch wir nicht wegdiskutieren. Aber wir sollten auch ein­
mal daran denken, daß es keine Haltung in der Gesellschaft ist, wenn wir wissen, daß ein Wis­
senschaftler wie Professor Hollmann von der Universität Köln, der früher ein Buch mit dem Titel 
geschrieben hat: „Zwanzig Jahre 40", sagt: „Heute müßte ich ein neues Buch schreiben: 
„Dreißig Jahre 50", daß man Frauen und Männern, die für unsere Gesellschaft wirklich Hervor­
ragendes leisten können, die lebenserfahren sind, sagt; „Tu' mir einen Gefallen; sieh' zu, mit 
welcher Hilfe des sozialen Systems du möglichenweise morgen früh nach Hause gehen kannst!" 

Das, meine Damen und Herren, ist eine Antwort, die wir nicht geben dürfen, weil das ein ekla­
tanter Verstoß gegen den Grundsatz auch der Solidarität gegenüber demjenigen ist, der ein 
paar Lebensjahre mehr hat. 

Ein Drittes und Letztes, meine lieben Freunde! Der Bundeskanzler hat einleitend gesagt - so 
etwas pflege ich mitzuschreiben -: „Wir haben heute eine Entscheidung zu treffen. Wir sind ei­
ne weltanschaulich-religiös geprägte Gemeinschaft, und wir sind die Partei der Sozialen 
Marktwirtschaft." Ich erbitte von Ihnen die Entscheidung im Sinne des Vorschlages, ergänzt 
um das Ergebnis der Antragskommission, das Ihnen vorliegt. - Ich bedanke mich sehr. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank dem Bundesvorsitzenden der Senioren-Union, 
Bernhard Worms! - Nun sind wir am Ende der allgemeinen Aussprache. Kurt Biedenkopf und 
Norbert Blüm haben noch einmal Gelegenheit zu einer kurzen Reaktion. Kurt Biedenkopf, bitte! 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Herr Vorsitzender! Auch ich möchte mich für diese Debatte be­
danken. Ich glaube, daß sie eine Menge Probleme deutlicher, klarer und präziser gemacht 
hat, als es bisher der Fall war. 

Herr Kollege Louven, natürlich sind eine ganze Reihe von Antworten offengeblieben. Aber ich 
habe mit Freude anschließend gehört, daß Sie das auch für den Beschlußvorschlag des Bun­
desvorstandes gesagt haben. Ich möchte die Debatte jetzt nicht dadurch verlängern, daß ich 
nun meinerseits Überlegungen darüber anstelle, wie sich der Ministerpräsident Kurt Bieden­
kopf im Bundesrat an der Debatte beteiligt. Sie haben eine Reihe von Positionen formuliert, 
die Ihnen für die Gesetzgebung wichtig sind. Wir haben natürlich solche Positionen auch. 

Frau Regina Görner, Sie haben die Doppelbelastung angesprochen. Ich glaube, das ist wirk­
lich ein zentrales Problem. Deshalb möchte ich auf ganz wenige Punkte, aber vor allen Din­
gen darauf abheben. 

Es gibt eine sehr schöne Fabel von Johann Peter Hebel: Ein Wanderer trifft einen Bauern, der 
auf einem Brett drei Brote nach Hause trägt. Der Wanderer fragt den Bauern: „Wozu brauchst 
du drei Brote?" Darauf sagt der Bauer: „Ich brauche die drei Brote; ein Brot ist für meine Eltern, 
ein Brot ist für meine Frau und mich, und ein Brot ist für meine Kinder." - Es gibt keinen Gene­
rationenvertrag, bei dem die erwerbsfähige Bevölkerung keine Doppelbelastung hat. 
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Das große Problem unserer ganzen Rentendebatte seit 1955, seitdem Adenauer Herrn Profes­
sor Schreiber erklärt hat, die Kinderseite brauche man in das System nicht einzubeziehen, Kin­
der hätten die Leute sowieso, seit dieser Zeit haben wir ein System, das nur zwei Generationen 
im Blick hat, aber nicht die dritte. Es gibt auch keine Lösung hier ohne die Doppelbelastung. 

Nehmen Sie den Beschluß des Bundesvorstandes. Was steht denn darin? Darin steht, daß 
die erwerbsfähige Bevölkerung die Beiträge zahlen soll. Außerdem sagen wir ihr, sie solle 
mehr Vermögen bilden. Vermögensbildung ist auch eine Belastung, wenn ich es für die zukünf­
tige Altersvorsorge bilde. Wir würden uns natürlich auch wünschen, daß viele dieser IVIenschen 
mehr Kinder hätten. Deshalb reden wir ja dauernd über die Familienpolitik. Daher wird die Er­
werbsbevölkerung immer zwei Lasten zu tragen haben. Sie wird die Last der Solidarität zu den 
Alten zu tragen haben, und sie wird die Last der Altersvorsorge für sich selbst zu tragen ha­
ben. Darauf hat Pater von Nell-Breuning immer wieder hingewiesen. 

Das große Mißverständnis unserer gesetzlichen Rentenversicherung oder jeder Altersfinan­
zierung aus dem Einkommen, egal, ob Erwerbseinkommen oder Volkseinkommen, liegt bis 
heute in unserem Land darin, daß wir glauben, mit diesen Leistungen für unser eigenes Alter 
vorzusorgen. Es gibt eine Altersfürsorge für die Alten und eine Altersvorsorge für die Enwerbs-
tätigen. Es gibt immer eine Doppelbelastung. Wir können dem Grundsatz der Doppelbela­
stung nicht ausweichen. Wenn wir glauben, das sei möglich, geben wir uns einer Illusion hin. 

Leistungsprinzip! Ich muß gestehen, daß mich die Feststellung, nur Erwerbsarbeit sei Lei­
stung, irritiert. Vor einigen Jahren hat man die Arbeitsstunden in Enwerbsarbeit und Nicht-Er­
werbsarbeit gezählt. Daraufhin hat man festgestellt, daß die Nicht-Erwerbsarbeit - das liegt 
jetzt schon längere Zeit zurück; aber das Verhältnis hat sich nicht wesentlich geändert - im 
Verhältnis zur Enwerbsarbeit ungefähr 70 : 48 beträgt. Stellen wir uns doch einmal vor, die 
ganze unentgeltliche Arbeit, also die Nicht-Enwerbsarbeit, die Familienarbeit, die Arbeit mit 
Kindern, die Arbeit im sozialen Bereich, mit Jugendlichen, im Ehrenamt usw., würde nicht 
mehr geleistet, weil die Leute dafür ja keine Rente kriegen! 

Ich höre hier immer, der von mir gemachte Vorschlag sei eine Prämierung der Faulenzer. Ja, 
sind denn die Frauen, die Kinder großziehen und danach eine Grundsicherung bekommen, 
Faulenzer? Sind denn die Leute, die sich nicht in Entgeltarbeit bewegen, sondern ihre Eltern, 
ihr behindertes Kind oder sonst jemanden pflegen, Faulenzer? 

Ich bin gerne bereit - das sage ich hier ganz deutlich -, für die Abdeckung der Nicht-Erwerbs­
arbeit im Alter das Risiko in Kauf zu nehmen, daß es auch Leute gibt, die das System mißbrau­
chen. Das geschieht jetzt in der Sozialversicherung auch. Das Risiko gehen wir auch dort ein. 
Wir können es gar nicht verhindern. 

Absenkung! Es wird gesagt, das Leistungsprinzip stelle das Äquivalenzprinzip zwischen Bei­
trag und empfangener Rente her. Wo hat denn nach diesem Prinzip der Gedanke der Zumut-
barkeit seinen Platz? Wenn ich plötzlich komme und sage: „Du hast zwar einen Rentenan­
spruch erworben, eine Anwartschaft; du hast dir genaue Vorstellungen davon gemacht, wie­
viel das ist; aber das muß jetzt abgesenkt werden - natürlich nur bis zur zumutbaren Grenze -, 
wie paßt denn diese Zumutbarkeit zum Leistungsprinzip? - Das ist eine Frage, die ich nicht be­
antworten kann. 
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Drittens; Rentensicherheit! Heiner Geißler hat etwas sehr Wichtiges gesagt. Er hat gesagt: 
„Die Zukunft hängt von der Entwicl<lung des Arbeitsmarl<tes ab." Ja, wie wollen wir denn die 
Entwicklung des Arbeitsmarktes gesetzlich festlegen? Wie sich der Arbeitsmarkt entwickelt, 
ist doch völlig offen. Wir ringen zur Zeit um die Erkenntnis, wie im 21. Jahrhundert die moder­
ne, hochentwickelte Industriegesellschaft aussehen wird. Wir wissen es nicht. Wir stellen nur 
fest, daß sich die Dinge in den letzten Jahren ganz anders entwickelt haben, als wir es uns vor­
gestellt haben. 

Wenn man aber den Arbeitsmarkt zum Schlüssel für die Rentensicherheit macht, dann ist die 
Rentensicherheit preisgegeben. Das heißt, dann sollte man doch wenigstens ehrlich sein und 
sagen: „Ihr en/verbt zwar Rentenansprüche; aber ob sie wirklich in dem Umfang eingelöst und 
bedient werden können, hängt vom Arbeitsmarkt ab." Vielleicht haben wir dann auch ein viel 
größeres Interesse an arbeitsmarktpolitischen Problemen. 

Heiner Geißler hat noch einen sehr wichtigen Punkt erwähnt. Er hat nämlich auf die unter­
schiedlichen Lohnkosten in Deutschland, England und Spanien hingewiesen und hat das in 
Zusammenhang mit den Arbeitsstunden gestellt. Das ist sehr interessant. 60 Mark in 
Deutschland, aber nur 21 Arbeitsstunden für das Auto, 31 Mark in England, aber 33 Arbeits­
stunden, 28 Mark in Valencia, aber 38 Arbeitsstunden. Was steckt denn dahinter? Dahinter 
steckt, daß in Deutschland die Kapitalausstattung eines Arbeitsplatzes sehr viel höher ist. 
Deutschland hat im internationalen Vergleich die höchste Kapitalausstattung pro Arbeitsplatz 
überhaupt. Das heißt, aus diesem Arbeitsplatz werden ein Arbeitseinkommen und ein Kapital­
einkommen verdient. Das Kapitaleinkommen ist aber nicht in unserer Solidarität enthalten. 
Das Kapitaleinkommen beziehen wir ja gerade nicht in die Solidarität mit den Alten ein, son­
dern nur die Arbeitseinkommen. 

Je höher die Kapitalausstattung unserer Arbeitsplätze wird, um so größer wird der Teil des 
Volkseinkommens. Über die Lohnquote müssen wir diskutieren; dazu gibt es sehr unter­
schiedliche Meinungen. Das ist eine offene Frage. Aber was sicher ist, ist, daß je höher die Ka­
pitalausstattung von Arbeitsplätzen wird, um so höher wird der Anteil des Volkseinkommens, 
der nicht in die Solidarität eingebunden ist. 

Meine verehrten Damen und Herren, eine alternde Bevölkerung - im nächsten Jahrzehnt wird 
das Durchschnittsalter der deutschen Bevölkerung 50 Jahre betragen - ist auf eine hohe Ka­
pitalausstattung der Arbeitsplätze mehr angewiesen als eine jüngere Bevölkerung. Die Spa­
nier können sich weniger Kapitalausstattung leisten, weil ihre Bevölkerung im Durchschnitt 
sehr viel jünger ist. Wir können das nicht. Je höher die Kapitalausstattung wird, um so schma­
ler wird, relativ gesehen, die Basis für eine beitragsbezogene Rente. 

Ich bin nicht bereit, eine Politik langfristig zu unterstützen, die die gesamten Nicht-Erwerbs­
einkommen in der Gesellschaft aus der Solidarität mit den Alten herausnimmt. Das ist für mich 
ein entscheidender Gesichtspunkt. Wir müssen über einen Übergang und alles mögliche re­
den. Aber die einzige wirkliche Auskunft, die man über die Altenlast geben kann, ist die Ant­
wort auf die Frage: Wieviel nehmen die alten Menschen aus dem Volkseinkommen, nicht aus 
dem Bruttoinlandsprodukt, sondern aus dem Volkseinkommen, in Anspruch? Nach unseren 
Berechnungen sind das maximal zehn Prozent, wenn die Umstellung vorbei ist, neun Prozent. 
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Ich habe deshalb für mich selbst an diese Stelle in unseren Überlegungen geschrieben: „Der 
Zehnte des Volkseinkommens für die Alten." Aber dieser Zehnte des Volkseinkommens für 
die Alten ist aber nur zu leisten, wenn man das ganze Volkseinkommen einbezieht. Dazu gibt 
es zwei Wege: Man kann alle Leute zu Arbeitnehmern erklären - das bedeutet Ausdehnung 
der Beitragspflicht -, oder man kann eine andere Grundlage für die Umlage wählen. Das ist un­
ser Vorschlag. 

Auswirkungen auf die Beamten, Herr Kollege Vogt! - Ich sehe Sie im Augenblick nicht. Auch 
in dem Beschluß unseres Bundesvorstandes steht das. Wir werden uns über die Anfragen 
wundern, die dazu kommen werden. Denn eines ist doch wohl vollkommen klar: Wenn wir jetzt 
die Rente - auch unter Gesichtspunkten der Zumutbarkeit, notabene - absenken - ich will jetzt 
nicht darüber diskutieren, worin der Unterschied zwischen Absenken und Kürzen liegt; ich ha­
be den Eindruck: Bei Kürzen ist das Nettoprinzip und bei Absenken das Realprinzip im Spiel -
- Aber wie dem auch sei: Wenn wir unter Zumutbarkeitsgesichtspunkten in bestehende An­
wartschaften eingreifen - ich will gar nicht fragen, was das mit Artikel 14 Grundgesetz zu tun 
hat; an sich sind das ja wohl eigentumsähnliche Rechte, in die wir ständig eingreifen -, wenn 
das geschieht, dann wird es einen Protest in der Bevölkerung geben, wenn gleichzeitig die Be­
amten 75 % ihres Endgehaltes als Pension bekommen. Das ist doch offensichtlich. Es wird ei­
nen Protest gegenüber der Zusatzalterssicherung im öffentlichen Dienst geben, die uns IVlilli-
arden kostet und die natürlich die Angestellten im öffentlichen Dienst sehr viel besser bedient 
als die anderen. 

Vereinbarkeit mit der Steuerreform! Ich habe damit überhaupt keine Probleme. Wir wollen 
jetzt die Steuerreform beschließen. Was machen wir denn, wenn wir den Versuch unterneh­
men, umzustellen? Wir würden die „Steuern des kleinen Mannes", wie die Sozialbeiträge 
schon seit den 30er Jahren heißen, senken und die allgemeinen Steuern erhöhen. Das heißt, 
wir würden die Arbeitnehmer netto entlasten, und zwar vor allem die schwächeren, und wir 
würden die Last weiter verteilen. 

Letzter Punkt: Ausgleich - Frau Noite hat das gesagt - zwischen Kinderlosen und Kinderreichen. 
Es gibt nur einen Weg, die Kinderlosen stärker in die Solidarität einzubeziehen als die Kinder­
reichen, der wirklich funktioniert, und das ist der Weg über die Steuer. Die Kinderreichen zah­
len geringe Steuern, die Kinderlosen zahlen hohe Steuern. Andernfalls muß Kinder zu haben 
wie Erwerbstätigkeit behandelt werden. Dann frage ich mich: Wieso kriegt eine Mutter, die drei 
Kinder erzieht, nur ein Durchschnittseinkommen? Wieso kriegt der Facharbeiter, der an einer 
Maschine steht, die eine hohe Kapitalinvestition erforderlich macht, die aber nicht so hoch ist 
wie für Kinder, also wie für das Humankapital, das Doppelte oder das Anderthalbfache? Wie 
wollen wir das eigentlich politisch definieren? Wie wollen wir denn den Wert der Kindererzie­
hung politisch definieren? Es ist doch rein willkürlich zu sagen: Das ist das Durchschnittsein­
kommen, vor allen Dingen deshalb: Je mehr Teilzeitbeschäftigte wir haben, um so stärker 
sinkt das Durchschnittseinkommen ab. Denn darin sind ja alle involviert. 

Diese Fragen können wir heute nicht ausdiskutieren; damit bin ich sehr einverstanden. Ich 
werde dem Vorschlag des Bundesausschusses nicht zustimmen, weil ich der Meinung bin, 
daß das ein Fehler wäre. Wir erzeugen hier eine Sicherheitsillusion, die nicht besteht. Ich be-
daure es außerordentlich - ich sage das nachher noch bei den Antragsentscheidungen; dann 
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muß ich ja auch meine oder unsere Anträge begründen -, daß die Antragsl<ommission alle 
Versuche, den Bundesvorstand zu größerer Aufklärung zu veranlassen, zur Ablehnung emp­
fohlen hat. Dann wird eben diese Aufklärung außerhalb der Gremien stattfinden. Denn in der 
Debatte ist allgemein deutlich geworden - das ist für mich eigentlich das wichtigste Ergebnis -
, daß sie weitergeführt wird, daß die offenen Fragen beantwortet werden, daß gestritten wird 
über Lohnquote, die Verteilung zwischen Beitragszahlern und Rentnern in der demographi­
schen Formel - hier ist ja auch nichts entschieden; dort heißt es nur „gerecht" - usw. Das alles 
muß entschieden werden, teilweise im Gesetzgebungsverfahren - dabei werden wir uns wie­
dertreffen -, teilweise in der öffentlichen Debatte, teilweise in der von Herrn Bergner zu Recht 
für notwendig gehaltenen Grundsatzdebatte. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Kurt Biedenkopf! - Norbert Blüm, bitte! 

Dr. Norbert Blüm: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Auch ich bedanke mich aus­
drücklich für die Diskussion, auch für die Diskussionen in den letzten acht Monaten. 

Nur, meine lieben Freunde: Eine Partei ist kein Seminar, in dem unbegrenzt diskutiert werden 
kann. Eine Partei muß auch entscheiden. Ich finde, wir haben die Diskussion hinreichend lan­
ge und ausreichend geführt. Professor Biedenkopf war Mitglied der Parteikommission, Pro­
fessor Miegel war Mitglied der Regierungskommission. Es gab acht Monate Zeit für Fragen 
und Antworten, und auf keine Frage ist die Antwort verweigert worden. 

Liebe Parteifreunde, es würde mich reizen, große theoretische und systemanalytische Beiträ­
ge zu liefern. Nur, wir befinden uns mittlerweile in einem Zustand, in dem uns die Rentner und 
die Beitragszahler fragen: „Was wollt ihr jetzt? Wollt ihr eine Einheitsrente, oder wollt ihr eine 
beitragsbezogene Rente?" Darauf muß die CDU, wenn sie nicht fahnenflüchtig werden will, 
heute eine Antwort geben. 

Ein paar Fragen will ich allerdings zurückgeben. Herr Escher hat mich, wenn ich richtig gehört 
habe, gefragt: „Warum bitten Sie Leute mit einem Einkommen von 16 000 DM in eine Pflicht­
versicherung, obwohl sie doch selber für sich sorgen können?" Diese Frage gebe ich zurück: 
„Warum wollen Sie Leuten mit 16 000 DM Einkommen 1540 DM Grundrente geben, obwohl 
sie das gar nicht nötig haben?" 

(Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Sie brauchen sie ja nicht zu beantragen!) 

Wenn das die Lösung ist, daß wir auf die heroische Haltung derjenigen bauen, die es nicht 
nötig haben, so daß sie die Grundrente ablehnen, dann ist das System, das Kurt Biedenkopf 
vorschlägt, eine Zwangsbeglückung, die keine Rücksicht darauf nimmt, ob jemand reich oder 
arm, begütert oder nicht begütert ist. Das nenne ich eher eine Gleichmacherei als das, was wir 
in der Sozialversicherung machen. Wir sagen: Hast du etwas geleistet, hast du Beitrag ge­
zahlt, bekommst du eine Rente ohne Rücksicht darauf, ob du ein Haus oder zwei Häuser hast. 
Hast du gearbeitet und Beitrag gezahlt, kriegst du eine anständige Rente. Ich wünsche keinen 
Staat, der ständig Bedürfnisse prüft. 

In der guten alten christlichen Soziallehre gibt es zwei traditionelle Prinzipien: Gerechtigkeit 
und Barmherzigkeit. Ich halte beide für unverzichtbar. Ich möchte nicht in einer Welt der ab­
soluten Gerechtigkeit leben. Aber wahr ist doch: Wenn ein Problem durch Gerechtigkeit - da-
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zu gehört auch die Leistungsgerechtigkeit - gelöst werden kann, dann rufe nicht vorschnell die 
Barmherzigkeit zu Hilfe! 

Leistungsgerechtigkeit ist ein emanzipatorischer Begriff: Du bekommst eine Leistung für Vor­
leistungen. Kein Staat, keine Partei haben sich darum zu kümmern. Das ist ein System, das 
sich selbst steuert. Eine Grundrente ist die Verstaatlichung der Alterssicherung. Das ist die 
aus Haushaltsmitteln verstaatlichte Alterssicherung, während eine beitragsbezogene Rente 
auch verfassungsrechtlich einen eigentumsähnlichen Anspruch begründet. Diesen hat die 
Grundrente nicht. Mit ihr kann gemacht werden, was mit dem Straßenbau oder dem Hoch­
schulbau gemacht wird. Die beitragsbezogene Rente ist ein selbst erwirtschafteter Anspruch. 
Diese verteidige ich, weil sie ein Teil unserer großen Tradition der Sozialen Marktwirtschaft ist. 

Leistungsgerechtigkeit braucht gerade in dieser Zeit Anreize. Sonst muß der Staat mit Sank­
tionen arbeiten. Das sind die beiden Möglichkeiten. Ich entscheide mich für Anreiz und Hono­
rierung, nicht für Bestrafung. Daher sage ich: Der Schwarzarbeiter in einem beitragsbezoge­
nen System schadet sich wenigstens noch. Er erzielt mit seiner Schwarzarbeit zwar ein Ein­
kommen, aber keine Rente. Schwarzarbeit bleibt ohne Bedeutung für die Rente. Bei einer Ein­
heitsrente wird der Schwarzarbeiter genauso behandelt wie derjenige, der anständig arbeitet. 
Für ihn geht jeder Anreiz zur legalen Beschäftigung verloren. 

Ich teile die Ansicht, daß nicht nur Enwerbsarbeit Lohn bedeutet. Im übrigen: Selbst bei ge­
stiegenem Kapitaleinsatz, selbst bei höherer Produktivität durch Kapitaleinsatz steigt der 
Lohn. Maschinen können doch nicht futtern! Die Löhne steigen, wie das Beispiel Amerika be­
weist, mit der Kapitalproduktivität. Wer diese behindern möchte, indem er von der Arbeit alles 
wegnimmt und alles auf Kapital setzt, der würde den merkwürdigenweise von Kurt Biedenkopf 
soeben beschworenen Zusammenhang gefährden, daß wir, gerade wenn die Bevölkerungs­
zahl zurückgeht, darauf angewiesen sind, daß Kapital gebildet und die Arbeit produktiver wird. 
Deshalb kann man nicht beliebig Arbeit und Kapital hin und her schieben, als wäre die Kapi­
talbelastung völlig unwichtig. Sonst wüßte ich gar nicht, warum wir die Vermögensteuer ab­
geschafft haben. Wir müssen also auch konsequent sein. 

(Zuruf) 

- Ja, gut! Aber doch nur ein Teil! Aber, wie auch immer. 

Ich sehe gerade meinen verehrten Freund Beust. Ich mag ihn so, wie er mich. Ich habe mit 
großem Respekt gehört, wie er gesagt hat: „Wir müssen den Leuten mehr zumuten und die 
Wahrheit sagen." Dann wünsche ich Ihnen in Hamburg viel Spaß, wenn Sie Beamten oder 
Rentnern mit 3.000 oder 4.000 DM Rente sagen: „Jeder bekommt nur noch 1540 DM Rente. 
Davon ziehen wir euch noch Krankenversicherungs- und Pflegeversicherungsbeitrag ab. 
Dann seit ihr alle gleich glücklich mit 1300 DM Grundrente." Viel Spaß in Hamburg! Die Leute 
werden Ihnen vor lauter Wahrheitsbegeisterung zur absoluten Mehrheit verhelfen. Dessen 
bin ich ganz sicher. - Aber ich will das nicht zu spaßig sagen. 

Nur, liebe Leute - ich verstehe etwas von Mut; ich verstehe auch etwas von Wahrheit -: 1300 DM 
Rente für alle, das ist die Zukunft der Bürgerrente, die Biedenkopf vorschlägt. Daran, ob die­
se Wahrheit Akzeptanz findet, habe ich Zweifel. 
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Damit wir das Tiiema Steuererhöhung nicht so nebenbei abhal<en: Eine gigantische Steuerer­
höhung wäre erforderlich, würden wir die Grundrente nur mit Mehrwertsteuer und Einl<ommen-
steuer finanzieren,. Dann mijßte die Mehnwertsteuer auf 28 % steigen, die Einkommensteuer 
müßte um 16 % höher sein. Wenn sie auf 40 % festgelegt würde, müßten es also 56 % sein. 

Das läuft der Entwicklung unserer Steuervorschläge völlig entgegen. Wir müssen uns ent­
scheiden, ob wir jetzt eine steuerliche Entlastung oder so eine gigantische Steuererhöhung 
vornehmen wollen. Denn auf lange Zeit - jedenfalls länger, als ich Arbeitsminister bin - müß­
ten die Übergangskosten gezahlt werden. Diese wären auch noch im 20. Jahr 45 (Vlilliarden 
DIVI höher als nach dem jetzigen System. Diese 45 Milliarden DM, Herr Beust, zahlen nicht die 
Rentner von heute, sondern diese zahlen die Jungen, die Nachwachsenden! 

Nur eines noch zur Demographie: Diese sehe ich genauso, wie es hier mehrfach gesagt wur­
de. Wenn die Lebenserwartung allerdings wächst, ist das ein Versicherungsthema, und zwar 
nicht nur zuerst in der Sozialversicherung, sondern auch in der Privatversicherung. Diese 
setzt ihre Prämien nach der Sterbetafel fest. Das ist also versicherungsadäquat. Die Kinder­
zahl kann sich aus meiner Sicht nicht im Renten-Niveau niederschlagen, die Lebenserwar­
tung jedoch gilt für alle. Was die Kinderzahl betrifft, so hat der eine fünf Kinder, der andere 
überhaupt keine. Deshalb kann man das Niveau für denjenigen, der fünf Kinder hat, nicht ge­
nauso absenken wie für denjenigen, der nur ein Kind hat. Dieses Problem muß man individu­
ell lösen, entweder auf der Beitragsseite oder auf der Seite der Kindererziehung. Der vielzi­
tierte Oswald von Nell-Breuning und Herr Schreiber vom Bund katholischer Unternehmer ha­
ben damals vom Zwei-Generationenvertrag gesprochen. Ich gestehe, daß wir die dritte Di­
mension, die der Kinder, neben den zwei Dimensionen Erwerbstätige und Alte, Erwerbstätige 
und Junge aus dem Blick verloren haben. Ich höre nicht gern „Rentenlohn für Kindererzie­
hung". Kindererziehung will ich also nicht mit Lohn abtun. Kinder zu haben, macht auch noch 
ein bißchen Spaß. Meine Kinder jedenfalls habe ich nicht nur aus demographischen Gründen 
und nicht nur der Rentensicherheit wegen geboren; das will ich auch einmal sagen. (Heiter­
keit) - Ja, ich habe es nicht gern, wenn alles monetarisiert wird; wir, meine Frau und ich, haben 
sie zusammen geboren. (Erneute Heiterkeit) - Bei uns war das so. - Gut. 

Jede soziale Sicherheit, ob nach dem Modell von Kurt Biedenkopf oder nach dem des Bundes­
vorstandes, führt letztlich auf die Frage zurück: Wieviel Arbeit haben wir? Ob mit oder ohne Ma­
schinen: bezahlt wird die „Musik" aus dem laufenden Sozialprodukt. Dabei kann regieren, wer 
will, und welche Systeme es auch immer seien. Deshalb ist die entscheidende Frage: Geht uns 
die Arbeit aus? Dieser pessimistischen These folgt eher, falls ich richtig zugehört habe, Kurt 
Biedenkopf. Das ist eine zivilisationspessimistische Position. Diese gibt es nicht zum erstenmal 
in unserer Geschichte. Wenn ich nach Amerika sehe, stelle ich fest: In der Zeit, in der wir eine 
Million Arbeitsplätze geschaffen haben, haben die Amerikaner 45 Millionen geschaffen. Arbeit 
ist möglich; aber - es bleibt dabei - sie muß bezahlbar sein, sie muß gut organisiert sein. 

Liebe Freunde, ich bitte Sie nach monatelanger Diskussion um eine klare Entscheidung. Nicht 
alles, was alt ist, ist schon veraltet, und nicht alles, was neu ist, ist deshalb schon besser. Wei­
terentwicklung ist eine Mischung aus Erhalten und Verändern. Zu beidem müssen wir fähig 
sein. Dazu dient der Vorschlag des Bundesvorstandes. Ich bitte Sie um eine klare Entschei­
dung zugunsten unseres bewährten Rentensystems! 
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Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Norbert Blüm! - Meine Damen und Herren, 
ich glaube, wir sind uns einig: Wir haben jetzt eine mehrstündige erstklassige Diskussion über 
dieses wichtige Reformprojekt erlebt und können nun in die Einzelberatung eintreten. Ich rufe 
deshalb den Tagesordnungspunkt 5 auf: 

BERATUNG UND BESCHLUßFASSUNG ÜBER DIE 
BESCHLUßVORLAGE DES BUNDESVORSTANDES 

Grundlage für unsere Einzelberatung und für die Abstimmung ist die Sammlung der Anträge 
zusammen mit den Empfehlungen der Antragskommission mit dieser Titelseite. Die Seiten, 
die ich im folgenden aufrufen werde, beziehen sich auf diese Antragssammlung, auf der vor­
ne steht: „Sammlung der Anträge und Empfehlungen der Antragskommission." Wir wollen es 
wie folgt halten, daß wir immer die Anträge, die sinngemäß zusammengehören, nach den Ab­
schnitten des Leitantrages des Bundesvorstandes gemeinsam behandeln, dazu dann das 
Votum der Antragskommission hören und anschließend zur Abstimmung kommen. Wenn der 
jeweilige Antragsteller, obwohl die Argumente schon gründlich ausgetauscht sind, noch ein­
mal eine Begründung wünscht, so bitte ich ihn, sich auf jeweils drei Minuten zu konzentrieren. 
Denn die Argumente sind weitgehend bekannt und den Delegierten auch präsent. 

Ich rufe nun als ersten Komplex die Anträge A l bis A 3 auf. Hierbei geht es um die Präambel 
und auch um den Wunsch von Kurt Biedenkopf und weiteren fünf Delegierten, die Entschei­
dung heute zu verschieben. 

Die Antragskommission schlägt Ihnen vor, diesem Wunsch nicht zu folgen, sondern die Ent­
scheidung heute zu fällen. Wir empfehlen Ihnen daher die Anträge A 1 und A 2 zur Annahme 
und die Ablehnung des Antrages A 3. Wird dazu noch einmal das Wort gewünscht? - Wenn 
das nicht der Fall ist, dann bitte ich diejenigen, die der Antragskommission zustimmen, um ihr 
Stimmzeichen. - Gegenstimmen, bitte! - Dann ist mit einigen Gegenstimmen so beschlossen. 
Das Votum der Antragskommission ist angenommen. 

(Zuruf: Enthaltungen!) 

- Entschuldigung! Ich frage zum ersten Komplex noch nach Enthaltungen; das hatte ich ver­
gessen. Wer möchte sich gern enthalten? -1 Enthaltung. 

Jetzt kommen wir zum zweiten Komplex: Das sind die Anträge A 4 bis A 6. Dabei handelt es 
sich um die Ziffer 1 des Antrages, in dem es um den versicherten Personenkreis geht. Ich muß 
fragen - dazu gibt es eine ältere Wortmeldung von Karl-Josef Laumann -, ob diese aufrecht­
erhalten wird. 

(Zuruf: Nein!) 

- Sie wird nicht aufrechterhalten. Es gibt aber noch eine Wortmeldung von Reinhard Göhner. 

Dr. Reinhard Göhner: Meine Damen und Herren, die Antragskommission schlägt statt „Prü­
fungsauftrag für die Erweiterung der Versicherungspflicht" die Formulierung „anstreben" vor. 
Ich möchte vorschlagen, daß wir wegen des Antrages A 5 von Professor Biedenkopf und an­
deren zwischen den beiden Vorschlägen differenzieren. Ich bin durchaus damit einverstan­
den, daß wir nicht nur „prüfen", sondern „anstreben" der Versicherungspflicht der bisher sozi-
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alversicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisse sagen, die neben einem versicherungs­
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis eingegangen werden. Es leuchtet ein: Wenn zwei sozi­
alversicherungsfreie Beschäftigungsverhältnisse nebeneinander aus guten Gründen nicht 
möglich sind, dann kann das auch nicht neben einem bereits sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnis möglich sein. 

Der zweite Komplex allerdings ist, finde ich, aus den Gründen, die in dem Antrag A 5 genannt 
worden sind, sehr viel differenzierter. Wir sind dabei - Jürgen Rüttgers ergreift dafür viele In­
itiativen -, neue Wachstumsfelderfür neue Erwerbstätigkeit, z.B. im Bereich von Telearbeit, zu 
erschließen, um demnächst von Hause aus online Zugriff auf Arbeiten zu bekommen. Diese 
können z.B. auch in einer Form organisiert werden, daß etwa jemand auf Honorarbasis 
schwerpunktmäßig für einen Auftraggeber, möglichenweise zunächst auch nur für einen Auf­
traggeber, tätig ist. 

Die Formulierung, die hier vorgelegt wird, en/veckt so, wie sie hier steht, jedenfalls den Eindruck, 
daß so etwas sofort sozialversicherungspflichtig gemacht werden soll. Ich finde, solche neuen 
Wege der Selbständigkeit sollten wir offenhalten. Deshalb rate ich dazu, dem Antrag A 5 zu ent­
sprechen, in dem nur gesagt wird, daß „bei der Einbeziehung der Selbständigen mit arbeitneh­
merähnlicher Enwerbstätigkeit" darauf geachtet werden sollte, „daß die Ausweitung des Versi­
cherungsschutzes nicht die Entwicklung neuer Formen der Erwerbstätigkeit behindert". Ich halte 
das für ein berechtigtes Anliegen, das von der Antragskommission nicht schon im Vorspann auf­
gegriffen worden ist; denn es wird in der Formulierung gleichwohl bereits das Anstreben der Aus­
weitung der Versicherungspflicht uneingeschränkt auf die Kriterien erstreckt, die im ursprüngli­
chen Antrag stehen. Deshalb rate ich zur Differenzierung, sozusagen als ein Mittelding zwischen 
dem ursprünglichen Vorschlag des Bundesvorstandes und dem von Herrn Biedenkopf. 

Generalsekretär Peter Hintze: Karl-Josef Laumann! 

Karl-Josef Laumann: Ich glaube, daß wir jetzt konkret bei einem ganz wichtigen Punkt sind. 
Denn es gibt ja kaum noch eine Veranstaltung zum Thema „Rente", in der das Problem, ich 
sage einmal, des Organisierens von Arbeit an der Rentenversicherung vorbei nicht ange­
sprochen wird. 

Ich sehe das Problem der Scheinselbständigkeit, das im Grunde auch Reinhard Göhner an­
gesprochen hat. Dabei ist natürlich das Problem, auf der einen Seite neue Existenzen nicht 
von vornherein kaputtzumachen, auf der anderen Seite das bewußte Organisieren an der So­
zialversicherung vorbei zu unterbinden. Das ist der Weg, den wir gehen müssen. 

Ich glaube, lieber Reinhard Göhner, daß uns ein Blick in das Handwerksrecht eigentlich eine 
Handlungsanleitung geben könnte. Denn dort steht, daß jemand, der sich als Handwerksmei­
ster selbständig macht, aus der Rentenversicherung nur dann herauskommt, wenn er 15 Jah­
re lang Mitglied war. Das hat man damals so entschieden, weil man gesagt hat - das stimmt 
heute auch nicht mehr ganz -: „Dann hat er einen Rentenanspruch, der über dem Sozialhilfe­
niveau liegt." Aus diesem Geist heraus ist das einmal entstanden. 

Ich möchte aber eigentlich etwas zu einem zweiten Punkt sagen, nämlich zu den sogenannten 
610-Mark-Verträgen. Während wir auch im Gesetzgebungsverfahren alles noch einmal be-
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denken können: Allein den Vorschlag, daß derjenige, der neben einem soziaiversiclierungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis eine 610-Mark-Beschäftigung hat, auch so tun kann, als 
wäre sein Einkommen auch aus Überstunden zustande gekommen, es also voll der Versi­
cherungspflicht zu untenwerfen, kann man, glaube ich, vertreten. Aber wenn wir das isoliert 
tun, glaube ich, daß die Lebenswirklichkeit so sein wird, daß jeder eine Möglichkeit findet, da­
mit das nicht mehr stattfindet, indem man sich nämlich eine Steuerkarte - viel näher braucht 
man das nicht auszuführen - von jemandem besorgt, der eben kein sozialversicherungs­
pflichtiges Arbeitsverhältnis hat. Ich habe große Sorge, ob das in der Lebenswirklichkeit über­
haupt funktioniert. 

Eine zweite Anmerkung! Ich glaube, die Wahrheit ist auch: Wir brauchen das Instrument der 
610-Mark-Verträge in bestimmten Bereichen, in denen es nicht anders geht. Ich weiß nicht, 
wie es bei einem Bäcker, der am Samstag eine Verkäuferin mehr braucht, weil samstags mehr 
Kuchen gekauft wird, anders gehen soll als mit einer solchen Kraft. Das sollten wir auch nicht 
kaputtmachen. Aber das Problem ist doch, daß es auch andere Bereiche gibt. Ich höre das 
aus dem Einzelhandel, wo immer mehr sozialversicherungspflichtige Verkäuferinnen und 
Verkäufer durch 610-Mark-Jobs ersetzt werden. 

Wir wissen alle, daß die Arbeit im Reinigungsgewerbe - ein Wachstumsmarkt in unserer Ge­
sellschaft - zu zwei Dritteln eine nicht versicherungspflichtige Tätigkeit ist, und zwar im übri­
gen auch immer stärker im öffentlichen Bereich, weil solche Aufträge sinnvollerweise auch in 
den Kommunen an Privatfirmen vergeben werden. Es kann ja wohl nicht Sinn der Sache sein, 
daß der Wachstumssektor im Dienstleistungsbereich, etwa im Reinigungsgewerbe, voll an 
der Sozialversicherung vorbeigeht. 

Deswegen, meine ich, war von allen Punkten, die hier angeführt worden sind, der letzte, näm­
lich daß wir durch geeignete Maßnahmen die erkennbare Tendenz zur Umwandlung bisher 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung stoppen wollen, der entscheidende Punkt. Ich 
hätte es gerne gesehen und möchte das auch anregen, falls man sich darauf verständigen 
kann, aus diesem Satz die Konsequenz zu ziehen, daß wir branchenbezogen Obergrenzen 
einführen müssen, wieviel Prozent der Lohnsumme, sage ich einmal, oder der Köpfe letzten 
Endes über sozialversicherungsfreie Beschäftigung geht, um Spitzen auszugleichen, und wo 
das halt nicht mehr möglich ist. 

Generalsekretär Peter Hintze: Hartmut Schauerte! 

Hartmut Schauerte: Ich habe hohen Respekt vor der Weisheit der Antragskommission. Wir 
hatten mit dem Vorschlag des Bundesvorstandes eine von uns allen - ich habe das auch in 
meinem Beitrag vorhin formuliert - wirklich akzeptierte Formulierung gefunden, die lautete: „In 
diesem Zusammenhang prüfen wir eine Ausweitung..." Nun sagt die Antragskommission: „In 
diesem Zusammenhang streben wir eine Ausweitung... an." Ich möchte herzlich darum bitten 
- sonst müssen wir dieses Thema wirklich aufrollen -, daß wir es bei der Formulierung des 
Bundesvorstandes belassen, mit dem wir alle unseren Frieden gemacht hatten. Weitet das 
jetzt nicht aus! Der Prüfauftrag reicht aus. Sonst muß ich die Zahlen vorlegen, die dahinter­
stecken, und wir kommen in Teufels Küche. 
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Als ich diese Bemerkung vorhin hier machte, hat es einen großen Zwischenapplaus im Ple­
num gegeben. Das ist wirklich die Meinung hier. Belaßt es bei „Prüfung", und verschärft es 
jetzt bitte nicht! 

Generalsekretär Peter Hintze: Liebe Freunde, ich bitte, nicht weitere Diskussionen nach dem 
IVlotto anzudrohen: „Dann verlängern wir die ganze Geschichte." Wir haben darüber in der An­
tragskommission gründlich diskutiert. Es gab eine sehr breite Mehrheit, die gesagt hat, daß 
das ein Ziel sei, was nicht heißt, daß dann alles Wort für Wort genau umgesetzt wird. Aber der 
politische Wille sollte stärker zum Ausdruck kommen. 

Ich mache jetzt folgenden Vorschlag, daß wir der Empfehlung der Antragskommission folgen, 
die auf den Seiten 4 und 5 abgedruckt ist, daß wir den Vorschlag von Reinhard Göhner auf­
nehmen und den Satz von Kurt Biedenkopf: „Dabei soll die Entwicklung neuer Formen der Er-
werbstätigkeit nicht behindert werden" dem zweiten Spiegelstrich auf Seite 5 anfügen. Dann 
haben wir die Sache um diesen Gedanken erweitert und damit auch den Antrag A 5 mit auf­
genommen. Diesen stelle ich jetzt zur Abstimmung. Wer diesem Antrag der Antragskommis­
sion folgt, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Gegenstimmen! - Enthaltungen? - Bei einigen 
Gegenstimmen und zwei Enthaltungen haben wir dann so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zum nächsten Komplex: Das sind die Anträge A 7 und A 8. Dabei geht es um 
die Frage des demographischen Faktors. - Dazu Reinhard Göhner! 

Dr. Reinhard Göhner: Liebe Freunde, ich bewundere den Mut der Antragskommission, den 
Antrag A 8 abzulehnen. Ich bin davon überzeugt, daß jedes Wort dieses Antrages auch von 
Norbert Blüm unterschrieben wird. Ich mag es nicht, wenn Anträge, die Konkretisierungsnot­
wendigkeiten eines Grundsatzes betonen, den wir vorher in den Antrag geschrieben haben, 
einfach abgelehnt werden. 

Dahinter versteckt sich natürlich etwas, worüber wir auch sehr ernsthaft diskutieren müssen. 
Bewußt ist doch der Antrag des Bundesvorstandes an dieser Stelle von einiger Unverbind-
lichkeit. Darauf hinzuweisen, ist doch auch ehrlich. Wir können auch hier im Bundesausschuß 
nicht leisten, was in einigen Monaten allerdings ein Gesetzentwurf leisten muß, nämlich die 
vorgeschlagene demographische Formel zu konkretisieren. 

Ich will das nur einmal an einem Beispiel deutlich machen. Wenn wir bei dem Vorschlag der 
Blüm-Kommission bleiben, dann bedeutet dies, daß es eine sehr geringe und sich auch bis 
zum Jahre 2010 nur sehr vorsichtig auswirkende Veränderung im Rentenniveau geben wird. 
Die Frage, wie weit man das verändern kann, hängt von verschiedenen Faktoren ab. Wenn 
wir eine im Durchschnitt zweiprozentige Lohnsteigerung zugrunde legen - -

Generalsekretär Peter Hintze: Du hast uns schon überzeugt, Reinhard! Das vereinfacht die 
Sache. Ich schlage Ihnen vor - er war schon anfangs so überzeugend, daß weitere Ausführun­
gen jetzt eher das Gegenteil bewirken würden -, daß wir den Antrag wie folgt abändern, indem 
wir den Gedanken des Antrages A 8 aufnehmen und dann hinzufügen; „Der Bundesausschuß 
empfiehlt: Die vorgeschlagene demographische Formel soll im Gesetzgebungsverfahren 
weiter konkretisiert werden." Das können wir ja nicht heute auf unserem Parteitag leisten. 
Können Sie sich damit einverstanden erklären? Wer diesem ergänzten Antrag der Antrags-
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kommission zustimmt, den bitte ich um das Stimmzeichen. Danke schön. Gegenstimmen? 
Enthaltungen? Keine Enthaltung, keine Gegenstimme. So beschlossen. Herzlichen Dank. 

Jetzt geht es um die Anträge A 9 und A 10 und um den Komplex „Lebensarbeitszeif", die Zif­
fer 3 unseres Leitantrages. Dazu liegt mir eine Wortmeldung von Kurt Biedenkopf vor. - Bitte 
schön! 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Herr Vorsitzender, ich möchte nur darauf hinweisen, wenn wir 
das jetzt so beschließen und nicht den Bundesvorstand bitten, das weiter zu konkretisieren, 
daß wir alle draußen darüber diskutieren müssen, was wir damit eigentlich meinen, und das 
vordem Hintergrund einer hohen Arbeitslosigkeit. Die Leute glauben uns nicht, daß die Ren­
tenversicherung entlastet werden kann, wenn man die Lebensarbeitszeit über 65 Jahre hin­
aus noch verlängert. Das steckt aber hinter diesem Vorschlag. 

Deshalb möchte ich wirklich empfehlen, daß wir uns das Leben nicht unnötig schwermachen. 
Wir werden alle danach gefragt: „Was heißt das, wie soll das funktionieren?" Wenn wir den Be­
schluß, den wir hier fassen, schon so wichtig nehmen, dann müssen wir ihn nachher auch er­
klären können. Ich könnte ihn jedenfalls nicht erklären. Das war der Grund, warum ich vorge­
schlagen habe: Laßt uns das doch noch weiter vertiefen! 

Generalsekretär Peter Hintze: Norbert Blüm, bitte! 

Dr. Norbert Blüm: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zur Regelaltersgrenze 65 Jahre haben 
wir eine klare Entscheidung getroffen. Dabei bleibt es. Bei 4 Vg Millionen Arbeitslosen, meine 
ich, kann man jetzt nicht beschließen, die Regelaltersgrenze auf 67 Jahre zu erhöhen. In die­
sem Beschluß steht, daß die Rentenversicherung nicht hilflos ist. Wenn die Lebenserwartung 
wächst, wird man auch über Altersgrenzen reden müssen. Es ist nur klarzumachen, daß die 
Altersgrenze kein Tabu ist, daß sie auch von der Lebensenwartung abhängt. Aber bei 4 Vj IVlil-
lionen Arbeitslosen kostet es schon viel Mühe, für die Altersgrenze 65 Jahre Akzeptanz zu 
schaffen. Dieses Bemühen möchte ich jetzt nicht überstrapazieren. Insofern ist die Formulie­
rung ganz klar. 

(Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Es geht doch nicht um die Altersgrenze auf 65 Jahre!) 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank! Ich lasse jetzt abstimmen. Wer dem Antrag 
der Antragskommission zustimmt, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Wer stimmt dage­
gen? - Wer enthält sich? - Bei einigen Gegenstimmen und drei Enthaltungen so angenom­
men. - Wir kommen jetzt zur Ziffer 4 des Leitantrages des Bundesvorstandes. Es geht um die 
Anträge A 11 bis A 13. Dazu hat sich Roland Koch zu Wort gemeldet. 

Roland Koch: Peter Hintze, meine Damen und Herren! In dem großen Streit der Systeme, den 
wir heute geführt haben, droht ein kleiner Streit der Systeme, nämlich innerhalb der Diskussi­
on über das gesetzliche Rentenversicherungssystem, ein wenig unterzugehen. 

Der Antrag, den wir gestellt haben, macht den Versuch, wenigstens eine Option des weiteren 
Prüfens und Denkens in diesem Zusammenhang Rechnung zu tragen. Es geht in dem Antrag 
A13 um die Frage, ob wir nach der sehr rigiden Erklärung, daß jede Möglichkeit zur Beitrags­
senkung genutzt und nicht zum Ansparen einer Rücklage verwandt werden sollte, wenigstens 
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mit einem Prüfungsauftrag verbinden, daß wir zu einem Zeitpunkt, der dies ökonomisch zu­
läßt, auch das Ansparen einer Rücklage in die Überlegungen mit einbeziehen. 

Der Hintergrund ist eindeutig, daß wir in dem System - darüber haben wir ja heute morgen dis­
kutiert -, wie wir es jetzt beschlossen haben, zugeben müssen, daß es Spitzenzeiten gibt, die 
es möglich machen - Herr Kauder hat gesagt: „Wir wollen das keine magische Zahl nennen" -, 
die wichtige Zahl von 20 % Beitragsbelastung im ersten Jahrzehnt des kommenden Jahrtau­
sends zu überschreiten. 

Parallel zu der Diskussion, die wir auch über die Pensionslasten im öffentlichen Dienst führen, 
stellt sich die Frage: Kann man in Jahren hoher Anspannung der jüngeren Generation ein Signal 
geben, daß auch dann eine Beitragsbelastung über 20 % durch einen Puffer vermieden werden 
kann? Darum geht es, nämlich ob es möglich ist, daß eine Rücklage durch Nicht-Weitergeben 
jeglicher Möglichkeit zur Beitragssenkung nach einer Reform unserer kurzfristigen Arbeits­
marktprobleme dazu führt, dieses Geld und seine Zinsen zu einem späteren Zeitpunkt einzuset­
zen, um nicht in bezug auf den Beitragssatz jeder kleinen Schwankung nachgeben zu müssen, 
auch mit dem Risiko, das am Ende darin liegt, daß der Beitragssatz wieder 21,22,23 % beträgt. 

Ich halte die weitere Prüfung und das Aufnehmen dieses Prüfungsauftrages deshalb für wich­
tig, weil ich davon überzeugt bin, daß mittelfristig die Frage: „Schafft ihr es, ein Rentenversi­
cherungssystem, das beitragsbezogen und leistungsorientiert ist, zu „fahren", das nicht zu un­
zumutbaren Belastungen für einen bestimmten Prozentsatz der nächsten Generation führt?" 
gestellt wird. Wir haben ausführlich darüber diskutiert, ob wir wegen dieses Risikos aus dem 
Gesamtsystem aussteigen sollten, und haben entgegen dem Wunsch von Professor Bieden­
kopf entschieden: Wir steigen nicht aus. Das enthebt uns aber nicht der Verpflichtung, eine 
Antwort auf die Frage zu geben, welche Anstrengungen wir machen können, die Zahl 20 %, 
ob man sie „magisch" nennt oder nicht, auch in schwierigen Zeiten nicht zu überschreiten. 

Wenn man dann bei 19 % bleibt, auch wenn man 18,5 % nehmen könnte, um nach dem Jahr 
2000 zu beginnen, in der Größenordnung von 0,5 Prozentpunkten anzusparen, damit nach 
dem Jahre 2015 aus den Zinsen und aus dem Abschmelzen dieser Rücklage eine Stabilisie­
rung bei einer Obergrenze von 20 % möglich ist, halte ich das für eine Diskussion, bei der es 
nicht klug wäre, daß sie heute ganz beendet wird, sondern das sollte weiter geprüft werden. 

Aus diesem Grunde bitten wir darum, daß der Antrag A 13 entgegen der Empfehlung der An­
tragskommission hier Zustimmung erfährt. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Klaus Escher! 

Klaus Escher: Meine Damen und Herren, ich habe soeben schon in meinem Beitrag versucht, 
die Frage zu beantworten: Verbessert das eigentlich die Ausgangslage oder nicht? Ich glau­
be, wir müssen uns hier einen Moment überlegen, worin eigentlich der Unterschied zwischen 
einer Kapitalreserve und der Kapitaldeckung liegt. Wir werden effizienter werden, wenn wir im 
Umlageverfahren eine „Verschlankung" hinbekommen und freigewordene Potentiale wirklich 
effizient, d.h. rentierlich, rentabel, einsetzen. Das verbessert die Situation. 

Nun hat soeben Hartmut Schauerte den „Wurstvorrat" bemüht, der ja mittlerweile das gängi­
ge Gegenargument für den Mißbrauchstatbestand eines staatlich angesammelten Kapital-
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fonds ist. Meine Damen und Herren, fragen wir uns doch einmal einen Moment, wenn wir niclit 
mißbrauchen, sondern gebrauchen, was dann passiert? Was ist denn eigentlich - welche Ge­
währ gibt es dafür, und wer sagt uns das? - in 30 Jahren der Leistungskatalog der Renten­
kasse? Oder entspricht er dem Leistungskatalog Im Moment der Einzahlung? Wenn er dem 
im Moment der Einzahlung entspricht, warum kann man das dann nicht privat nach dem Sub-
sidlaritätsprinzip machen und nach dem, wie wir uns Eigenverantwortung vorstellen? 

Deswegen mein entschiedener Appell, auch aus ordnungspolitischen Gründen: Da Ludwig 
Erhard mehrfach zitiert wurde, sollten wir seine Worte dort, wo er uns etwas zu sagen hätte, 
an dieser Stelle beherzigen. - Lehnen Sie das bitte ab! 

Generalsekretär Peter Hintze: Wir können jetzt zur Abstimmung kommen - -

Andreas Storni: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren: Da die ordnungspolitische Ar­
gumentation wiederholt bemüht worden ist, gestatten Sie mir dazu noch eine Bemerkung. Wir 
hatten in den ersten zwei Jahrzehnten nach der Rentenreform 1957 erhebliche kapitalge­
deckte Elemente, eine Rücklage, die eine Jahresausgabe nicht unterschreiten durfte. Ein 
Nachbarland, das keineswegs als Beispiel für sozialistische Experimente gelten kann, näm­
lich die Schweiz, hat ein System mit einer deutlich niedrigeren obligatorischen Vorsorge, die 
allerdings auch einen Ausgleichsfonds hat, der eine Jahresrücklage nicht unterschreiten darf. 

Da wir zwischen 2015 und 2035 ein temporäres Problem haben werden, bitte ich Sie noch ein­
mal nachdrücklich darum, uns diese Chance offenzuhalten. Wir entscheiden darüber heute 
nicht. Nur, das Argument, dies passe ordnungspolitisch nicht, stimmt einfach nicht; denn es 
paßt selbstverständlich in das System der Sozialen Marktwirtschaft. Wir entscheiden ja nicht, 
in welcher Form angelegt wird, sondern nur darüber, ob wir uns eine Stabilisierungsmöglich­
keit erhalten wollen. - Danke. 

Generalsekretär Peter Hintze: Schönen Dank! - Wir können jetzt zur Entscheidung kommen. 
Die Antragskommission folgt diesem Vorschlag nicht. Unsere Auffassung war, daß wir die 
Beitragssenkungspotentiale nutzen wollen, weil es um Arbeitsplätze geht, und daß Kapitalbil­
dung nicht in einem solchen öffentlichen Kapitalstock, sondern privat erfolgen sollte. Wer dem 
Vorschlag der Antragskommission folgen will, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Bei einer Enthaltung mit Mehrheit im Sinne der An­
tragskommission beschlossen. 

Wir kommen zum nächsten Komplex. Er betrifft die Ziffer 5 des Antrages - Stichwort „Umfi-
nanzierung". Dazu liegt mir eine Wortmeldung vor. - Herr Doss! 

Hansjürgen Doss: Ich halte diesen Punkt für einen der wichtigsten Punkte, über die wir heute 
beschließen, nämlich über die Frage, ob wir eine Steuererhöhung im Bereich der konsumtiven 
Steuern am heutigen Tage beschließen sollten. Ich möchte davor nachdrücklich warnen. 

Wolfgang Schäuble hat in der Fraktion einmal gesagt: „Wir müssen Prioritäten setzen." Wenn 
es richtig ist - wir haben mit diesem Slogan auch Wahlkämpfe bestritten -, daß es den Enkel in 
Arbeit des Rentners geben muß, um die Rente zu finanzieren, dann muß es uns auch darum 
gehen, mehr Arbeitsplätze zu schaffen und vorhandene nicht weiter zu gefährden. 
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Ich kann in diesem Stadium unserer Disl<ussion einer Steuererhöhung unter l<einen Umstän­
den zustimmen und beziehe mich dabei u. a. auch auf den Zentralverband des Deutschen 
Handwerks, auf Generalsekretär Schleyer. Wir sollten wissen, daß beim Handwerk die mei­
sten Arbeitsplätze sind und auch entstehen können. Generalsekretär Schleyer spricht von ka­
tastrophalen Auswirkungen im Handwerk, weil die Kaufkraft der Verbraucher geschwächt 
werde und Investitionen beschäftigungsintensiver und konsumnaher Branchen erschwert 
würden. Schleyer weiter: „Nicht nur die Kaufkraft der Kunden sinkt" usw. 

Aber was ich auch interessant finde, ist folgendes. Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs­
forschung in Nürnberg sagt: „Knapp 60 000 Arbeitslose mehr pro Punkt Mehrwertsteuerer­
höhung." Das wäre ja eine der denkbaren Konsumsteuern, die wir erhöhen könnten. 

Ich bitte also darum, daß wir unserem Antrag zustimmen und keine Steuererhöhung an dieser 
Stelle beschließen. Wenn es dazu käme, daß wir in der Konsequenz zu einer Absenkung der 
Sozialversicherungsbeiträge kämen, würde das nicht bedeuten, daß man nicht darüber reden 
könnte. Aber ich möchte, wenn Sie erlauben, uns nicht empfehlen, daß wir, bevor die Absen­
kung der Arbeitskosten erfolgt ist, daß wir uns bereits in diesem frühen Stadium in dieser Form 
festlegen. 

Ich bitte deshalb um Zustimmung zu dem Antrag der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU. - Vielen Dank. 

Generalsekretär Peter Hintze: Kurt Biedenkopf! 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Wir haben vorgeschlagen, und zwar auch auf der Grundlage 
der Debatten im Bundesvorstand, die versicherungsfremden Leistungen in der Arbeitslosen­
versicherung abzusenken. Ich bin also nicht ganz der Meinung von Herrn Doss. Ich glaube, 
daß daran kein Weg vorbeiführt. Denn wir werden es in diesem Jahr erleben, daß die Arbeits­
losenversicherung ein Riesendefizit einfährt. Die Möglichkeit, hier einen Mehrwertsteuer­
punkt zu nutzen, um zum Teil die Beiträge abzusenken und zum Teil das Defizit zu verringern, 
scheint mir auch vor dem Hintergrund der Einhaltung der Maastricht-Kriterien der richtigere 
Weg zu sein. 

Was mich im übrigen an dem Vorschlag des Bundesvorstandes stört, ist, daß wir hier prinzi­
piell die Tür für eine weitere Steigerung des Bundeszuschusses aufmachen, und zwar ohne 
nähere Kriterien. Wir sagen immer: ein Beitragspunkt weniger. Aber wenn wir einmal prinzipi­
ell entschieden haben, die Beiträge zur Rentenversicherung durch eine Erhöhung des Bun­
deszuschusses zu erhöhen, dann sage ich uns allen voraus, daß wir künftig jedes Jahr dar­
über reden werden, ob wir den Bundeszuschuß nicht weiter erhöhen müssen. Damit wird ge­
nau das Prinzip ausgehöhlt, das hier nachhaltig verteidigt wird, nämlich das Leistungsprinzip 
in der Rentenversicherung. 

Generalsekretär Peter Hintze: Hermann-Josef Arentz! 

Hermann-Josef Arentz: Meine Damen und Herren, ich möchte sie herzlich bitten, diesen 
Passus so anzunehmen, wie ihn uns der Bundesvorstand vorgelegt hat, und zwar aus folgen­
den Gründen. 
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Erstens. Was die grundsätzliche Frage der Umfinanzierung angeht, haben wir uns im Grund­
satzprogramm der Partei klar dazu bekannt, daß versicherungsfremde Leistungen umfinan-
zlert werden sollen. Wir haben es beim Wahlprogramm besprochen, es steht in der Regie­
rungserklärung. Wir wissen, daß ein Prozentpunkt Beitragssatz, der umfinanziert wird, nach 
Ablauf von zwei bis drei Jahren rund 100 000 neue Arbeitsplätze schafft, weil dadurch Arbeit 
verbilligt wird. Wir wären „mit dem Klammerbeutel gepudert", wenn wir diese Einsicht jetzt 
nicht auch in eine konkrete Aktion umsetzten. 

Zweiter Punkt. Wenn wir den Menschen erklären wollen - wir werden dies alle miteinander tun 
müssen -, daß es Absenkungen im Rentenniveau geben muß, dann wird uns jeder fragen: 
„Und was habt ihr bei den versicherungsfremden Leistungen getan?" Wenn wir dann mit lee­
ren Händen dastehen, stehen wir schlecht da. Deswegen meine Bitte, auf jeden Fall den Tat­
bestand der Umfinanzierung stehenzulassen. 

Der dritte Punkt. Warum in der Rentenversicherung und nicht in der Arbeitslosenversicherung? 
Wenn wir das In der Arbeitslosenversicherung täten, würden wir vordem Hintergrund der auch 
in den nächsten Jahren noch absehbaren notwendigen Defizithaftung des Bundes bei der 
Bundesanstalt für Arbeit etwas erreichen, das nicht zu einer 1%igen Senkung des Beitrags­
satzes der Rentenversicherung führt. Das heißt, wir würden Arbeit nicht in dem iVlaße billiger 
machen können, wie wir dies wünschen. Wir haben in der Rentenversicherung, egal, wie man 
rechnet, Leistungen von 40 bis 45 Milliarden DM, die nicht beitragsgedeckt sind. Wenn wir mit 
einem Beitragsprozentpunkt diese nicht beitragsgedeckten oder versicherungsfremden Lei­
stungen verringern, tun wir erstens das, was wir immer vorgetragen haben, und zweitens stär­
ken wir langfristig auch die Akzeptanz unserer Rentenversicherung, nämlich durch erträgli­
chen Beitrag und ausreichende Leistung. 

Deswegen die herzliche Bitte: Nehmen Sie den Antrag so an, wie ihn der Bundesvorstand vor­
gelegt hat! 

Generalsekretär Peter Hintze: Zum Schluß Wolfgang Schäuble! 

Dr. Wolfgang Schäuble: Da mich mein Freund Hansjürgen Doss zitiert hat, will ich doch er­
klären, warum ich für den Antrag des Bundesvorstandes und nicht für den Antrag von Hans­
jürgen Doss bin. 

Wir haben immer gesagt: Die Umschichtung von beitragsfinanzierten zu steuerfinanzierten 
Teilen in der Sozialversicherung zur Begrenzung der Lohnzusatzkosten ist ein Punkt, in dem 
wir durchaus der Meinung sind, daß man das tun muß. Nur haben wir im Gegensatz zu den 
Sozialdemokraten gesagt: Es darf keine Alternative zu der Begrenzung des Ausgabenan­
stiegs sein. 

Nun haben wir mit dem, was zur Rentenreform zu beschließen wir hier dabei sind, klare Be­
schlüsse zur Begrenzung des Ausgabenanstiegs insbesondere durch den demographischen 
Faktor und durch die Neuregelung bei der EU- und BU-Rente. Daher, finde ich, muß man dann 
auch „springen" und sagen: Also gut, dann wollen wir jetzt den Schritt auch tun und einen Teil 
umschichten. Das ist der erste Punkt. 
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Der zweite Punkt ist: Ich finde, die Debatte über versicherungsfremde Leistungen - darin un­
terscheidet sich meine Argumentation von der manch anderer - führt uns in die irre. Wenn Sie 
sie nämlich zu Ende führen, sind Sie plötzlich bei der Lebensversicherung und haben keine 
solidarische Sozialversicherung mehr. Deswegen sollten wir diese Debatte nicht führen. Aber 
um sie nicht führen zu müssen, ist es doch richtig zu sagen: Wir erhöhen den steuerfinanzier­
ten Teil und senken dadurch - hier ist die Formulierung im Antrag A 14 ganz klar - den Bei­
tragssatz entsprechend. 

Dann bleibt als dritte Frage: Tun wir das in der Arbeitslosenversicherung oder in der Renten­
versicherung? Ich glaube, für die meisten, die den Sozialversicherungsbeitrag zahlen, ist es 
relativ gleichgültig, ob dieser um 1 % wegen des Arbeitslosenversicherungs- oder des Ren­
tenversicherungsbeitrages sinkt. Norbert Blüm wird jetzt sagen, die Bemessungsgrundlage 
sei nicht völlig gleich. Aber das habe ich schon gelernt. 

Ich sage: Ich habe in den Debatten der zurückliegenden Wochen, auch seit der Klausurtagung 
des Bundesvorstandes, gelernt, daß es für eine breite Akzeptanz unserer Rentenbeschlüsse 
hilfreich ist, wenn wir die Umfinanzierung in der Rentenversicherung beschließen. Deswegen 
plädiere ich für den Antrag des Bundesvorstandes. 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank, Wolfgang Schäuble! - Wir kommen zur Ab­
stimmung: Wer dem Antrag der Antragskommission zustimmt, den bitte ich um das Stimm­
zeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Bei einer Enthaltung und einigen Gegen­
stimmen ist das so beschlossen. 

Wir kommen nun zum Komplex der Anträge A 17 bis A 20 - Ziffer 6 des Leitantrages des Bun­
desvorstandes. Dabei geht es um die Familienleistungen. Die Antragskommission hat Ihnen 
auf Seite 10, Fortsetzung auf Seite 11 einen entsprechenden Beschlußvorschlag gemacht. -
Eine Wortmeldung von Reinhard Göhner! 

Dr. Reinhard Göhner: Ich möchte dafür plädieren, es bei dem Antrag des Bundesvorstandes 
zu belassen. Die Antragskommission hat einen Satz, drei Milliarden schwer, mit einer Kon­
kretisierung hinzugefügt, die in diesem Papier sehr auffällig ist. Sie bricht sehr mit dem Papier, 
an dieser Stelle richtig konkret. Damit engt sie natürlich alternative Überlegungen, wie wir die 
Familienleistungen im Rentenrecht anerkennen können, ein. 

Ich möchte, daß wir uns auf der Basis des Antrages des Bundesvorstandes doch noch einmal 
überlegen, ob wir nicht auch noch ein paar andere Elemente der Anerkennung von Familien­
leistungen alternativ in der Rentenversicherung berücksichtigen können. Die CDU Deutsch­
lands hat im geltenden Grundsatzprogramm unserer Partei dazu schon einmal einen Be­
schluß gefaßt - wenn Sie ihn nachlesen wollen: Ziffer 42. Dort haben wir gesagt, daß der Fa­
milienleistungsausgleich, wie er im Steuerrecht besteht, auf die Beitragsstruktur der Renten­
versicherung übertragen werden soll. Ich weiß, daß damit in der Konkretisierung viele Fragen 
verbunden sind, die wir aber diskutieren und klären müssen. 

Wenn man ein steuerfinanziertes Rentensystem schaffen wollte, würde ich der These zu­
stimmen, daß der Familienleistungsausgleich allein im Steurrecht plus Transferleistung statt­
finden kann. Aber im Rahmen des Rentenrechts sollten wir noch einmal ernsthaft darüber dis-
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kutieren, ob nicht doch eine differenzierte Beitragsstrui<tur der Versicherten nach der Kinder­
zahl möglich ist. 

Dagegen wird immer wieder eingewandt, damit würde der Grundsatz der paritätischen Finan­
zierung in den Sozialversicherungen aufgehoben. Diesen haben wir sowieso nicht. Es gibt 
Sozialversicherungen, in denen nur eine Seite zahlt. Wir haben gerade beschlossen, die Ren­
tenversicherung mit 15 Milliarden DM steuerfinanziert zu bezuschussen. Mit einem Zuschuß 
von 75 Milliarden DM haben wir ohnehin ein System von Mischfinanzierung. Man sollte nicht 
immer alles schwarz-weiß sehen. 

Ich möchte, daß wir den Gedanken einer differenzierten Entwicklung von Beiträgen je nach 
Kinderzahl noch einmal sorgfältig prüfen, wie es im Grundsatzprogramm der CDU Deutsch­
lands steht. Machen wir an dieser Stelle den Sack zu und sagen, bis zum Jahr 2000 müssen 
100 % bei der Anrechnung der Kindererziehungszeiten der Durchschnittswerte erreicht sein, 
müssen wir uns darüber im klaren sein, daß wir damit drei Milliarden Mark verbraucht haben. 
Und die Fragen in dem Antrag A 18, die Professor Biedenkopf auch in seinem Beitrag auf­
geworfen hat, müssen wir noch beantworten. Die sind in dem Kommissionsbericht, lieber 
Norbert Blüm, nicht beantwortet; das können sie auch nicht sein. Aber wir müssen sie natür­
lich spätestens beim Gesetzentwurf beantworten. 

Dazu gehört auch die Frage nach der Entwicklung der Durchschnittseinkommen angesichts 
der auch in der Bundesrepublik Deutschland zunehmenden Teilzeitarbeit. Dieser Hinweis von 
Herrn Biedenkopf ist völlig richtig. Wir haben einen immer höheren Dienstleistungsanteil in un­
serem Land, der wird in den nächsten Jahren noch stärker wachsen, und schon deshalb wird 
beispielsweise auch der Anteil von Teilzeitarbeit wachsen. Die Auswirkungen auf die Bestim­
mung von Schritten, in denen wir nun die Anpassung an Durchschnittseinkommen vorneh­
men würden, müssen deshalb bedacht werden. Ich plädiere also nachdrücklich für den Antrag 
des Bundesvorstandes, der uns noch den Raum gibt, diese Frage und die Verwirklichung des 
Grundsatzprogramms zu prüfen. 

Generalsekretär Peter Hintze: Ich muß jetzt etwas zur Geschäftslage sagen. Ich habe eine 
Flut von Wortmeldungen, wie nicht anders zu enwarten war. Ich will nur noch einmal sagen, 
worum es geht: Es geht darum - wenn Sie einmal Seite 11 des Antragspapiers aufschlagen -, 
daß wir das familienpolitische Ziel des Antrages - das eine Element, das uns das Bundesver­
fassungsgericht aufgelegt hat, und das zweite Element, das Gerechtigkeitselement, daß näm­
lich Familien für ihre Erziehungsarbeit nicht 75% des Durchschnittseinkommens angerechnet 
bekommen, sondern 100% - daß wir dieses Ziel in Stufen erreichen wollen und daß die letzte 
Stufe Ende des Jahres 2000 erreicht sein soll. Der Antrag von Reinhard Göhner zielt darauf 
ab, diesen letzten Satz wieder herauszunehmen. In Ziffer 7, die wir gleich behandeln werden, 
haben wir gesagt, daß wir uns den Komplex „Familienleistung, Hinterbliebenenfrage usw." 
nach Vorlage der entsprechenden Zahlen und Fakten - wir haben das heute morgen in der 
Grundsatzaussprache schon behandelt - insgesamt vornehmen wollen. 

Ich meine, daß wir schon in der Lage sind, so oder so darüber zu entscheiden, ob wir jetzt sa­
gen: Den Wunsch unserer Familienpolitiker, das Ende des Jahres 2000 hier mit einzubezie-
hen, nehmen wir mit auf, oder wir streichen dies wieder, ohne daß wir das jetzt in stundenlan-
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gen Diskussionen - wir haben ja eine Flut von Wortmeldungen - erörtern. Sind Sie damit ein­
verstanden, daß wir jetzt darüber entscheiden können? - Fein! Dann versuchen wir das. 

Wer also dem Vorschlag der Antragskommission in der ausgedruckten Fassung folgt, den bit­
te ich um sein Stimmzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Bei einer beachtli­
chen Zahl von Gegenstimmen und 1 Enthaltung ist das Votum der Antragskommission ange­
nommen. Ich bedanke mich. 

Wir kommen jetzt zur Ziffer 7 des Antrages und behandeln die Komplexe Antrag A 21 und A 22. 
Hierbei geht es um den Komplex „Hinterbliebenenversorgung". Der Antrag A 22 wünscht, daß 
wir den Antrag A 21 nur zur Kenntnis nehmen. Wir wollen das aber gerne beschließen. Wort­
meldungen liegen mir dazu im Moment nicht vor. 

Wer dem Antrag der Antragskommission folgt, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Gibt es 
dazu Gegenstimmen? - Einige Gegenstimmen. Enthaltungen? - Bei einigen Gegenstimmen 
und 1 Enthaltung ist das so angenommen. 

Wir kommen zur Ziffer 8 des Antrages. Hierbei geht es um Renten bei verminderter Enwerbs-
fähigkeit. Dazu liegt mir eine Wortmeldung vor. Kurt Biedenkopf möchte dazu das Wort er­
greifen. 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Ich möchte nur darauf hinweisen, daß ich jedenfalls nicht in der 
Lage bin zu sagen, was die zweistufige Rente bedeutet. Wir beschließen jetzt eine zweistufi­
ge oder zweigeteilte Erwerbsunfähigkeitsrente. Ich weiß nicht, was das insbesondere für die 
Rentenversicherung und für die Arbeitslosenversicherung für Konsequenzen hat. 

Ich wäre deshalb dankbar, wenn wir hier nur Dinge beschlössen, die wir auch erklären können. 
Denn das sollen wir ja erklären. 

(Zuruf) 

- Ja, gut; es mag sein, daß es einige von Ihnen erklären können. Ich bedaure aber: Ich habe 
bisher nichts gelesen, was mir Auskunft über die Auswirkungen gibt. Ich habe im Protokoll 
über die Präsidiumssitzung gelesen, daß die zweistufige Rente außerordentlich umstritten ist. 
Deshalb wäre ich dankbar, wenn das konkretisiert würde. Sonst müßten wir dies, wenn es be­
schlossen würde, im weiteren Gesetzgebungsverfahren konkretisieren. Eine besondere Bin­
dungswirkung würde dann aber von dem Beschluß nicht ausgehen. 

Generalsekretär Peter Hintze: Norbert Blüm, bitte! 

Dr. Norbert Blüm: Zur Erläuterung: Bei der Enwerbsunfähigkeitsrente der Zukunft soll es nicht 
mehr das Alles-oder-nichts-Prinzip, also nur eine volle Erwerbsunfähigkeitsrente, geben, son­
dern es soll auch eine halbe geben. Als Anhaltspunkt für die Bewertung: Wenn jemand nur 
noch weniger als drei Stunden arbeiten kann, soll er eine volle Erwerbsunfähigkeitsrente er­
halten, zwischen drei und sechs Stunden eine halbe. Wenn er über sechs Stunden arbeiten 
kann, bekommt er überhaupt keine Erwerbsunfähigkeitsrente. Das wird kombiniert, so daß es 
auch in der Arbeitslosenversicherung einen Arbeitslosenschutz für Teilzeitarbeit gibt. Denn 
wenn Teilzeitarbeit der Vollenwerbsarbeit gleichgestellt werden muß, muß es dafür auch ei­
nen Schutz geben. 
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Nur, dieses Risiko auf dem Arbeitsmarkt kann nicht die Rentenversicherung tragen. Denn die­
ses Arbeitsmarktrisiko ist ihr nur von der Rechtsprechung zugeschoben worden. Um es weni­
ger kompliziert zu sagen: Heute entscheidet nicht nur die Einschränkung des Gesundheitszu­
standes darüber, ob jemand erwerbsunfähig ist, sondern auch, ob jemand entsprechend sei­
ner Enwerbsunfähigkeit einen Arbeitsplatz findet. 

Diese Betrachtungsweise - die Abhängigkeit vom Arbeitsmarkt - soll entfallen, weil sie nicht 
Gegenstand der Risikoabsicherung der Rentenversicherung ist. Statt dessen soll es eine hal­
be oder eine ganze Enwerbsunfähigkeitsrente geben. 

Generalsekretär Peter HIntze: Herzlichen Dank, Norbert Blüm! - Ich lasse abstimmen. Wer 
dem Antrag in der Vorlage der Antragskommission zustimmt, den bitte ich um sein Stimmzei­
chen. - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Bei einigen Gegenstimmen ist das so an­
genommen. 

Wir kommen nun zu dem Komplex der Anträge A 25 und A 26. Es geht um Ziffer 9 des Antra­
ges des Bundesvorstandes: Stärkung der betrieblichen und privaten Altersvorsorge. Gibt es 
dazu eine Wortmeldung? - Das ist nicht der Fall. 

Wer dem Antrag der Antragskommission zustimmt, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Wer enthält sich? - Dann ist das einstimmig so angenommen. 

Wir kommen zum nächsten Komplex. Es geht dabei um Ziffer 10 des Leitantrages des Bun­
desvorstandes, um die Anträge A 27 bis A 29. Gibt es hierzu Wortmeldungen? - Hartmut 
Schauerte und Heiner Geißler! 

Hartmut Schauerte: Ich möchte den Antrag A 27 problematisieren, dagegen sprechen und 
deswegen am Schluß empfehlen, den Antrag 28, nämlich den von Professor Biedenkopf, zur 
Beratung im Bundesvorstand anzunehmen. 

Ich halte das, was hier vorgeschlagen wird, nicht für realisierbar. Die Rentenversicherungen 
sind von den betroffenen Menschen weiter weg als die Sozialämter unserer Gemeinden. Die 
Gemeinden haben eine ortsnähere und bürgernähere Konstruktion. Die Rentenversiche­
rungsträger können nicht feststellen, wer über die Höhe seiner Rente hinaus bedürftig ist. Der 
hier vorgeschlagene Weg wird dazu führen, daß die Rentenversicherungsträger die So­
zialämter der Gemeinde anzuschreiben haben, damit diese vor Ort die Bedürftigkeit prüfen. 
Dann werden die Sozialämterden Petenten anschreiben und ihn auffordern: „Komm' bitte bei 
mir vorbei; wir müssen dich prüfen." Dann wird er geprüft, und danach teilen die Sozialämter 
das Ergebnis der Prüfung der Rentenversicherung mit. Worin hier ein Vorteil liegen soll, kann 
ich nicht sehen. 

Ich halte diesen Vorschlag aber auch deswegen für unrealistisch, weil er eine erhebliche Ver­
mischung von Zuständigkeiten von Gemeinden, Ländern, Versicherungsanstalten, Sozialhil­
feträgern und Rentenversicherungen mit sich bringt. Das Ergebnis wird nur ein „Salat" sein. 
Die Gemeinden werden natürlich nicht bereit sein, ohne Prüfung pauschal den Rentenversi­
cherungen Beiträge für die Bedienung dieser Fälle zu überweisen. Das kann man sich „ab­
schminken". 
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Deswegen wird es im Bundesrat keine Mehrheit dafür geben können. Wir erwecken hier Hoff­
nungen, wir komplizieren die Verfahrensweisen. In einer so ungeklärten Lage, in der wir ohne 
jede Frage - ich sage sogar: absolut verfassungsmäßig - auf die Zustimmung von Ländern und 
Gemeinden angewiesen sind, empfiehlt sich kein schneller Durchgang, kein Schnellschuß, 
sondern eine unproblematische Herausnahme dieses Komplexes aus dem Papier. Er war in 
der Rentenkommission im übrigen so auch nicht abgestimmt. Er ist irgendwann einmal am 
Rande mit entwickelt worden. Jedenfalls halte ich das für einen falschen Weg, mit dem wir 
scheitern werden. Wir belasten das Papier unnötig. 

Eine Schlußbemerkungl Wenn dennoch anders beschlossen werden sollte, dann muß auf je­
den Fall die Bemerkung hinzugefügt werden, daß mit dieser Umstellung keine Leistungsstei­
gerungen verbunden sein sollen. Denn ich sehe darin wieder eine elegante Hintertür, um sol­
che auf dem einen oder anderen Weg - wir diskutieren überall über unsere Sozialkosten - auch 
in diesem Bereich, über Abstandsgebot und alles, was damit verbunden ist, zu unterlaufen. 

Ich empfehle dringend, dem Antrag des Delegierten Biedenkopf zufolgen: zur weiteren Bera­
tung in den Bundesvorstand. Das schadet dem Papier im übrigen nicht. 

Generalsekretär Peter Hintze: Heiner Geißler! 

Dr. Heiner Geißler: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich wollte 
eigentlich etwas zum dritten Absatz sagen, in dem wir vorschlagen, daß wir eine grundlegen­
de Reform des Sozialhilferechts anstreben sollten. Nachdem jetzt auch die ersten beiden Ab­
sätze von Herrn Schauerte angesprochen worden sind, möchte ich eigentlich empfehlen, daß 
wir diesen Punkt der verschämten Altersarmut auch so behandeln, wie vom Bundesvorstand 
vorgeschlagen. 

Viele Menschen - das gilt vor allem auch Im ländlichen Bereich, wo z.B. Renten aus der land­
wirtschaftlichen Alterskasse gezahlt werden, die sehr niedrig sind - haben aus einer Reihe von 
Gründen - wegen des Rückgriffs des Sozialamtes auf die Kinder und vielem anderen mehr -
Hemmungen, so daß sie einfach nicht zum Sozialamt gehen. Dort entsteht echte Armut. Dies 
könnten wir durch den Vorschlag, den der Bundesvorstand hier macht, ohne daß ich das jetzt 
konkretisieren muß, ausgleichen. Darüber, wie das nachher geschieht, sollten wir im Gesetz­
gebungsverfahren miteinander reden. Aber das Prinzip ist nach meiner Auffassung absolut 
richtig. Wir sollten gerade den Menschen helfen, die davon besonders betroffen sind. Im übri­
gen geht es nicht nur um die ländliche Bevölkerung, sondern solche Phänomene der ver­
schämten oder versteckten Armut von Menschen, die niedrige Renten beziehen, gibt es auch 
in den Großstädten. 

Unabhängig davon möchte ich nun etwas zu dem Absatz 3 sagen und empfehlen, diesen Ab­
satz zu präzisieren. Wenn wir nämlich sagen: Wir streben eine grundlegende Reform des So­
zialhilferechtes an, dann muß man folgendes bedenken. Wir haben bereits im letzten Jahr, ab 
1. Juli, eine Reform der Sozialhilfe in Gang gesetzt. Das ist nicht einfach gewesen. Wir brau­
chen in diesem Bereich die Zustimmung des Bundesrates. 

Offengeblieben ist die Notwendigkeit, auch durch eine rechtliche Präzisierung des Lohnab-
standsgebotes - es gibt 500 000 Sozialhilfeempfänger im Alter von 20 bis 40 Jahren -, diese 
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wieder schneller In Arbeit zu bringen. Das ist ein selir wichtiger Gesichtspunkt, auch in Abstim­
mung mit dem, was von den Arbeitsämtern getan wird. Hier gibt es Berührungspunkte mit den 
AB-Maßnahmen. Das ist etwas, was Im Sozialhilferecht weiterentwickelt werden muß. 

Was wir aber mit den Bemerkungen zur Reform des Sozialhilferechts mit Sicherheit nicht mei­
nen, Ist, wenn wir eine Formulierung wie „grundlegende Reform des Sozialhllferechtes" fin­
den, daß wir damit jetzt allelnerziehende Mütter, Behinderte, die Lebenshilfe tangleren wollen. 
Das alles wollen wir doch nicht. Wenn wir hier aber eine so allgemeine Formulierung fänden 
und beschlössen, kämen wir In außerordentliche Argumentationsschwierigkelten. 

Am letzten Samstag war ich auf zwei Veranstaltungen, auf denen ich die Kürzungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz, z.B. für Lernbehinderte in Reha-Einrichtungen, habe begründen 
müssen. Die Leute haben Inzwischen Angst, wenn sie solche Ankündigungen hören, daß sie 
davon betroffen sind. Das wollen wir aber nicht. Wir wollen weder etwas gegen Behinderte 
noch gegen alleinerziehende Mütter beschließen. 

Deswegen finde Ich: Wenn wir hier überhaupt etwas zur Sozialhilfe sagen, sollten wir uns auf 
das beschränken, was wir wollen. Das Ist der Bereich, den ich gerade angesprochen habe. 
Deswegen hatte ich vorgeschlagen, daß wir umformulieren und sagen: „Wir streben darüber 
hinaus eine Weiterentwicklung unseres Sozialhilferechtes mit dem Ziel an, die Sozialhllfe und 
Arbeltsmarktpolitik besser zu verzahnen." Das präzisiert das, was wir wollen. Wir reden jetzt 
über eine Absenkung des Rentenniveaus. Wir müssen In Zukunft die Zuzahlungen vertreten. 
Wir haben genügend zu tun, um unsere Reformpolitik einfachen Menschen gegenüber zu er­
klären. Das tun wir auch aus Überzeugung. Dann sollte man aber nicht „ein neues Faß auf­
machen", das voller Mißverständnisse Ist und worunter sich die Leute möglicherweise etwas 
vorstellen, was wir überhaupt nicht wollen. Deswegen bitte Ich um Annahme des Abände­
rungsvorschlages, den ich vorgetragen habe. 

Generalsekretär Peter Hintze: Kurt Biedenkopf! 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Gerade nach dieser Debatte, Herr Vorsitzender, möchte ich mehr 
denn je empfehlen, dem Antrag A 28 zuzustimmen. Ich will Ihnen einmal sagen, was uns die 
Leute, wenn sie das jetzt lesen, fragen werden. 

Mit der Formulierung In Absatz 2, „daß alte Menschen nicht wegen zu niedriger Renten den 
Gang zum Sozialamt antreten müssen", ist natürlich nicht gemeint, daß sie dort hingehen oder 
hinfahren müssen, sondern daß sich der Gang zum Sozialamt erübrigt. Wenn aber gemeint 
ist, daß sich der Gang zum Sozialamt erübrigt, dann heißt das Implizite auch, daß Renten kei­
ne Altersarmut erzeugen. 

(Zuruf Dr. Norbert Blüm) 

- Norbert, wir beide sind doch nun wirklich lange genug Im Geschirr, um zwischen dem unter­
scheiden zu können, was sich Experten gegenseitig zurufen, und was die Leute solchen For­
mulierungen entnehmen. In Absatz 2 wird für den unbefangenen Leser gesagt: Wir wollen ver­
schämte Altersarmut bekämpfen und deshalb vermeiden, daß die Leute zum Sozialamt gehen 
müssen, wenn sie alt sind. Das heißt also: Wir wollen durch die Rente Altersarmut bekämpfen. 
Das ist doch ein rentenpolitisches und kein sozialpolitisches Papier. Das Ist der erste Punkt. 
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Der zweite Punkt - diesem l<ann icli nur zustimmen - ist: Wir werden jetzt natürlich gefragt: „Was 
heißt denn das?" Wir werden auch, wenn es Arbeitsmarl<tl<oordination bedeutet, gefragt: „Ihr 
wollt also das Abstandsgebot einlösen, und deshalb wollt ihr die Sozialhilfe absenken? Dann 
sagt uns doch bitte einmal, wie das aussieht!" 

Ich will nur, daß wir uns hier darüber im klaren sind, wenn wir das beschließen, wird es draußen 
in wenigen Tagen eine Diskussion unter dem Gesichtspunkt geben: „Ihr wollt die Sozialhilfe 
senken." Bei den gegenwärtigen Auseinandersetzungen mit den Sozialdemokraten ist das 
doch das erste, was diese aufgreifen und sagen werden: „Die wollen jetzt an die Sozialhilfe." 
So etwas kann man doch nicht beschließen! Daher muß man sich zusammensetzen und kann 
auch nicht sagen: „Das tun wir im Gesetzgebungsverfahren." Das halten wir während dieser 
Zeit überhaupt nicht aus. 

Ich empfehle deshalb, das zunächst zurückzugeben und erst einmal richtig darüber zu disku­
tieren, was wir denn nun ändern wollen. Manfred Kanther hat schon gesagt: „Wenn wir das auf 
den Arbeitsmarkt beschränken, dann haben wir eine Fülle von anderen Problemen ausge­
klammert, die auch die Sozialhilfe betreffen." Ein großes Ärgernis in unserem Land ist doch, 
daß viele Menschen, die in dieses Land gekommen sind, aus welchen Gründen auch immer, 
den Gemeinden auf der Tasche liegen. Unsere Gemeinden haben keinen Finanzspielraum 
mehr, und sie können nicht mehr so weitermachen wie bisher. Wir haben das ja nicht abge­
lehnt, sondern gesagt: Laßt uns das doch stärker konkretisieren! Ich kann das nur noch ein­
mal dringend empfehlen. Die Diskussion, die gerade jetzt hier unter Parteifreunden angefan­
gen hat, wird natürlich draußen ganz anders geführt. 

Generalsekretär Peter Hintze: Als letzter Ulf Fink! 

Ulf Fink: Ich möchte kurz erst einmal etwas zu den Ausführungen von Hartmut Schauerte sa­
gen. Wir waren beide Mitglied der Rentenkommission. Wir haben uns nach einer ausführli­
chen Diskussion über das Thema „Rentenversicherung und Armut", wobei wir mehrere Stun­
den darüber diskutiert haben, gemeinsam auf diese Formulierung verständigt und mit einer 
übergroßen Mehrheit in der Rentenkommission diesen Vorschlag beschlossen. Das wollte ich 
zunächst einmal dazu sagen. 

Zweitens zur Sache selber! Es gibt für diesen Vorschlag ein ganz klares Vorbild; ich habe das 
vorhin bereits enwähnt. In Österreich gibt es ein Rentenversicherungssystem, das dem deut­
schen Rentenversicherungssystem sehr ähnlich ist. Dort ist dieser Vorschlag schon seit Jahr 
und Tag venwirklicht, und zwar gerade deshalb, weil das die ideale Möglichkeit ist, ein Versi­
cherungssystem voll aufrechtzuerhalten und es venwaltungsmäßig auf das harmonischste mit 
dem Fürsorgesystem zu verknüpfen. 

Dritter Gesichtspunkt! Für das, was Heiner Geißler zum Thema „Antrag A 29" gesagt hat, näm­
lich daß wir uns nicht für eine grundlegende Reform, sondern für eine Weiterentwicklung aus­
sprechen sollten, möchte ich mich nachhaltig einsetzen. Ich bin Berichterstatter der Fraktion 
für Fragen der Sozialhilfe. Wir haben einen Riesenerfolg gehabt. Denn im letzten Jahr hat es 
die Union nach 25jährigen vergeblichen Versuchen geschafft, eine grundlegende Reform der 
Sozialhilfe durchzusetzen. Ich finde, davon sollten wir nicht ablenken. 
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Generalsekretär Peter Hintze: Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Das Präsidium schlägt Ih­
nen vor, die Vorschläge wie folgt aufzunehmen, nämlich daß wir die beiden ersten Absätze des 
Antrages A 27 so stehenlassen, wie sie im Antrag des Bundesvorstands stehen, dann den Vo­
ten verschiedener Redner folgen und den dritten Absatz nach dem Vorschlag von Heiner 
Geißler austauschen. Darüber lasse ich jetzt abstimmen. Wer dem Antrag in dieser Form zu­
stimmt, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Das Er­
gebnis wird hier vorne bestritten. 

(Bundesl<anzler Dr. Helmut Kohl: Nein, das war eine klare Mehrheit!) 

- Wir wiederholen die Abstimmung. Wer dem jetzt von uns vorgeschlagenen Antrag zustimmt, 
den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Wer stimmt dagegen? 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Das ist eindeutig die l^inderheit!) 

- Wer enthält sich? Das zweite war nach unserer einhelligen Auffassung die iVlinderheit, so 
daß wir also in der von mir vorgetragenen Form beschlossen haben. 

Wir kommen jetzt zum Komplex der Anträge A 30 und A 31. Dazu gibt es keine Wortmeldun­
gen. Wir schlagen vor: Annahme in der Fassung des Antrages A 30. Wer dem zustimmt, den 
bitte ich um sein Stimmzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dann ist das einstimmig 
so beschlossen. 

Dann kommen wir zu den Anträgen A 32 und A 33, Ziffer 12 des Antrages des Bundesvor­
standes. Hierzu liegt mir eine Wortmeldung vor. - Kurt Biedenkopf! 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Herr Vorsitzender, ich möchte zumindest noch einmal zu Pro­
tokoll erklärt haben, daß das, was wir unter Ziffer 12 Absatz 2 sagen, eine Riesendebatte aus­
lösen wird. Wir gehen aus diesem Saal, ohne darauf die geringste Antwort geben zu können. 
Wir werden sofort gefragt: „Was ist mit Beamtenpensionen, was ist mit den steuerfinanzierten 
Altersversorgungen der Landwirtschaft, was ist mit den steuerfinanzierten Altersversorgun­
gen der Knappschaft, was ist mit den Versorgungszulagen im öffentlichen Dienst?" usw., usw. 
Ich weiß nicht, warum wir uns so etwas aufhalsen. Alles das sind Flanken, in die der politische 
Gegner natürlich hineinstoßen wird, ohne daß uns das irgend etwas bringt. Wenn wir sagten: 
Im Grundsatz sind wir dieser Meinung; aber jetzt wollen wir uns einmal überlegen, wie das im 
einzelnen aussehen soll, würden wir uns doch nichts verschenken. Warum die Sache gerade 
in diesem Fall bei grundsätzlicher Zustimmung nicht an den Bundesvorstand zur weiteren 
Überarbeitung verwiesen werden kann, kann ich einfach nicht nachvollziehen. 

Ich wollte das nur sagen. Jeder muß wissen, wie es denn weitergeht. Ich wüßte im Augenblick 
nur eine Antwort aus der alternativen Konzeption. Aber diese wird ja vom Kleinen Parteitag 
verworfen. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Ich verstehe das überhaupt nicht!) 

Generalsekretär Peter Hintze: Herzlichen Dank! Die Differenz ist aus unserer Sicht, wenn 
wir im Rahmen unseres Antrages bleiben, nicht zu erkennen. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Überhaupt nicht!) 
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Wenn man den Antrag insgesamt nicht billigt, ist sie zu erkennen. Aber die Entscheidung hat­
ten wir ganz am Anfang getroffen. - Wir stimmen jetzt darüber ab. Wer dem Vorschlag der An­
tragskommission zustimmt, den bitte ich um sein Stimmzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Wer 
enthält sich? - Bei einer Enthaltung und einigen Gegenstimmen so angenommen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir kommen damit zur Schlußab­
stimmung. Wer den Gesamtantrag in der so entwickelten Form unterstützt, den bitte ich um 
sein Stimmzeichen. - Wer stimmt dagegen? 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Auszählen!) 

- Das wollen wir jetzt einmal kurz zählen. Enthaltungen, bitte! - Bei 14 Gegenstimmen und 
2 Enthaltungen ist der Gesamtantrag angenommen. 

Liebe Freunde, ich danke Ihnen herzlich. Wir haben eine große Debatte zu einem guten 
Schluß gebracht. - Nun erteile ich dem Bundesvorsitzenden das Wort zu seinem Schlußwort. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Eine kurze Be­
merkung zum Schluß dieser Debatte! 

Das erste, was ich - sicherlich auch in Ihrem Namen - gerne sagen möchte, ist ein herzliches 
Wort des Dankes: an alle, die diese gewaltige Arbeit in der Regierungskommission und in der 
Parteikommission geleistet haben, aber auch an diejenigen, die in der heutigen Debatte deut­
lich gemacht haben, wie sehr wir alle uns auch bei unterschiedlichen Positionen mit großer Lei­
denschaft und Intensität um den besten Weg bemühen. 

Es wird oft behauptet, daß solch offene Diskussionen in Parteien nicht mehr stattfänden. Das 
schreiben und sagen vor allem solche Leute, die nie in einer Partei gewesen sind, die das In­
nenleben einer Partei nicht kennen und auch das Wesen einer solchen Diskussion nicht ver­
stehen können. 

Ich glaube, wir dürfen stolz darauf sein, daß wir heute und in den vergangenen Monaten alles 
versucht haben, um den besten Weg für unser Volk in dieser wichtigen Frage zu finden. 

Wir werden jetzt nach dieser Beschlußfassung - ich will das wiederholen, was ich zu Beginn 
gesagt habe - die notwendigen Gespräche mit unseren Freunden in der CSU und mit unserem 
Partner in der Koalition, der FDP, führen. Dieses Angebot gilt, ich wiederhole es ebenfalls, 
auch für die Sozialdemokraten. Wir werden dabei keine Kompromisse schließen, durch die 
wir unsere Identität aufgeben. Aber wir sind zum Gespräch bereit. 

Jeder von uns ist dazu aufgerufen, in den kommenden Wochen und Monaten mitzuarbeiten 
und in der Diskussion in den Orts-, Kreis-, Bezirks- und Landesverbänden zu verdeutlichen, 
worum es uns geht. Es gilt, den Menschen klarzumachen, daß diese Frage eine der zentralen 
Fragen der deutschen Politik heute, morgen und vor allem auch übermorgen sein wird. 

So verstehe ich eine lebendige Form von Parteiarbeit und so verstehe ich unser Miteinander, 
auch wenn wir vorher kontroverse Positionen gehabt haben. 
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Ich darf Sie noch einmal herzlich bitten, uns tatl<räftig zu unterstützen - nicht nur was das Thema 
„Rente" betrifft, sondern auch im Blick auf die anderen großen Reformprojekte, die wir jetzt an­
gehen und die wir um der Zukunft unseres Landes willen durchsetzen wollen und durchsetzen 
müssen. Ich bin mir ganz sicher, daß wir uns dann in den nächsten Monaten auch trotz des Ge­
genwindes, den wir bei so schwierigen Fragen notwendigerweise verspüren, durchsetzen wer­
den und daß wir auch große Chancen für einen Wahlerfolg im nächsten Jahr haben werden. 

In diesem Sinne sage ich noch einmal einen herzlichen Dank an alle, die mitgeholfen haben! Ich 
will hier ausdrücklich auch Peter Hintze und das Konrad-Adenauer-Haus erwähnen, die sich ge­
rade in der Schlußphase der Arbeit sehr viel Mühe gemacht haben. Ich bedanke mich bei Ihnen, 
wünsche eine gute Heimfahrt und schließe unsere heutige Bundesausschuß-Sitzung. 
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ANHANG 

Rentenreform '99 
Stabile Beiträge - Verläßliche Renten 

Beschluß des Bundesausschusses der CDU Deutschlands 

Unser Rentenversicherungssystem beruht auf der Solidarität zwischen den Generationen. Die 
jeweils arbeitende Generation sichert mit ihren Beiträgen das Einkommen der nicht mehr ar­
beitenden Generationen. Die Rentner haben ein Recht auf eine ihrer Lebensleistung entspre­
chende Rente, und die Beitragszahler haben einen Anspruch auf Schutz vor Überlastung. 

Tiefgreifende Veränderungen der gesellschaftlichen, demographischen und wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen wirken sich auch auf das System der solidarischen Alterssicherung aus: 

- Sinkende Geburtenzahlen verändern die Altersstruktur der Bevölkerung. Der Anteil der Jün­
geren wird abnehmen, der Anteil der Älteren zunehmen. Dadurch müssen weniger Bei­
tragszahler für mehr Rentner aufkommen. 

- Das effektive Renteneintrittsalter liegt unter 60 Jahren, die Schul- und Ausbildungszeiten 
haben sich erhöht. Dadurch verkürzen sich die Zeiten, in denen Beiträge zur Rentenversi­
cherung geleistet werden. 

- Die Lebenserwartung der IVlenschen ist heute - erfreulicherweise - deutlich höher als noch vor 
einigen Jahrzehnten. Dadurch steigt die Dauer des Rentenbezugs, die Rentenlaufzeit. 

Mit der Rentenreform '99 ziehen wir die Schlußfolgerungen aus diesen Veränderungen. 

Die Reform der Rentenversicherung findet innerhalb des Systems der lohn- und beitragsbe­
zogenen Renten statt. Das Versicherungsprinzip wird gestärkt. Das Umlageverfahren wird 
beibehalten. 

Wir lassen uns von dem Grundgedanken leiten, daß diese Solidarität zwischen den Genera­
tionen einen gerechten Ausgleich zwischen Jung und Alt erfordert. Diese Generationenge­
rechtigkeit venwirklichen wir durch eine Abflachung der Rentendynamik. Dabei werden wir si­
cherstellen, daß das Rentenniveau 64 % nicht unterschreitet und Rentenkürzungen infolge 
der Reform nicht eintreten. 

1 . Versicherter Personenkreis 

Flexibilisierung der Beschäftigungsformen ist für die Konkurrenzfähigkeit des Wirtschaftsstand­
ortes Deutschland von großer Bedeutung und eröffnet dem einzelnen zudem neue Möglich­
keiten der Lebensgestaltung. Diese Flexibilisierung wollen wir fördern. Gleichzeitig müssen wir 
aber dafür Sorge tragen, daß eine Erosion der Solidargemeinschaft verhindert wird und auch 
in Zukunft für schutzbedürftige Personen ein ausreichender Versicherungsschutz besteht. 

In diesem Zusammenhang streben wir eine Ausweitung der Versicherungspflicht an. Diese 
bezieht sich auf 
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- Personen, die neben einer sozialversicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung eine gering­
fügige Nebenbeschäftigung ausüben und mit dieser Nebenbeschäftigung nicht in die Sozi­
alversicherungspflicht einbezogen sind. Ehrenamtliche Tätigkelten, für die Aufwandsent­
schädigungen bezahlt werden, bleiben auch in Zukunft versicherungsfrei. 

- Selbständige mit arbeitnehmerähnllcher Enwerbstätigkelt (keine Beschäftigten, In der Regel 
nur ein Auftraggeber), um ein Abdrängen In die Scheinselbständigkeit zu verhindern. Dabei 
soll die Entwicklung neuer Formen der Erwerbstätigkeit nicht behindert werden. 

Wir wollen durch geeignete Maßnahmen der erkennbaren Tendenz zur Umwandlung bisher 
sozialversicherungspflichtiger in geringfügige Beschäftigungsverhältnisse zur Umgehung der 
Sozialversicherungspflicht entgegenwirken. 

2. Berücksichtigung der veränderten Altersstruktur 

- Die Rentenanpassungsformel wird um einen demographischen Faktor ergänzt, der die län­
gere Rentenbezugsdauer als Folge des Anstiegs der Lebensenwartung berücksichtigt. Die­
ser Faktor soll Im Gesetzgebungsverfahren weiter konkretisiert werden. 

- Der Lebenserwartungsfaktor wirkt auf Rentenzugang und Rentenbestand. 

- Die aus der bereits gestiegenen und weiter steigenden Lebensenwartung entstehenden Be­
lastungen werden zwischen Beitragszahlern und Rentnern gerecht verteilt. 

- Maßgeblich ist die Veränderung der durchschnittlichen Lebensenwartung der 65-jährigen seit 
der Rentenreform 1992. 

3. Lebensarbeitszeit 

Eine weitere Handlungsmöglichkeit besteht in der Verlängerung der Lebensarbeitszeit. Dies 
kann künftig ebenso durch einen früheren Eintritt in das Erwerbsleben mit Hilfe verkürzter 
Ausbildungszeiten geschehen, wie durch Anhebung der Altersgrenzen, sofern die Arbeits­
marktlage dies zuläßt. 

4. Verstetlgung des Beitragssatzes 

- Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Arbeitsmarkt muß der sich aus den Reformmaß­
nahmen ergebende Finanzlerungsspielraum in vollem Umfang zur Senkung des Beitragssat­
zes und damit auch zur Senkung der Lohnzusatzkosten genutzt werden. 

- Um aber kurzfristige Schwankungen der Beitragssätze zu vermeiden, wird der Beitragssatz 
künftig nicht mehr verändert, wenn die voraussichtliche Rücklage (Schwankungsreserve) In­
nerhalb eines Korridors von ein bis anderthalb Monatsausgaben liegt. 

5. Umfinanzierung 

Angesichts des tiefgreifenden Wandels in der Arbeitswelt müssen die sozialen Sicherungssy­
steme im Hinblick auf ihre Finanzierung überprüft werden. Nicht beitragsgedeckte Leistun­
gen, durch die die Arbeltskosten steigen, sollen sachgerecht finanziert werden. Hierfür erhält 
die gesetzliche Rentenversicherung einen gegenüber der bestehenden Regelung jährlich er-
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höhten Bundeszuschuß, der es ermöglicht, den Beitragssatz einen Prozentpunkt niedriger als 
ansonsten erforderlich festzusetzen. Die Mittel zur Finanzierung dieses erhöhten Bundeszu­
schusses sollen, um die Arbeitskosten zu entlasten, über eine stärkere steuerliche Inan­
spruchnahme des Verbrauchs erbracht werden. 

6. Anerkennung von Familienleistungen 

Kinder sind eine Überlebensbedingung unserer Gesellschaft. Kindererziehung ist eine Tätig­
keit, die im Interesse aller Bürger liegt. Sie zu unterstützen, ist eine Aufgabe der gesamten Ge­
sellschaft. Kinder sind aber auch entscheidend für unsere Alterssicherung, die auf der Solida­
rität zwischen den Generationen beruht. 

Als ersten Schritt und in Umsetzung der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes 
werden wir sofort bei einem Zusammentreffen von Kindererziehungszeiten mit anderen Bei­
tragszeiten die Kindererziehungszeiten additiv bis zur Beitragsbemessungsgrenze anrech­
nen. Gleichzeitig werden wir damit beginnen, bei der rentenrechtlichen Bewertung der Kin­
dererziehungszeiten stufenweise 100 Prozent des Durchschnittsverdienstes aller Versicher­
ten zugrunde zu legen. Dies soll bis zum Ende des Jahres 2000 abgeschlossen sein. 

7. Hinterbliebenenversorgung 

Das System der Hinterbliebenenversorgung in der Rentenversicherung ist reformbedürftig. 
Dabei muß den Veränderungen in der Arbeitswelt sowie der Einkommens- und Versorgungs­
situation von Männern und Frauen Rechnung getragen werden. Hierzu in Auftrag gegebene 
Untersuchungen werden erst in der zweiten Hälfte des Jahres 1998 vorliegen. Die notwendi­
gen Schlußfolgerungen hieraus werden wir unverzüglich ziehen. 

In diesem Zusammenhang werden die familienpolitischen Leistungen in der Alterssicherung 
neu geordnet. 

8. Reform der Renten wegen verminderter Erwerbsfähigl<eit 

Die Invaliditätssicherung ist ein unverzichtbares Kernelement der gesetzlichen Rentenversi­
cherung. 

- Es gilt, die Risiken der Invalidität und der Arbeitslosigkeit zu trennen und die Verantwortung 
sachgerecht der Rentenversicherung und der Arbeitslosenversicherung zuzuordnen. Bei 
der Beurteilung der Minderung der Erwerbsfähigkeit von Versicherten wird künftig nur noch 
allein auf den Gesundheitszustand der Versicherten abgestellt. 

- Die heutige Aufteilung der Renten wegen verminderter Enwerbsfähigkeit in Berufs- und Er­
werbsunfähigkeitsrenten wird durch eine zweistufige Enwerbsminderungsrente ersetzt. 

9. Stärkung der betrieblichen und privaten Altersvorsorge 

Der zweiten und dritten Säule der Altersvorsorge, die heute schon wichtiger Bestandteil des 
Gesamtsystems der Alterssicherung sind, wird in Zukunft wachsende Bedeutung zukommen. 
Hierdurch werden zugleich Eigenvorsorge und Eigenverantwortung gefördert. 
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- Zur langfristigen Stärl<ung des Gesamtsystems der Alterssiclierung streben wir deslialb auch 
einen deutlichen Ausbau der l<apitalfundierten Altersvorsorge an. 

- Zur Verbesserung der Attraktivität der betrieblichen Altersversorgung sind Änderungen der 
arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen erforderlich, vor allem bei den Unverfallbarkeits-
voraussetzungen und den Anpassungsverpflichtungen. 

-Wir werden darüber hinaus die staatliche Förderung der Vermögensbildung in Arbeitneh­
merhand nach dem Vermögensbildungsgesetz auch auf den Bereich der Altersvorsorge 
ausdehnen und vor allem auf Erwerbstätige mit unterdurchschnittlichem Einkommen kon­
zentrieren. 

10. Koordinierung von Rentenversicherung und Sozialhilfe 

Die gesetzliche Rentenversicherung hat erfolgreich Armut im Alter bekämpft. Nur ein sehr ge­
ringer Teil der Rentner ist heute wegen zu niedriger Rente auf Ergänzung durch Sozialhilfe an­
gewiesen. 

Wir wollen die sogenannte verschämte Altersarmut bekämpfen. Dazu ist eine bessere ver­
waltungsmäßige Koordinierung der Rentenversicherung und der Sozialhilfe, ohne die jeweili­
ge Finanzverantwortung zu verändern, notwendig. Es soll im Ergebnis erreicht werden, daß 
alte Menschen nicht wegen zu niedriger Renten den Gang zum Sozialamt antreten müssen. 

Unabhängig von dieser besseren Koordinierung der Rentenversicherung und der Sozialhilfe 
streben wir darüber hinaus eine Weiterentwicklung unseres Sozialhilferechtes mit dem Ziel 
an, Sozialhilfe und Arbeitsmarktpolitik besser zu verzahnen. 

11. Transparenz in der Rentenversicherung 

Damit die Versicherten die Auskünfte der Rentenversicherungsträger besser verstehen und 
sich leichter ein Bild über ihre Versicherungssituation machen können, wollen wir die Renten­
auskünfte klarer und verständlicher gestalten. 

12. Maßnahmen in anderen Alterssicherungssystemen 

Die demographischen Veränderungen im Altersaufbau der Bevölkerung betreffen auch alle an­
deren Alterssicherungssysteme. 

Wir halten es daher für notwendig, daß die in der gesetzlichen Rentenversicherung zu tref­
fenden Maßnahmen in zeitlichem Zusammenhang wirkungsgleiche Maßnahmen in allen an­
deren ganz übenwiegend öffentlich finanzierten Alterssicherungssystemen zur Folge haben. 
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